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C. Die ſuziale Kriegshinterbliebenen⸗
fürlorge des Bad . Beimaldanks .

1. Die Geldfürſorge .

a ) Allgemeines .

Die militäriſche Geldverſorgung der Kriegshinterbliebenen
iſt eine große ſoziale Tat , die das deutſche Volk geſchaffen und

für alle Zukunft reichsgeſetzlich begründet hat . Doch wird ſie
bei allen geplanten Erweiterungen und Verbeſſerungen und bei

allen Zuſchlägen zum Grundbetrag der Renten niemals imſtande
ſein , die wirtſchaftlichen Nachteile auszugleichen , die für die

Hinterbliebenen durch den Tod des Ernährers der Familie ent⸗

ſtanden ſind . Dafür würde auch die finanzielle Leiſtungsfähigkeit
des Reiches nicht ausreichen .

Vielen Hinterbliebenen iſt es übrigens bei der in ver —

ſchiedener Form und bei der in immer geſteigertem Maße ein —

tretenden Kriegsverſorgung durch militäriſche Gebührniſſe und

Bezüge möglich , ſich ohne weitere Geldbeihilfe ſelbſtändig und

aus eigener Kraft im Leben fortzubringen , insbeſondere wenn

dazu die Einnahmen aus eigenem Erwerb ſowie noch Leiſtungen
der Sozialverſicherung und einer Zivilverſorgung der Witwen und

Waiſen auf Grund des Beamtengeſetzes treten . Ein nicht geringer
Teil derſelben wird dagegen dauernd oder doch für längere Zeit
auf die Unterſtützung der freiwilligen Wohlfahrtspflege angewieſen
ſein. Das trifft beſonders bei den Witwen zu , die nach dem Tode

ihres Mannes in dürftige Verhältniſſe geraten ſind , weil vielleicht
auf einmal dringend frühere Forderungen an ſie treten , die ſie zu

befriedigen nicht imſtande ſind , und ebenſo bei Frauen , die für
eigenen Broterwerb keine Berufsausbildung erfahren haben , oder

die aus Geſundheitsrückſichten oder infolge unzureichender Kräfte ,
aus Mangel an Arbeitsgelegenheit oder wegen der Erfüllung
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anderer , häuslicher und erzieheriſcher Pflichten auf Arbeitsverdienſt

verzichten müſſen . Das trifft auch zu bei den Kriegerwaiſen oder

Kriegereltern , die noch nicht oder nicht mehr imſtande ſind, durch
ihrer Hände Arbeit den Lebensunterhalt zu verdienen .

Soweit in ſolchen Fällen einer offenkundigen Hilfsbedürftig —
keit den Militär⸗ oder Zivilbehörden keine Mittel aus dem

Staatshaushalt zur Verfügung ſtehen , wenn Verwandte , frühere

Arbeitgeber , Berufsgenoſſenſchaften oder caritative Vereine den

Witwen und Waiſen nicht hinreichend helfen können , tritt die

ſoziale Hinterbliebenenfürſorge des Heimatdanks mit einer Geld —⸗

zuwendung helfend ein ) .

) In vorbildlicher Weiſe ſorgt namentlich der Bad . Lehrerverein

für die Kriegsteilnehmer des Vereins und für deren Hinterbliebenen .

Schon unterm 22. Auguſt 1914 , als die erſten Nachrichten von den

ſchweren Verluſten bekannt wurden , die der Krieg aus der Reihe der

Lehrer forderte , hat der Bad . Lehrerverein einen Aufruf an ſeine Mit⸗

glieder erlaſſen , durch freiwillige Beiträge einen Grundſtock zu einem

„ Kriegerdank “ zu ſammeln , um daraus den Hinterbliebenen der gefallenen .

Volksſchullehrer und den kriegskranken und kriegsbeſchädigten Lehrern

einmalige und dauernde Beihilfen gewähren zu können . Bis 1. Juni
1917 ſind rund 85 000 / , die größtenteils in Kriegsanleihen angelegt

ſind , eingegangen . Vorerſt werden nur die Zinſen dieſes Kapitals zu

Beihilfen verwendet , ſo daß im Jahre 1917 40005000 / verausgabt ,

werden konnten .

In jedem Bezirksverein iſt für die in Frage Kommenden eine

Pflegſchaft eingeſetzt , die neben der Beratung der Hinterbliebenen in allen

Angelegenheiten , in denen der Rat erfahrener Männer notwendig iſt , die

wirtſchaftliche Lage der Witwen und Waiſen ſowie der Kriegsbeſchädigten

zu prüfen haben . Darnach ſind alsdann Anträge auf Beihilfen bei der

Hauptpflegſchaft ( Vorſtand ) zu ſtellen . Es ſollen hauptſächlich Mittel

dazu gewährt werden , daß die Kinder eine angemeſſene Ausbildung er⸗

langen können und ſo von der geſellſchaftlichen Stufe der Eltern nicht

herabſinken . Nach Schluß des Krieges ſoll , ſobald ſich ein Überblick über

die Aufgaben und Pflichten des „ Kriegerdankes “ gewinnen läßt , das

Kapital ſamt Zins neben weiteren freiwilligen Gaben nach und nach auf⸗

gezehrt werden .
Außerdem hat der Deutſche Lehrerverein , dem der Badiſche Lehrer —

verein angehört , eine „ Abteilung für Kriegsfürſorge “ eingerichtet mit der

Aufgabe , den infolge des Krieges in den Kreiſen der Lehrerſchaft hervor⸗

getretenen Notſtänden entgegenzuwirken . Insbeſondere fällt ihr die Bäder⸗

und Anſtaltsfürſorge zu. Sie hat darum mit dem Zentralkomite der

deutſchen Vereine vom Roten Kreuz , Abteilung X , „ Bäder⸗ und Anſtalts⸗

fürſorge “ , ein Übereinkommen getroffen , wonach kriegskranke und kriegs⸗

beſchädigte Mitglieder des Bad . Lehrervereins in Bädern und Anſtalten

unter beſonderen Vergünſtigungen untergebracht werden .
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Dieſe Geldfürſorge iſt keine Belohnung für außerordent —⸗

liche Leiſtungen der Gefallenen im Dienſte des Vaterlandes ;
denn der Krieg iſt einem elementaren Ereignis gleichzuſtellen ,
bei dem der einzelne auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht
mit Leib und Leben nicht nur für den Beſtand des Staates ,

ſondern auch für ſein eigenes Wohl eintritt . Sie iſt auch nicht
als Erſatz des Schadens anzuſehen und als Vergütung für
erlittene materielle Verluſte durch den Krieg . Die Grundſätze
des bürgerlichen Rechts über die Schadenerſatzpflicht ſind auf
dem Gebiet der Kriegsfürſorge nicht anwendbar .

Dieſe freiwillige Geldfürſorge für die Hinterbliebenen der

im Kriege Gefallenen iſt aber auch keine Armenunterſtützung ,
wie ſie meiſtens ohne Gegenleiſtung , gewöhnlich wirtſchaftlich
unbrauchbaren Elementen als Notbedarf zur Erhaltung eines

Lebensminimums zufließt , kein Almoſen , das in rechtlicher Be —

ziehung manche Nachteile mit ſich bringt und für ein beſſeres

Empfinden etwas Beſchämendes hat , ſondern ſie iſt der Ausfluß
einer gern geübten Pflicht der Dankbarkeit , die das Vaterland

den Hinterbliebenen der gefallenen Krieger ſchuldet . Sie iſt eine

Fürſorge , die ſolchen leiſtungsfähigen Volksgenoſſen zugewendet
wird , die unverſchuldet durch die harten Wirkungen des Krieges
in ihrer Lebenskraft getroffen worden ſind und durch eine Geld —

zuwendung in Verbindung mit andern erzieheriſchen Maßnahmen
in ihrem innern Weſen gefeſtigt und der menſchlichen Geſellſchaft
als wertvolle Mitglieder und der nationalen Volkswirtſchaft als

nützliche Arbeitskräfte erhalten oder neu gewonnen werden .

Der Badiſche Heimatdank iſt mit ſeiner das ganze Land um⸗

faſſenden Organiſation und ſeiner zielbewußten Fürſorgetätigkeit
am eheſten im Stande , die in allen Schichten unſeres Volkes

vorhandene hilfsbereite Opferwilligkeit vor Zerſplitterung zu be⸗

wahren . Er wird die freiwillige Liebestätigkeit für die Opfer
dieſes Krieges zuſammenfaſſen , um eine größere Wirkung und

Einheitlichkeit zu erzielen und wird dabei verhüten , daß ſich die

Hilfe und Unterſtützung unwiſſentlich und ohne Abſicht bei ein⸗

zelnen Bedürftigen ungewöhnlich häuft , während andere leer

ausgehen “) .

Durch ſeine planmäßige Arbeit und die gewonnene Über⸗

) S . Erlaß des K. M. vom 5. 10. 17, Vermeidung von Doppel⸗

leiſtungen betr . ( S. K. 17, Nr . 11, S . 37 und Nr . 12, S . 153 f. )
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ſicht über die beſtehende Not vermag er aber auch am beſten der

aufdringlichen Unbeſcheidenheit von einzelnen zu begegnen , die es

in geſchickter Weiſe verſtehen , vorhandenen Mangel zu vergrößern

oder ſolchen vorzutäuſchen .

b) Der Perſonenkreis der freiwilligen Kriegshinter⸗

bliebenenfürſorge , örtliche Zuſtändigkeit .

Der Perſonenkreis iſt von vornherein durch die Aufgabe
näher bezeichnet und begrenzt , die die freiwillige Hinterbliebenen⸗

fürſorge als ergänzende Hilfe zu der geſetzlichen Geldverſorgung

der Kriegshinterbliebenen erfüllen will .

Als Kriegshinterbliebene ſind zunächſt ſolche Familien⸗

angehörige der im Krieg Gefallenen zu betrachten , denen aus

Anlaß des gegenwärtigen Krieges ein geſetzlicher Anſpruch auf

Kriegsverſorgung ( § 8 17 , 19 , 38 , 47 des M. H. G. )

zukommt oder denen die Kriegsverſorgung vor der Todeserklärung

eines Verſchollenen zugebilligt iſt (§S 34 a. a. O. ) .

Zu dieſem eng umſchriebenen Kreis verſorgungsberechtigter

Hinterbliebener , der nur Witwen , eheliche und legitimierte Kinder

und im Bedürfnisfalle auch Verwandte der aufſteigenden Linie

umfaßt , tritt noch die große Zahl von Familienangehörigen

verſtorbener Krieger , die aus Mangel an den notwendigen Vor —

ausſetzungen überhaupt keine geſetzliche Kriegshinterbliebenen —

verſorgung erhalten . Wenn dieſe im Falle der Bedürftigkeit auch

von der Militärverwaltung mit widerruflichen Zuwendungen aus

dem ſogenannten Härtenausgleichsfonds oder mit Unterſtützungen

aus militäriſchen Spendemitteln bedacht werden können , ſo genügen

dieſe Unterſtützungen vielfach nicht , vor Not und Mangel zu

bewahren . Hier kann kein Zweifel darüber beſtehen , daß bei

einer durch die Wirkungen des Krieges hervorgerufenen Hilfs —
bedürftigkeit der Angehörigen von Kriegsteilnehmern die freiwillige

Kriegshinterbliebenenfürſorge einzutreten hat .

Von großer Bedeutung iſt auch die Stellungnahme , die die

ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge gegenüber ſolchen bedürftigen

Hinterbliebenen einnehmen kann und darf , denen die Militär⸗

verwaltung deswegen keine Verſorgungsgebührniſſe und
auch keine anderen Zuwendungen bewilligt , weil der Tod des

Ernährers der Familie nicht in einem urſächlichen Zuſammen⸗
hang mit Heeresdienſt oder Krankenpflege während des Krieges

ſtand .
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Die ſtaatliche Hinterbliebenenverſorgung iſt an eine geſetz —
liche Formulierung gebunden , die freiwillige Fürſorge
dagegen nicht . Sie kann den Begriff der Kriegsteilnehmer , der

Dienſtbeſchädigung und Kriegsdienſtbeſchädigung um vieles weiter

faſſen ; es fragt ſich nur , wie weit ſie gehen darf , um dabei

mit ihren immerhin begrenzten Mitteln auszukommen .

Zunächſt handelt es ſich bei dieſer Frage um die Hinter —
bliebenen von ſolchen Heeresangehörigen , deren Tod durch Unfall ,
Erkrankung oder Selbſtmord nach ſtreng ſachlicher Auslegung
des Geſetzes als Folge einer Dienſtbeſchädigung nicht angeſehen
werden kann , und die deswegen keinerlei geſetzliche Verſorgung
erhalten .

In der gleichen Lage befindet ſich auch die ſoziale

Kriegsbeſchädigtenfürſorge gegenüber den als dienſt —
untauglich ohne geſetzliche Verſorgungsanſprüche entlaſſenen Kriegs⸗
teilnehmern . Auch hier iſt es nicht zweifelsfrei , ob die als

Ergänzung zur geſetzlichen Kriegsbeſchädigtenverſorgung gedachte
Kriegswohlfahrtspflege für dieſe Rentenloſen ohne weiteres ein⸗

treten darf und kann .

Vom Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigtenfürſorge werden

in ſeinen Leitſätzen über die ſachliche und örtliche Zuſtändigkeit
zunächſt alle diejenigen als Kriegsbeſchädigte anerkannt , welche
als Kriegsteilnehmer eine Militärrente wegen einer Kriegs⸗
beſchädigung erhalten ; im übrigen wird es aber darüber hinaus
dem freien Ermeſſen der einzelnen Organiſationen überlaſſen ,
wie ſie die Vorausſetzung der Kriegsbeſchädigung feſtſtellen und

darnach ihre freiwilligen Geldzuwendungen einrichten wollen “) .
Wenn der Zuſammenhang zwiſchen Beſchädigung und

Militärdienſt offenſichtlich zu verneinen iſt , was namentlich der

Fall ſein wird , wenn auch die nächſt höhere militäriſche Behörde
auf Grund eines Einſpruchs zu demſelben Ergebnis kommt ,
werden ſich die Fürſorgeorganiſationen ohne weiteres der mili⸗

täriſchen Entſcheidung anſchließen und eine private Fürſorge für
den Mann ablehnen . Sie werden eine Nachprüfung nur in den

Fällen veranſtalten , in denen die Entſcheidung , ob Dienſtbeſchädi⸗
gung anzunehmen iſt , auf der Grenze liegt . Solche Grenzfälle
ſind unter der Vorausſetzung gegeben, daß das Leiden möglicher⸗

) Siehe Dr . Gerth : „ Die Fürſorge für die Rentenloſen “ in der
eitſchrift „ Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge “, 1. Jahrgang , 1917 , Nr . 1

513 ff. Vergl . SK . 1917 , Nr . 2, S. 22.G
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weiſe unter den Einwirkungen des Kriegsdienſtes hervorgerufen
oder verſchlimmert worden iſt , z. B. Geiſteskrankheit , wenn der

Vater des Beſchädigten geiſteskrank war , Tuberkuloſe , wenn der

Kriegsteilnehmer ſchon vorher ein tuberkuloſes Leiden hatte . Für

die Entſc
57055

ſolcher Grenzfälle werden vor allem die Lebens⸗

verhältniſſe des Entlaſſenen vor ſeiner Einziehung zu berückſich⸗

tigen ſein ; wenn er ſich jahrelang in dauernder Stellung befunden

hat , ſo wird vieles dafür ſprechen , daß das Leiden infolge der

Anſtrengungen des Dienſtes hervorgerufen worden iſt . In ſolchen

Fällen beſonderer Bedürftigkeit tritt die Fürſorgeorganiſation
für Kriegsbeſchädigte ein und läßt dieſen außer einer Geldfürſorge

lle Einrichtungen zu gut kommen , die das Weſen der ſozialen
Kriegsbeſchädigtenfürſorge ausmachen , wie Auskunftserteilung ,
Berufsberatung und Arbeitsvermittlung .

Die gleiche Stellung gegenüber den rentenloſen Hinter⸗
bliebenen wird auch die ſoziale Kriegshinterbliebenen⸗

fürſorge einnehmen . Auch hier iſt die Zahl der Kriegsteilnehmer
ſehr groß , deren Tod durch ein ſchon vorher beſtandenes Leiden

herbeigeführt worden iſt , das nicht offenſichtlich und nachweisbar
in Zuſammenhang mit Kriegsdienſt gebracht werden kann . Viele

ſind es , die durch einen außerhalb des Heeresdienſtes liegenden

Unglücksfall oder durch Selbſtmord ihr Leben verloren und des⸗

wegen für ihre Hinterbliebenen keinen Rentenanſpruch erworben

haben . Eine ſoziale Beihilfe erſcheint in ſolchen Fällen der

Bedürftigkeit nicht nur aus allgemein menſchlichen Gründen

angemeſſen , ſondern auch aus dem Geiſte der Kriegswohlfahrts⸗
pflege heraus geboten ; wird doch in allen Bundesratsverordnungen

und ⸗Erlaſſen mit allem Nachdruck betont , daß kein Kriegsteil⸗

nehmer und kein Familienmitglied eines ſolchen mit der Armen⸗

pflege in Berührung kommen ſoll , und zwar ſelbſt dann nicht,
wenn die Notlage mit der Einberufung zum Heeresdienſt nichts

zu tun hat . Wo ſollen aber unterſtützungsbedürftige Kriegs⸗

hinterbliebene , denen die geſetzliche und freiwillige Geldfürſorge

verſchloſſen bleibt , anders Hilfe finden , als bei der Armen —

pflege ? “ )

90Beidieſer Gelegenheit ſei darauf hingewieſen , daß die Familien⸗

unterſtützungen an die nicht verſorgungsberechtigten Angehörigen
eines in den Heeresdienſt Eingetretenen, auch wenn er während des

Krieges Selbſtmord KIgnän hat , bei fortgeſetzter Bedürftigkeit gemäß
§ 10 Abſ . 5 Satz 1 Familienunterſtützungsgeſetz ſo lange weiter zu
gewähren ſind , bis die Formation , welcher der Verſtorbene angehörte ,
auf den Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt wird .



Ebenſo gehört die Fürſorge für die Hinterbliebenen
derjenigen , welche durch andere Kriegsurſachen , als durch den Tod

auf dem Schlachtfelde , z. B . durch feindliche Einfälle , als Zivil —
gefangene oder Geiſeln ihr Leben verloren haben , namentlich auch
die Fürſorge für die Angehörigen der durch Fliegerbomben
Getöteten , vorerſt in den Kreis der freiwilligen Fürſorge⸗
tätigkeit , denn eine geſetzliche Verſorgung dieſer Opfer des Kriegs
iſt noch nicht durchgeführt . Zu Gunſten der durch feindliche
Bombenangriffe an Leib und Leben Geſchädigten iſt nach § 21

Abſ. 1 des R. Geſ . vom 3. 7. 1916 ( R. G. Bl . S . 675 ) ein

beſonderes Reichsgeſetz zu erwarten , das auch dieſe Hinter —

bliebenenverſorgung regeln wird . Zur Zeit kommt in Baden

der Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 21 . 8. 1916

Nr . 35455 , die Entſchädigung von Fliegerſchäden betr . , in

Betracht , nach dem im Falle der Bedürftigkeit eine Vorent —

ſchädigung von der Landesregierung gewährt wird . Nach einer

Erklärung des Reichskanzlers iſt dafür ein voller Erſatz durch
das Reich in Ausſicht genommen . Bis zu einer reichsgeſetzlichen
Regelung werden in Baden in Anlehnung an das in Preußen
eingehaltene Verfahren den durch Fliegerangriffe Beſchädigten
oder deren Hinterbliebenen im Falle der Bedürftigkeit in jeder —

zeit widerruflicher Weiſe laufende Unterſtützungen bis zur Höhe
der Bezüge gewährt , die ſie erhalten würden , wenn der Betroffene
die Beſchädigung als Gemeiner im Kriegsdienſt erlitten hätte .

Diesbezügliche Anträge ſind beim zuſtändigen Bezirksamt zu

ſtellen ; Hinterbliebene der durch Fliegerbomben Getöteten haben

dabei die Urkunden über Eheſchließung und Geburt der Kinder

beizufügen “) .

Auch auf die Familien der Kriegsbeſchädigten kann

ſich die Kriegshinterbliebenenfürſorge erſtrecken . (§S 8 Z. 4 der

Satzung des B. H. D. ) . Sie wird dieſe Aufgabe umſo leichter
übernehmen können , als ihr dazu geſchulte Helfer und praktiſche
Erfahrungen in der Familienpflege zur Verfügung ſtehen . Allzu
oft geht leider dieſe Art von Kriegsbeſchädigtenfürſorge durch

) Zur freiwilligen Unterſtützung der von Fliegerangriffen Ge

ſchädigten beſtehen übrigens in den beſonders heimgeſuchten Städten , wie

Freiburg und Karlsruhe , beſondere örtliche Stiftungen mit nicht unbe⸗

trächtlichen Mitteln .
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den Tod des Kriegsbeſchädigten in Kriegshinterbliebenenfürſorge
über *).

Hinterbliebene von Kriegsbeſchädigten gelten inſoweit als

Kriegshinterbliebene :

a ) als bei den Kriegsbeſchädigten der Tod auf eine Kriegs⸗
urſache zurückzuführen iſt ;

b) als Witwen von Kriegsbeſchädigten die Witwenbeihilfe
gemäß § 27 des M. H. G. gewährt worden iſt *) .

Hinterbliebene der als Rentenempfänger verſtorbenen

kriegsbeſchädigten Krieger können zeitweilig in eine ſchwierige
Lage kommen .

„ Witwen und Waiſen eines mit Invalidenrente entlaſſenen

Soldaten haben Anſpruch auf Gewährung der Hinter⸗

) ] über das gemeinſame Arbeitsgebiet der Kriegsbeſchädigten⸗ und

Kriegshinterbliebenenfürſorge ſ. Sch . des A. A, Heft 6, S. 57 ff. Über⸗

leitung der Fürſorge für Hinterbliebene von Kriegsbeſchädigten auf die

Kriegshinterbliebenenfürſorge S. K. 1918 , Nr . 6, S . 64.

) NNicht verſorgungsberechtigten Witwen von Kriegs
invaliden können nach § 27 M. H. G. Witwenbeihilfen bewilligt
werden in einer Höhe , daß das Jahresgeſamteinkommen

für die Witwe eines Generals . . . 3000 /

1 „ anderen Offiziers . 2000 „

„ un 5 „ Feldwebelleutnants 1500 „

„ „ Feldwebels uſmwu . 600 „

„ . 70 „ Urnteroffiziers . 500 „

3 1 „ Gemeinen 400 „

beträgt . Hierhin gehören die heute ſchon häufigen Fälle , in denen der

rentenbeziehende Kriegsinvalide an einer Krankheit ſtirbt , die nicht in

Zuſammenhang mit der Dienſtbeſchädigung gebracht werden kann . Aller⸗

dings ſind die Witwenbeihilfen für die Witwen von Mannſchaften von

großer Bedeutung nur dann , wenn es ſich um erwerbsunfähige

Frauen handelt . Erwerbsfähige werden in der Regel ein 400 bezw .
500 oder 600 / überſteigendes Jahresarbeitseinkommen und damit keinen

Anſpruch auf die Witwenbeihilfe haben . Bemerkt ſei , daß dem Geſamt⸗

einkommen der Witwe Einnahmen der Kinder nicht zugerechnet werden :

auch bleiben alle nicht auf einen Rechtsanſpruch gegründeten Bezüge der

Witwe , wie Armenunterſtützungen , Beihilfen von Wohltätigkeitsvereinen

und dergl . außer Anſatz . Ein Rechtsanſpruch auf die Witwenbeihilfe

beſteht nicht ; doch iſt bei Angehörigen von Militärperſonen der Unter⸗

klaſſen die Möglichkeit des Einſpruchs beim Kriegsminiſterium gegeben .

Dem an das zuſtändige Verſorgungsamt zu richtenden Antrag auf

Witwenbeihilfe iſt ein Bericht der amtlichen Fürſorgeſtelle ( Ortsbehörde )

über Familien⸗ , Vermögens⸗ , Einkommens - und Erwerbsverhältniſſe bei⸗

zufügen . ( S. K. 1918 , Nr . 1, S. 7. )
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bliebenenrente , wenn der Tod im Zuſammenhang mit der

erlittenen Dienſtbeſchädigung ſteht . Unabhängig hiervon

werden zunächſt die bisherigen Rentenbezüge des Mannes drei

Monate als Gnadengebührniſſe weitergewährt ; doch ſind dieſe ,

da es ſich um Vollrente handelt und Verſtümmelungszulagen

nur bei gewiſſen Beſchädigungen zuſtehen , gewöhnlich zu niedrig ,

um nach Fortfall des Arbeitsverdienſtes des Mannes für den

Familienunterhalt auszureichen . Ferner werden ſie in einer

Summe ausgezahlt ; dies birgt die Gefahr in ſich , daß ſie die

Frauen nicht auf die vorgeſehenen drei Monate verteilen ,

ſondern für Anſchaffung von Trauerſachen , Schuldenbegleichung

uſw . verbrauchen . Auch wenn dies nicht geſchieht und die

Gnadengebührniſſe genügen , um die Familie vor Not zu ſchützen ,

kann es vorkommen , daß die Hinterbliebenen nach dem Ablauf

der drei Gnadenmonate bis zum Einſetzen der Hinterbliebenen —

rente ( namentlich wo Entſcheidung des Kriegsminiſteriums über

das Vorliegen einer Dienſtbeſchädigung einzuholen iſt ) für

längere Zeit ohne alle Bezüge bleiben , während die Hinterblie⸗

benen der vor der Entlaſſung verſtorbenen Soldaten bis zum

Tage des Einſetzens der Rente im Genuß der Familienunter

ſtützung ſind .

Ob Wiederaufleben der Familienunterſtützung möglich iſt ,

läßt ſich aus den geſetzlichen Beſtimmungen nicht erſehen . Nach

dem Liebrecht ' ſchen Kommentar zum Familienunterſtützungsgeſetz

läßt die Gewährung der Hinterbliebenenrente an Witwen und

Waiſen eines mit Invalidenrente entlaſſenen Soldaten den An —

ſpruch auf Fortzahlung der Familienunterſtützung gemäß dem

Geſetz vom 30 . 9. 1915 von neuem auf die Dauer von drei
Monaten nach dem Sterbetag entſtehen ( Anmerkung 16 zu §8 9

der B . V. vom 21 . 1. 1916 ) . Doch auch dies bringt keine

Abhilfe , weil die Familienunterſtützung erſt mit Gewährung der

Hinterbliebenenrente , alſo erſt dann einſetzt , wenn die Notlage

durch Nachzahlung der Rente ſchon behoben oder gemildert iſ2t,
während es ſich hier gerade um die dazwiſchen liegende Zeit handelt .

Wird die Gewährung der Hinterbliebenenrente abgelehnt , weil

der Tod nicht im Zuſammenhang mit Kriegsdienſt oder einer

Dienſtbeſchädigung ſteht , ſo erſcheint ein Wiederaufleben der

Familienunterſtützung überhaupt nicht möglich. Dies iſt eine

ſchwere Benachteiligung der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern ,
die / nach der Entlaſſung verſtorben ſind ; den Angehörigen
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der während der Zugehörigkeit zum aktiven Heer
verſtorbenen Soldaten wird die Familienunterſtützung , wenn

Hinterbliebenenrente nicht möglich iſt , ſo lange weiter gewährt ,
bis die Formation , der der Einberufene angehörte , auf den

Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt wird .

Am ſchwerſten trifft dieſe Benachteiligung die Krieger —
eltern . Wird ihnen günſtigenfalls nach einigen Monaten

Elterngeld gewährt , ſo fällt doch die durch die Ausführungs⸗
beſtimmungen zu §S 11 der B . V. vom 21 . 1. 1916 gegebene
Möglichkeit fort , neben dem Kriegselterngeld bei Bedürftigkeit
Familienunterſtützung zu erhalten ““) . In einem ſolchen Falle
der durch die beſonderen Verhältniſſe geſchaffenen Not wird eine

Unterſtützung durch den Heimatdank beſonders angebracht er⸗

ſcheinen .

Hinterbliebene von freiwilligen Krankenpflegern , die im

Dienſt oder aus Anlaß desſelben verſtorben ſind, werden wie

Angehörige von andern Kriegsteilnehmern behandelt . Zu ihrer

Unterſtützung verfügt auch der Badiſche Landesverein vom Roten

Kreuz über beſondere Mittel , insbeſondere auch zur Bäder⸗

fürſorge “ ) .
Auch für ſolche Fälle , in denen der Verſtorbene nicht

Angehöriger der bewaffneten Macht geweſen iſt , ſondern als

Zivilbeamter für das Heer tätig war oder in einem privat⸗

5 Dienſtverhältnis zur Heeresmacht geſtanden
hat ) , ſtehen bei vorhandener Bedürftigkeit Unterſtützungsmittel
zur Verfügung .

Angehörige von Vermißten gehören eigentlich nicht in

den Kreis der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge , doch können

ſie in Bedürfnisfällen Zuwendungen aus Sonderſtiftungen er⸗

halten . Angehörige von Kriegsverſchollenen ſind dagegen
als Kriegshinterbliebene zu behandeln und in gleichem Umfange
wie die von Gefallenen in Fürſorge zu nehmen .

Die ſoziale des B . H .D. hat

alſo einen viel größeren Perſonenkreis als die geſetzliche
Geldverſorgung nach dem W. d. G und deckt ſich keineswegs mit

*) S. K. 1917 , Heft 5, S. 64f .

) Geſuche um Übernahme des Heilverfahrens können , aber bevor

dieſes eingeleitet iſt , auch unmittelbar an die Abteilung „ Bäderfürſorge “
des Zentralkomitees der Deutſchen Vereine vom Roten Kreuz gerichtet
werden .

) Siehe A. M. 1917 , Nr . 332 , S. 424 f.
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zuführen iſt .

ſtützung anzunehmen .

ſetzen wollen .

deren regelmäßige Monatseinnah⸗

der militäriſchen Verſorgungspflicht . Dieſe erweiterte Fürſorge
für die bedürftigen Hinterbliebenen eines Kriegsteilnehmers ſoll

auch in den Fällen eintreten , in denen erſt eine Feſtſtellung nötig

iſt , ob die Todesurſache auf die Wirkungen des Krieges zurück —

Eine derartige ſoziale Unterſtützungspflicht wird auch von der

N. St . beſonders betont . In einer Veröffentlichung in der S . K.

1918 , Nr . 5, S . 52 empfiehlt das Präſidium gerade die Fälle , in

denen eine Entſcheidung über die Gewährung der militäriſchen

Bezüge ( Witwen - und Waiſenrente , Kriegselterngeld uſw. ) noch
nicht getroffen iſt , beim Vorliegen von Bedürftigkeit mit außer⸗

ordentlichmm Wohlwollen und mit größter Beſchleunigung zu

prüfen und ſich der beſtehenden Not mit ausreichender Unter —

Von einer Geldfürſorge ſind ſchlecht beleumundete Per —

ſonen ausgeſchloſſen ; denn

unwürdiger Lebenswandel ſoll nicht durch die in allen Kreiſen

geſammelten Gelder des B . H . D.

finden . Auch kann von einer Geldzuwendung wohl bei ſolchen

Perſonen abgeſehen werden , die ſchon vor dem Kriege der Armen —

pflege anheimgefallen ſind. So bedürfen namentlich Kriegereltern ,

ein ſittlich und moraliſch

gleichſam noch Unterſtützung

die Pfründner oder ſonſtige Inſaſſen einer Anſtalt der Armen⸗

pflege ſind, einer Geldunterſtützung in der Regel nicht , da ſie

als ausreichend verſorgt betrachtet werden können . Manche

Bedürftige , die vor dem Krieg nur gelegentlich Armenunterſtützung
empfingen , werden übrigens durch den ſichern Rentenbezug und

den erzieheriſchen Einfluß der Kriegshinterbliebenenfürſorge wieder

ſelbſtändig werden und in ihrem Ehrgefühl ſo weit geſtärkt , daß

ſie ſich nicht mehr an den Koſttiſch der öffentlichen Wohltätigkeit

Ein „ Gutachten des Arbeitsausſchuſſes der Kriegerwitwen —
und - waiſenfürſorge über die Abgrenzung zwiſchen Kriegshinter
bliebenenfürſorge und öffentlicher Armenpflege “ in Heft III

S . 82 f. der Sch . des A. A. lautet :

„ Die hilfsbedürftigen Kriegshinterbliebenen können im

weſentlichen nicht als Arme im Sinne der öffentlichen Armen⸗

pflege gelten . Einmal gehören ſie nach der bisherigen Lebensſtellung

zum großen Teil zu den gehobenen Volkskreiſen . Ferner macht

die ſtaatliche Kriegsverſorgung ſie zu kleinen Rentenempfängern ,

n meiſt die Sätze der Armen⸗
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pflege überſteigen und einen Mindeſtunterhalt ſicherſtellen . Trotz⸗
dem ſind die Maſſen von Kriegshinterbliebenen aus gehobenen
Verhältniſſen im Sinne der Lebensgewöhnung und Lebensaus⸗

ſichten durch den Tod des Ernährers verarmt oder von Ver⸗

armung und Niedergang bedroht . Aus dieſer Sachlage ergibt
ſich, daß es ſich bei den Kriegshinterbliebenen nicht um Ge —

währung des armenpflegeriſch notwendigen Lebensbedarfs handelt ,

ſondern um deſſen Ergänzung zur Erhaltung in der früheren

ſozialen Stellung und zur Ermöglichung weiteren Aufſtiegs

namentlich für die Kriegswaiſen . Wo das Militärhinterbliebenen⸗
geſetz Härten beläßt oder verſagt , gilt es den Ausgleich durch
geſetzliche Maßnahmen ( Neuregelung des M . H .G. vom 17 . Mai

1907 ) anzuſtreben . Im übrigen beſtehen für die Kriegshinter⸗
bliebenen öffentliche und private Sammelfonds , die zur Er⸗

gänzung der Renten erhebliche Mittel aufbringen .
Die Abgrenzung zwiſchen öffentlicher Armenpflege und

Kriegshinterbliebenenfürſorge iſt ſomit keine künſtliche . Sie iſt

bedingt durch den Entwicklungsſtand der öffentlichen Armenpflege ;

ſie iſt geldlich möglich durch das Renten - und Stiftungsweſen
und geboten durch die Pflicht der geſellſchaftlichen Schuld⸗

abtragung gegenüber den Vaterlandsverteidigern . Ganz organiſch
ergeben ſich aus dem Tatbeſtand folgende Richtlinien für die

Zeit nach dem Kriege :

Kriegswitwen und - waiſen , ſowie Kriegshinterbliebene in

aufſteigender Linie ( ſoweit ſie Rente auf Grund des M. H. G.
von 1907 beziehen ) , die vor dem Kriege jenſeits jeder Berüh⸗

rung mit der öffentlichen Armenpflege ſtanden , ſind ihr grund⸗

ſätzlich fernzuhalten . Dies gilt auch in bezug auf ärztliche

Behandlung . Die geſundheitlichen Maßnahmen gehören , nament⸗

lich wenn ſie Vorausſetzung der Selbſtändigkeit und

Arbeitsbefähigung der Kriegswitwen ſind , zu den

erſten Aufgaben aller Kriegshinterbliebenenfürſorge . Durch Ab⸗

machungen mit den Arzten, durch Bereitſtellung von Mitteln

für Kuren und Erholungsaufenthalte muß den Kriegshinter⸗

bliebenen Inanſpruchnahme der Armenpflege auch in dieſer Rich⸗

tung möglichſt erſpart werden . Nach dieſem Grundſatz wird

bereits in vielen Städten verfahren .
Wo Renten und Bewilligungen aus Staatsmitteln und

ſonſtige Einnahmen aus Vermögen oder Arbeitseinkommen zum

Lebensunterhalt in möglichſter Annäherung an die früheren
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Verhältniſſe nicht genügen , hat die Kriegshinterbliebenenfürſorge
mit den Mitteln öffentlicher und privater Kriegshinterbliebenen⸗

Stiftungen einzutreten . Nur wo dieſe Mittel fehlen oder ver —

ſagen , iſt die öffentliche Armenpflege in Anſpruch zu nehmen .

Dagegen treten Kriegshinterbliebene , die vor dem Kriege
in laufender Armenunterſtützung ſtanden , nach dem Kriege wieder

in Behandlung der öffentlichen Armenpflege . Das gilt in erſter
Linie von Kriegseltern , aber auch von ſolchen Kriegswitwen ,
deren gefallener Mann ſie nicht oder nur zum Teil ernährt

hat . Sofern ſie infolge der erſchwerten Verhältniſſe ( Teuerung ,

Arbeitsloſigkeit ) mit ihren Renten für ſich und ihre Kinder nicht

ausreichen und der Unterſtützung bedürfen , muß hier wie ſchon
vor dem Kriege die Armenpflege eingreifenn ) . Wo dagegen vor

dem Kriege nur gelegentlich Armenunterſtützung in Frage kam ,

iſt über die Unterſtützungszuſtändigkeit , öffentliche Armenpflege
oder Kriegshinterbliebenenfürſorge je nach den Umſtänden zu

entſcheiden . Dahin gehören z. B . die Fälle , wo der Sohn die

Eltern nicht vollſtändig oder nicht überwiegend unterhalten hat .

Trug er nach beſten Kräften zum Unterhalt bei und war an —

zunehmen , daß er in der Folge (bei erhöhten Einnahmen ) die

Eltern vollſtändig unterhalten hätte , ſo liegt die Pflicht der

Abhilfe bei der Kriegshinterbliebenenfürſorge . Iſt dies nicht

anzunehmen , ſo wird in der Regel die öffentliche Armenpflege
zuſtändig ſein. Wo ſchon bisher von der öffentlichen Armen —

pflege unterſtützte Eltern ſtaatliche Bewilligungen ( in Erſatz

weſentlicher Beiträge des Sohnes ) erhalten , müſſen dieſe Be —

willigungen , ſoweit es notwendig iſt, auch weiter durch Armen —

unterſtützung ausgeglichen werden .

Man muß ſich vergegenwärtigen , daß die immerhin be —

grenzten Mittel öffentlicher und privater Kriegshinterbliebenen —
Stiftungen ausdrücklich den Zweck verfolgen , Kriegshinterbliebene
möglichſt in den bisherigen Verhältniſſen zu erhalten . Dieſe
Mittel dürfen daher in keinem Fall dazu dienen ,
einen Teil der früheren Aufgaben der öffentlichen
Armenpflege zu übernehmen “ “ ) . “

) Die während des Krieges gemachten Fehler einer völlig un⸗

differenzierten Kriegsunterſtützung ohne jede Berückſichtigung des Unterſchieds
zwiſchen laufend armenunterſtützten und vollkommen ſelbſtändig geweſenen
Familien darf die Kriegshinterbliebenenfürſorge nicht weiterſchleppen .

* ) Vergl . auch S. K. 1917 , Nr . 3, S . 20.
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Die örtliche Zuſtändigkeit für die Hinterbliebenen der im

Krieg Gefallenen wird durch den jeweiligen Wohnſitz der

Kriegshinterbliebenen beſtimmt .

Als örtlich zuſtändig iſt alſo diejenige Fürſorgeſtelle zu

betrachten , in deren Gebiet die Hinterbliebenen zur Zeit des

Auftretens des Bedürfniſſes ihren Wohnſitz haben . Als Wohnſitz

gilt der geſetzliche Wohnſitz im Sinne des B. G. B.

In Fällen dringender Not ſoll die Fürſorgeſtelle

enthaltsorts auch dann vorläufig mit Rat und Hilfe eintreten ,

wenn die Hinterbliebenen ſich nur vorübergehend am Orte

aufhalten . Die für den Wohnſitz der Hinterbliebenen zuſtändige

Fürſorgeſtelle iſt von den getroffenen Maßnahmen zu benach⸗

richtigen und um Erſatz von Ausgaben zu erſuchen . Bei Maß⸗

nahmen , die entweder beſonders koſtſpielig ſind oder eine für die

künftige Lebenshaltung der Hinterbliebenen einſchneidende Ent⸗

ſcheidung treffen , iſt , ſoweit möglich , die vorherige Zuſtimmung

der endgültig zuſtändigen Fürſorgeſtelle geboten . In Ausnahme⸗

fällen , in denen größere Mittel ſofort und ehe eine ſolche Ver

iſt , aufgewendet werden müſſen , können

des Auf⸗

ſtändigung möglich

Auträge auf ſchleunige Bewilligung an das Präſidium der

Nationalſtiftung , Berlin NW 40 , Alſenſtr . 11 , gerichtet werden .

Die ſoziale Fürſorgetätigkeit des B . H. D. iſt nicht bloß auf

badiſche Landeskinder beſchränkt , ſondern ſie erſtreckt ſich auf alle

reichsangehörigen Kriegshinterbliebenen , die in Baden

ihren Wohnſitz haben . Die Zugehörigkeit des Gefallenen zu einem

andern Bundesſtaat darf keinen Unterſchied in der Art und in

dem Grad der ſozialen Hilfe für ſeine Angehörigen bilden .

Dieſe Stellungnahme ergibt ſich ſchon aus Ziel und Aufgabe

der Nationalſtiftung , die ihre fürſorgeriſche Hilfe auf das ganze

Reich ausdehnt ; ſie ergibt ſich auch aus der grundſätzlichen
Auffaſſung der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge als einer

individuell beratenden und pflegeriſchen Aufgabe , die nicht in die

Ferne , ſondern nur im perſönlichen Umgang am gleichen Orte

erfolgreich wirken kann . Dabei muß natürlich angenommen

werden , daß die Behandlung von Kriegshinterbliebenen badiſcher

Staatsangehörigkeit auch in den anderen Staaten die gleiche iſt ,

da ſonſt Zurückſetzungen , Doppelunterſtützungen und ungebührliche
Belaſtungen einzelner Länder oder Gemeinden nicht zu vermeiden

ſind . Unter dieſer Vorausſetzung kommen Geldzuwendungen

des Badiſchen Heimatdanks in erſter Linie den Hinter⸗
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bliebenen zu , die in Baden ihren Wohnſitz haben . Beim

Wegzug in einen andern Bundesſtaat geht die Fürſorge für

ſie auf den für dieſen Staat zuſtändigen Landesausſchuß der

Nationalſtiftung über )).

Dieſen Standpunkt nimmt auch das Pr . Kriegsminiſterium
ein . In einem Erlaß vom 24 . 3. 1917 , Nr . 865/3 . 17 heißt es :

„ Um zu vermeiden , daß Familien von Kriegshinterbliebenen
beim Wechſel des Wohnorts zeitweilig ohne Fürſorge ſind ,
empfiehlt es ſich, der für den neuen Ort zuſtändigen amtlichen
Fürſorgeſtelle möglichſt bald das Verziehen der Familie unter

) Die im Ausland wohnenden Kriegshinterbliebenen wenden ſich
am beſten um Rat und Hilfe an das für ſie zuſtändige Konſulat , das
eine Vermittlung mit den beſtehenden ſozialen Hilfseinrichtungen herſtellen
wird . In Oſterreich -Ungarn hat die Fürſorge für reichsdeutſche Hinter⸗
bliebene der reichsdeutſche Hilfsbund übernommen . ( Wien VI , Getreide —
markt 7. )

Mit dem Hilfsbund für deutſche Kriegsfürſorge in ' der Schweiz zu
Zürich ( Caſpar Eſcher - Haus , Stampfenbachſtr . Nr . 19) wurde von der

Nationalſtiftung ein beſonderer Vertrag abgeſchloſſen . Als Beihilfe zur
Unterſtützung der Hinterbliebenen deutſcher Kriegsteilnehmer , die ſchon
vor dem Kriege ihren Wohnſitz in der Schweiz hatten , wurde für die

Jahre 1917 und 1918 ein Betrag von je 20000 / zur Verfügung geſtellt .
( Vergl . A. M. 1917 Nr . 234 . )

Mit dem 1. 4. 18 übernahm dieſer Hilfsbund , dem die Eigenſchaft
einer amtlichen Fürſorgeſtelle der N. St . beigelegt worden iſt , auch die

Auszahlung aller Penſionen , Renten , Verſorgungsgebührniſſe und ſonſtiger
Bezüge aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges an die in der Schweiz
wohnenden Empfänger . Als alleinige Vermittlungs - und Abrechnungs⸗
ſtelle für die Schweiz dient die ſtellvertretende Intendantur des XIV . A K.
in Karlsruhe und die Zahlungsſtelle dieſes Korps .

Unterſtützungsgeſuche von den im Reichsgebiet wohnenden bedürf —

tigen Kriegshinterbliebenen unſerer Bundesgenoſſen ſind dem L. A. zur
Weiterleitung an die N. St . zu übermitteln .

Dies iſt auch maßgebend für Fälle , in denen der Gefallene deutſcher

Staatsangehöriger war , jedoch im Verband eines öſterreichiſch - ungariſchen
Truppenteils gefallen iſt , namentlich aber dann , wenn der Antragſteller
in Sſterreich ſeinen Wohnſitz hat .

Für Kriegshinterbliebene öſterreichiſcher Staatsangehöriger dagegen
iſt nicht die N. St . , ſondern der K. K. Sſterreichiſche Militär⸗ , Witwen⸗
und Waiſenfonds , Wien III , Auenbruggerſtr . 2, zuſtändig . Doch werden
die Landesausſchüſſe der N. St . , an die ſolche Unterſtützungsgeſuche zu
richten ſind , die Eingaben auf ihre Vollſtändigkeit prüfen , bezw . deren

Ergänzung veranlaſſen , bevor ſie dieſe zwecks Erledigung und Auszah⸗
lung der Unterſtützungen an die zuſtändigen öſterreichiſchen Konſulate

weitergeben .

glei
akte

ſtel
kun

iſt .

ſon

ſtüt

ein ,

ſche

ſtell
als

geb
Ab

Als

gelt
blie

wer

Fü
Ne⸗

wäl

von

ſitze
wec

dur

So

unt

ſtän

Lat

bei

Bu

Au

erft

iſt
Bu



Beim

e für

der

erium

zt es :

benen

ſind ,

lichen

unter

n ſich
das

ſtellen
int er⸗

reide⸗

ꝛiz zu
uder

e zur
ſchon

r die

eſtellt .

ſchaft

h die

ſtiger

hweiz

ungs⸗
A. K

dürf⸗

zur

tſcher

iſchen

teller

gegen
wen⸗

erden

e zu
deren
3zah⸗zah⸗
ulate

21

gleichzeitiger Überſendung der in Betracht kommenden Perſonal⸗

akten uſw . bekanntzugeben . “
Vor dem Wegzug iſt übrigens von der örtlichen Fürſorge —⸗

ſtelle erſt zu prüfen , ob ein Ortswechſel hinſichtlich der Unter⸗

kunft und des Erwerbes ausſichtsreich und deswegen anzuraten

iſt . Ohne die Freizügigkeit beeinträchtigen zu wollen , gilt es ,

ſowohl die Landflucht , den Zug in die Stadt mit reicheren Unter⸗

ſtützungsmöglichkeiten , als auch die Abwanderung auf das Land

einzudämmen , ſo lange dort das Auskommen nicht geſichert er⸗

ſcheint . Eine Verſtändigung der in Frage kommenden Fürſorge —

ſtellen darüber , ob die Gründe für die Verlegung des Wohnſitzes

als berechtigt anzuerkennen ſind, iſt deswegen durchaus nötig und

geboten und zwar ſowohl zur Verhinderung einer unzweckmäßigen
Abwanderung , als auch zur Förderung begründeten Verziehens .
Als berechtigte Gründe zur Vornahme eines Ortswechſels können

gelten , wenn der neue Wohnſitz die frühere Heimat der Hinter⸗

bliebenen iſt , wenn nahe Verwandte dort anſäſſig ſind oder

wenn ſich dort ſichere Arbeits - und Erwerbsmöglichkeiten bieten .

Für die Erlangung von Unterſtützungen , die aus Anlaß der

Neugründung eines neuen Wohnſitzes erforderlich werden ( Ge—

währung von Reiſegeld , Vergütung der Umzugskoſten , Regelung

von Schulden uſw. ) , kommt die Fürſorgeſtelle des bisherigen Wohn —

ſitzes in Betracht . Kann ein berechtigter Grund für einen Orts⸗

wechſel nicht nachgewieſen werden , ſo iſt einem ſolchen Umzug

durch beſondere Hilfeleiſtungen auch kein Vorſchub zu leiſten .

Sofern Meinungsverſchiedenheiten über die örtliche Zuſtändigkeit
unter mehreren Fürſorgeſtellen nicht auf dem Wege der Ver —

ſtändigung behoben werden können , empfiehlt es ſich , den

Landesausſchuß des B . H. D. als Schiedsgericht anzurufen ; iſt

bei ſolchen Streitigkeiten noch eine Fürſorgeſtelle eines andern

Bundesſtaates beteiligt , kann eine Entſcheidung des Sozialen

Ausſchuſſes der N. St . eingeholt werden . “ )

e) Die Ermittlung der Unterſtützungsbedürftigen .

Die Feſtſtellung der beihilfebedürftigen Kriegshinterbliebenen

erfolgt in der Regel aus den Anträgen und unmittelbaren

) Ein Verzeichnis der beſtehenden örtlichen Fürſorgeſtellen in Preußen
iſt in Heft 7 der Schriften des A. A. , derjenigen in den andern deutſchen

Bundesſtaaten in Heft 8 enthalten .
„ Zur Regelung der örtlichen Zuſtändigkeit “ vergl . Kießling , Ztſchr .

„ Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge “ 1918 , S. 417 ff
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Geſuchen der Hilfsbedürftigen und den Erhebungen freiwilliger

Helfer oder bezahlter Hilfskräfte , ohne die in größeren Städten

wohl nicht auszukommen iſt . Eine Mitteilung von jedem Todes —

fall von Kriegsteilnehmern an die Angehörigen von Seiten der

Militärbehörden iſt z. Zt . wegen entgegenſtehender Schwierig —
keiten nicht durchführbar . Nür in beſonders gearteten Fällen , in

denen eine außerordentliche militäriſche Beihilfe wegen entgegen —

ſtehender geſetzlicher Beſtimmungen nicht erreicht werden kann ,

werden die Geſuchſteller von der zuſtändigen Militärverwaltungs —

ſtelle darauf hingewieſen , daß möglicherweiſe eine Unterſtützung

durch den Heimatdank zu erlangen iſt . Eine allgemeine Auf⸗

forderung an alle Kriegshinterbliebenen , einen Anſpruch an die

Geldbeihilfe des Heimatdankes zu erheben , iſt aus dem Grund

gar nicht nötig , weil eine Bedürftigkeit bei vielen nicht vorhanden

und in ſehr vielen Fällen eine andere Art von ſozialer Hilfe
angebrachter iſt als eine Unterſtützung mit barem Gelde .

Eine gewiſſe Zurückhaltung mit Unterſtützungsangeboten iſt

ſogar oft ſehr geraten . Eine Frau , die Wert auf ihre Selb —

ſtändigkeit legt und weiter nichts verfolgt als ihren Anſpruch

auf die geſetzliche Verſorgung , bedarf auch keiner Geldbeihilfe

und wird mit Recht eine angetragene Unterſtützung als einen

verſuchten Eingriff in ihre perſönlichen Angelegenheiten von ſich

weiſen . Durch das Ausſcheiden ſolcher unabhängigen , durch

eigenes Vermögen oder Erwerbsarbeit ſelbſtändiger Perſonen aus

dem Kreiſe der Unterſtützungsbedürftigen wird es möglich ſein ,

Geldzuwendungen in erhöhtem Maße denjenigen zuzuwenden ,
die ſolche Hilfe dringend nötig haben .

Des weiteren erſcheint es auch nicht unbedenklich , die Er —

langung von Geldbeihilfen allzuleicht zu machen , weil manche

arbeitsunluſtige Perſon dadurch beſtärkt wird , ſich nur auf fremde

Unterſtützung zu verlaſſen . Eine Fürſorge aber , die dem Be —

dürftigen den guten Willen raubt , den harten Kampf ums Leben

ſo gut als möglich mit eigenen Kräften zu beſtehen , die ihn

abhängig und unſelbſtändig macht , iſt ein größeres Übel, als die

Not des Lebens ſelbſt .
Als nicht mehr hilfsbedürftig ſind diejenigen Hinterbliebenen

anzuſehen , bei denen die gewährte Geldbeihilfe die beabſichtigte
Wirkung hatte . Es würde das Selbſtvertrauen und den Arbeits —

willen ſchädigen , wenn Geldunterſtützung und Pflegſchaft über die

notwendige Zeit hinaus aufrecht erhalten bliebe .
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Eine beſondere Umſicht bei der Feſtſtellung wahrer Be⸗

dürftigkeit iſt angebracht in allen Fällen , in denen der Heldentod

eines Familienangehörigen als Aushängeſchild benützt wird , um

unangebrachte , außerordentliche Geldzuwendungen zu erlangen .

Gegenüber einem berechnenden Verhalten ſolcher Art genügt ein

einmaliger Beſuch im Hauſe zum Zwecke der Feſtſtellung der

Bedürftigkeit gewöhnlich nicht , ſondern ſorgfältige Erhebungen

ſind bei denjenigen Stellen zu machen, welche über die Perſön —

lichkeit genaue Auskunft geben können , wie Hausbeſitzer , Arzte,
Arbeitgeber , Geiſtliche . Für eine nachgewieſen auf Lug und Trug

beruhende Bedürftigkeit iſt eine Geldzuwendung nicht am Platze ,

ſo wenig wie für hoffnungslos verlorene , ſchon vor dem Kriege

brüchige Exiſtenzen . Die Feſtſtellung der wirklichen Urſachen

eines Notſtandes und die perſönliche Behandlung des Bittſtellers

bei einem Beſuch der Pfleger oder Pflegerinnen im Haushalt

der Unterſtützungsbedürftigen iſt wie bei der Armenunterſtützung

auch bei der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge von aller⸗

größter Bedeutung . „ Die erſte Geſtaltung der Hilfeleiſtung iſt

häufig geradezu entſcheidend dafür , ob aus dem Bittenden ein

dauernder Almoſenempfänger wird , weil es ihm das erſte Mal

zu leicht gemacht worden iſt , oder ob er vor leichtfertiger In —

anſpruchnahme fremder Hilfe zurückſcheut , weil er ſofort einer

ernſten Warnung begegnete . “

Auf der andern Seite gibt es wie überall auch unter den

Kriegshinterbliebenen eine große Zahl beſcheidener , zurückhaltender

Perſonen , die ihre durch den Tod des Gatten oder Vaters

entſtandene Not nicht ohne weiteres andern Leuten anvertrauen

wollen und die erſt in taktvoller Weiſe dazu ermuntert werden

müſſen , fremde Hilfe anzunehmen . Dieſe „ verſchämten Armen “

ſind erſt feſtzuſtellen ; deswegen empfiehlt der Leitfaden des K . M.

den amtlichen Stellen der Kriegshinterbliebenenfürſorge die Füh —

rung eines fortlaufenden Verzeichniſſes aller in dem Bezirk

wohnenden Kriegshinterbliebenen . In dieſes Verzeichnis ſind nicht

nur Kriegshinterbliebene aufzunehmen , die Verſorgung aus Heeres —

mitteln beziehen , oder nur wirtſchaftlich unſelbſtändige , unter —

ſtützungsbedürftige Hinterbliebene , ſondern grundſätzlich ſämtliche

Angehörigen verſtorbener Kriegsteilnehmer , da ſchließlich alle für

irgend eine Art der Fürſorge in Frage kommen können . Todes⸗

fälle von Kriegsteilnehmern ſind gegebenenfalls auf den Standes⸗

ämtern zu erfragen , wenn nicht erreicht wird , daß von dieſen
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ohne weiteres fortlaufende Mitteilungen darüber an die amtlichen

Fürſorgeſtellen gemacht werden . Auskünfte über die berechtigten
Empfänger von Verſorgungsgebührniſſen und über deren Höhe
werden auch von den Bezirkskommandos , den Verſorgungsämtern
oder den zuſtändigen Zahlſtellen an die amtlichen Fürſorgeſtellen
erteilt . Auf Grund dieſer Liſten wird es mit Hilfe etwa weiter

nötiger Erhebungen möglich werden , alle diejenigen kennen zu

lernen , die einer Unterſtützung bedürftig ſind. Das Verzeichnis

ſoll außer den ſicheren Einnahmen aus Rentenbezügen und

eigenem Erwerb alle Unterſtützungen und jede andere Art ſozialer
Hilfe enthalten , die im Laufe der Behandlung nötig wird ) .

Die Führung ſolcher Liſten kommt namentlich für die

Bezirks⸗ und Ortsausſchüſſe in Betracht . Sie ſind unentbehrlich
für den eigenen Dienſtgebrauch , beſonders wertvoll auch zur

raſchen Auskunftserteilung nach auswärts . Sie werden , richtig
gehandhabt , dazu beitragen , daß eine unnötige Geldfürſorge oder

eine Doppelverſorgung vermieden wird . Bei größeren Verhält —

niſſen empfiehlt ſich die Anlage einer Kartei . Erſt dann , wenn

die Bezirks - und Ortsausſchüſſe den alleinigen Mittelpunkt der

geſamten ſozialen Hinterbliebenenfürſorge in ihrem Bezirke bilden ,

iſt eine gerechte und einheitliche Geldfürſorge für alle bedürftigen
Kriegshinterbliebenen möglich und durchführbar .

d) Die geſchäftliche Behandlung der Geldfürſorge .

In erſter Reihe kommen für die geſchäftliche Behandlung
der Geldfürſorge die örtlichen Fürſorgeſtellen in Be —

tracht als Beratungs - und Ermittlungsſtellen der Bedürftigkeit ,
als Annahme⸗ und Antragſtellen für Geſuche und als Nach —

prüfungsſtellen nach geleiſteter Hilfe .
Über die Art der geſchäftlichen Behandlung von Unter —⸗

ſtützungsgeſuchen wurde den amtlichen Fürſorgeſtellen durch Ver —

fügung des Kgl. Preuß . Kriegsminiſteriums vom 2. Januar 1917

von militäriſcher Seite die nötige Anleitung gegeben .

) Zur Verhütung einer Zerſplitterung von Kräften und Mitteln

und zur Durchführung einer einheitlichen , nach volkswirtſchaftlichen Ge⸗

ſichtspunkten planmäßig geleiteten Fürſorge hält es auch das Kriegs⸗

miniſterium in einem Erlaß vom 10. 1. 1918 für dringend notwendig , daß

Offizierkorps oder Truppenverbände , denen Mittel für Kriegsbeſchädigte
oder Kriegshinterbliebene zur Verfügung ſtehen , die Verbindung mit den

amtlichen Fürſorgeſtellen ſuchen und ihnen von allen Bewilligungen unter

Angabe des Betrages eine Mitteilung zukommen laſſen .
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Alle Unterſtützungsfälle ſind aktenmäßig zu behandeln . Bei

den nötigen Sifeünbe
und Beſchlüſſen iſt ein Erhebungs —⸗

bogen zu benützen ;das Muſter eines ſolchen iſt unter die An —

lagen aufgenommen ? ) . Auf dieſem Bogen ſind zunächſt die perſön⸗

lichen Verhältniſſe des gefallenen oder ſonſt verſtorbenen

Kriegers im Militär - und Zivildienſt feſtzuſtellen . Dieſe An⸗

gaben ſind deswegen nötig , weil ſich daraus das geſicherte Ein⸗
kommen der Hinterbliebenen ergibt , nach deſſen Höhe die Geld —

fürſorge durch den Heimatdank wenigſtens zum Teil bemeſſen wird .

Die genaue Angabe der militäriſchen Stellung des Gefallenen iſt

aber auch aus dem Grund wichtig , weil ein etwa nötiger Antrag

auf Regelung der militäriſchen Hinterbliebenenverſorgung oder auf

die Gewährung einer außerordentlichen Geldzuwendung bei der

zuſtändigen Militärbehörde ſtets unter Hinweis auf ſeine Militär⸗

verhältniſſe erfolgen ſoll .

Am wichtigſten aber iſt naturgemäß die ſorgfältige Feſt⸗

ſtellung der perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe der unter⸗

ſtützungsbedürftigen Hinterbliebenen . Dabei iſt hauptſächlich

zu beachten : die Gefundheit und Arbeitsfähigkeit , das Einkommen

aus eigenem Vermögen , aus Renten , Arbeitsverdienſt und ſonſtigen

Bezügen . Bei aller Schonung der perſönlichen Gefühle der

Hinterbliebenen ſoll eine vollſtändige Klarlegung ihrer wirtſchaft⸗

lichen Verhältniſſe erreicht werden . Sie ſind dazu zu bringen ,

offen und rückhaltslos Auskunft zu geben , nötigenfalls unter

dem Hinweis , daß ihnen abſichtliches Verſchweigen oder fälſch —

liche Darſtellung zum Schaden gereichen und unter Umſtänden

auch gerichtliche Beſtrafung nach ſich ziehen . Bei der münd⸗

lichen Beſprechung der auf dem Erhebungsbogen vorgedruckten

Fragen ſoll aber möglichſt vermieden werden , daß dadurch der

Eindruck eines Verhörs entſteht ; die gewünſchten Auskünfte

müſſen vielmehr im Verlaufe einer freundſchaftlich geführten

Unterredung gewonnen werden . Schon die Achtung vor der

Perſönlichkeit gebietet , von jeder über das Maß des Not⸗

wendigen hinausgehenden Einmiſchung in fremde Verhältniſſe

abzuſehen .

Von Bedeutung iſt der Antrag der Hilfsbedürftigen ſelbſt

und ſeine nähere Begründung . Sofern dieſe Angaben nicht

) Vordrucke zu den Erhebungsbogen können von der Macklot ' ſchen

Buchdruckerei in Karlsruhe bezogen werden .
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2 Aes ſich, die perſönliche Darſtellung der vorliegenden ſozialen Not

und der beantragten Art der Hilfe urkundlich aufzunehmen .
Der eigene Antrag des Bedürftigen kann in den meiſten Fällen
die Grundlage bilden für die Entſchließung über die Art und

Weiſe der zu gewährenden Unterſtützung . Das Anbieten weiterer

Hilfe für andere Bedürfniſſe , die der Antragſteller ſelbſt als

ſolche nicht empfindet und die nicht dringend ſind , iſt zu ver⸗

meiden . Bei den Erhebungen darf nicht vergeſſen werden auch
feſtzuſtellen , ob die Hinterbliebenen im Beſitz der geſetzlichen Renten⸗

bezüge und anderer Beihilfen ſind , auf die ſie Anſpruch haben .

Die Angaben der Antragſteller über ihre perſönlichen und

wirtſchaftlichen Verhältniſſe bedürfen vielfach noch weiterer Ergän⸗
zungen , die gewöhnlich vom Aufnahmebeamten allein nicht
vorgenommen werden können , aber auch nicht einfach durch Organe
der Polizeibehörde erhoben werden ſollen ; denn außer einer

Geldbeihilfe kommen für die ſoziale Fürſorge regelmäßig auch
noch andere Aufgaben in Betracht . In kleineren Orten wird

die ſoziale Fürſorge zweckmäßig von einer einzelnen Vertrauens⸗

perſon durchgeführt , die die perſönlichen und wirtſchaftlichen
Verhältniſſe kennt und überſieht ; daneben iſt aber auch die ver⸗

ſtändnisvolle Mitarbeit der übrigen , mit den Rechts - und Wirt⸗

ſchaftsfragen , mit den Aufgaben der Erziehung und mit der Seel —

ſorge wohl vertrauten Mitglieder der örtlichen Fürſorgeſtellen von

großem Werte . Wo eine Fürſorgeſtelle über einen rechtskundigen
Beamten ſelbſt nicht verfügt , wird ein Vertreter der gemeinnützigen
Rechtshilfe oder die nächſt höhere Stelle der Vereinsorganiſation
um Auskunft anzugehen ſein . Eine wertwolle Hilfe bei den Er —

hebungen werden namentlich die Frauen leiſten können und

zwar ſowohl als Einzelperſonen wie in organiſierten Frauen⸗
vereinen “ ) . Eine enge Fühlung mit den in Betracht kommenden

ſchon in einem ſchriftlichen Geſuch enthalten ſind , empfiehlt

) Um eine umfaſſende , einheitliche Kriegshilfe durchzuführen , be⸗
gründete der Bund Deutſcher Frauenvereine den „ Nationalen Frauen⸗
dienſt “, der ſeine Hilfstruppen namentlich den ſtädtiſchen Verwaltungen
für die geſamten Aufgaben der ſozialen Kriegsfürſorge zur Verfügung
ſtellt . In Baden war die Mitarbeit von Frauen an den Verwaltungs⸗
aufgaben der Gemeinden in der Friedenszeit ſchon vorbereitet , beſtimmt
doch die Städteordnung , daß von allen ſtädtiſchen Deputationen , die mit
Erziehung und ſozialer Fürſorge zu tun haben , mindeſtens ein Drittel
der Mitglieder Frauen ſein müſſen .

Außer dem Badiſchen Frauenverein und dem Landesverein vom
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Stellen der Militär - und Zivilverwaltung , der Handwerks - und

Handelskammer , der Sozialverſicherung , den Geſundheits - und Vor⸗

mundſchaftsbehörden , mit der Jugendfürſorge , der Berufsberatung ,

dem öffentlichen Arbeitsnachweis und den Lehrvermittlungsſtellen
wird dazu beitragen , raſch und ſicher ſachdienliche und erſchöpfende

Auskunft in Verſorgungsangelegenheiten zu erhalten .

Wichtig iſt , daß alle Mitglieder der örtlichen Fürſorgeſtellen
mit Art und Umfang derſozialen Hilfe vertraut , auch literariſch

und hinſichtlich der neueſten ſtaatlichen und kommunalen Anord⸗

nungen und Einrichtungen auf dem Laufenden ſind. Die Leitung

der amtlichen Fürſorgeſtelleu wird es ſich deswegen angelegen ſein

laſſen , dafür zu ſorgen , daß namentlich die nebenamtlichen Pfleger

und Pflegerinnen darüber die notwendige theoretiſche Aufklärung
erhalten . Ihre praktiſche Fürſorgetätigkeit kann um ſo wirkungs⸗
voller ſein , je kleiner die Zahl der Pfleglinge iſt , die ſie beraten

und betreuen . Mehr als 4 bis 5 Familien ſollten deswegen

dieſen Vertrauensperſonen in der Regel nicht zugewieſen werden

während die berufsmäßigen Fürſorger , denen eine eingehendere

ſoziale Schulung und größere praktiſche Erfahrung zukommt ,

naturgemäß einen weiteren Wirkungskreis übernehmen können ! ?) .

Im gemeinſamen Zuſammenwirken aller Mitglieder der ört⸗

lichen Fürſorgeſtelle iſt Art und Grad der Hilfsbedürftigkeit auf dem

Erhebungsbogen ſchriftlich feſtzuſtellen und ſo erſchöpfend anzu⸗

geben , daß ſich die Stelle , die über die Bewilligung oder Ableh —

nung einer Unterſtützung zu beſchließen hat , ein klares Bild von

der Perſönlichkeit und von den ſozialen und wirtſchaftlichen Ver⸗
0 0 ¹

Roten Kreuz , Vereinigungen , die ihre Organiſationen bis in die kleinſten

Dörfer erſtrecken , gibt es im Lande noch eine Reihe von konfeſſionellen

Vereinen , die katholiſcherſeits in dem kath . Frauenbund , evangeliſcherſeits

im Landesverband evangeliſcher Frauenvereinigungen zuſammengefaßt

ſind , ferner weibliche Intereſſenverbände , wie den bad . Verband für Frauen⸗

beſtrebungen und mancherlei Berufsorganiſationen und politiſche Frauen⸗

vereinigungen . Die Erziehung durch den Verein zu einer zielbewußten

ſtraffen Arbeit in Friedenszeit war für eine geordnete Kriegshinter⸗

bliebenenfürſorge von Anfang an von außerordentlichem Wert .

) An manchen Orten , namentlich in größeren Städten , beſchränkt

ſich die Tätigkeit der Mitglieder örtlicher Fürſorgeſtellen nicht nur auf

die Feſtſtellung der Hilfsbedürftigkeit und eine entſprechende Antragſtellung ,
ſondern ihre Zuſtändigkeit iſt dahin erweitert , daß ſie im Falle einer

beſonderen Notlage ſelbſt Zuwendungen an Geld bis zu einem beſtimmten

kleinen Betrage ( 5 —30 /8 ) gewähren können oder Gutſcheine ausſtellen

auf Kohlen , Lebensmittel oder Kleidungsſtücke



128

hältniſſen der Hilfsbedürftigen machen kann . Außer einer allgemeinen
Beurteilung des vorliegenden Falles iſt ein beſtimmter Antrag über

die Art der ſozialen Hilfe beizufügen . Die Erhebungen ſind in

doppelter Fertigung zu machen ; ein Stück der Erhebungsbogen iſt
an den zuſtändigen Bezirksausſchuß zu leiten , das andere

Stück bleibt bei der örtlichen Fürſorgeſtelle . Beide Aufnahmebogen
ſind im Falle längerer Unterſtützungsbedürftigkeit in fortlaufenden
Akten weiterzuführen . Die vom Bezirks - oder Ortsausſchuß im

Einzelfall getroffene Entſchließung iſt nachträglich auch auf dem

Erhebungsbogen der örtlichen Fürſorgeſtelle zu vermerken .

Alle Unterlagen für einen Unterſtützungsfall ſind ſtreng ver

traulich zu behandeln . Ein Erlaß des KM . vom 20 . 7. 17 ſagt
darüber : „ Es braucht nicht beſonders hervorgehoben zu werden ,

daß es für jede mit den Ermittlungen beauftragte Perſon Ver

trauensſache ſein muß , über alle ihr zur Kenntnis gelangenden
Familien - , Vermögens - , Einkommens - uſw . Verhältniſſe der

Geſuchſteller unbeteiligten Dritten gegenüber ſtrengſtes Still

ſchweigen zu beobachten . Auf dem Vertrauen der Hinter⸗
bliebenen iſt der Segen wahrer Fürſorgetätigkeit gegründet . “
Natürlich ſind die gemachten Erhebungen auch den Unterſtützun
bedürftigen nicht in jedem Falle bekannt zu geben .

Vom Bezirks - oder Ortsausſchuß werden die durch
die örtlichen Fürſorgeſtellen übermittelten Geſuche zweckmäßig
einem oder mehreren Berichterſtattern zugewieſen , auf deren

Antrag der Ausſchuß mit Mehrheitsbeſchluß über Bewilligung
oder Ablehnung , über die Höhe des zu gewährenden Geldbetrags
nach Maßgabe der zur Verfügung ſtehenden Mittel entſcheidet .

Beſonders ſchwierige Fälle können dem L. A. vorgelegt
werden , der gemäß § 8 Z. 2 der Satzung größere Fürſorgemaß
nahmen übernimmt , namentlich zur Beſeitigung von Notlagen ,
wie ſie durch Krankheit , Todesfälle , Schuldverpflichtungen , dring⸗
liche Anſchaffungen , Ausſtattungen uſw . entſtehen .

Um dem L. A. die Prüfung der Unterſtützungsgeſuche zu

erleichtern und um Verzögerungen in der Hilfeleiſtung durch
Nacherhebungen zu vermeiden , ſollen den Anträgen auf Beihilfen
regelmäßig die erwachſenen Fürſorgeakten beigelegt werden .

Bei der Entſchließung über die Unterſtützungsgeſuche wird

beſonders darauf zu achten ſein :
1. Mit welchen ſichern Einnahmen und mit was für

Ausgaben für den Lebensunterhalt iſt ungefähr zu

3289

ſein
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rechnen ? Iſt die e der Hinterbliebenen

nach dem M. H. G. , der R . V . O. und dem B . G. ge —

ſichert ?

Wird bei das Einkommen durch Ver⸗

dienſt aus angemeſſener Arbeitsleiſtung erhöht ? Iſt

Arbeitsmöglichkeit zu beſchaffen ? Sind etwa ſolche

Zuwendungen aus Heeresmitteln zu erreichen , die nur

unter beſtimmten Vorausſetzungen gewährt werden ?

Welche Geldfürſorge iſt aus Stiftungsmitteln zu er⸗

langen ?

Iſt in Krankheitsfällen aus Verſicherungskaſſen eine

unentgeltliche Kur oder Krankenhilfe möglich ?

Welche Maßnahmen ſind wegen Regelung etwaiger
Schulden , der Wohnungsmiete oder anderer Ver

pflichtungen zu treffen ? Mit welcher - Geldbeihilfe
könnten die wirtſchaftlichen Verhältniſſe geordnet

werden ? Iſt Aufenthaltswechſel oder Kapitalabfindung

zu empfehlen ?

Erſcheint für die Waiſen Kriegspatenſchaft oder eine

Geldzuwendung für beſtimmte Zwecke , wie Berufs

ausbildung , Ausſteuer angebracht ? Iſt die Gewähr

für eine geordnete Erziehung gegeben , oder iſt Geld

für eine anderweitige Unterbringung des Kindes nötig ?

Wird für ein etwa vorhandenes außereheliches Kind

Unterſtützung ſchon gewährt ( Familienunterſtützung ,

widerrufliche Zuwendung ) oder iſt eine ſolche noch

anderweitig zu erlangen ?

Sind die Geſuchſteller hinſichtlich ihres Lebenswandels

einer Unterſtützung aus Mitteln des Heimatdankes
würdig oder iſt eine andere Art ſozialer Hilfe ange⸗

bracht ? Kommt im Falle der Unwürdigkeit der

Mutter eine Geldfürſorge oder eine andere pflegeriſche

Maßnahme für die Kinder in Betracht ? Welche

Sicherheiten ſind zu ſchaffen, daß das Geld eine ſpar

ſame , zweckentſprechende Verwendung findet ?

Nach der Art der Geldbeihilfe wird zu unterſcheiden

die einmalige und die dauernde Zuwendung .

einmalige Bargeldunterſtützung kommt haupt

ſächlich in Frage als Beitrag zur Schuldenregelung , zur Löſung
9

6

14
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verwickelter Geſchäfts - und Vermögensangelegenheiten , zur Unter

ſtützung in Krankheitsfällen .
Die fortlaufende Unterſtützung wird namentlich in

größeren Städten als Fortſetzung der allgemeinen Kriegsfürſorge

angebracht erſcheinen , wobei gewöhnlich nach dem Grundſatz des

Notbedarfs verfahren wird , d. h. für den einzelnen Normalfall

beſteht ein beſtimmter Satz , auf den das Geſamteinkommen durch

einen Zuſchuß ergänzt wird . Doch ſind dieſe Normalſätze keine

ſtarren Gebote , keine Minimal - oder Maximalunterſtützungsſätze ;

ſie müſſen ſich ändern nach den örtlichen und mit den allgemeinen

wirtſchaftlichen Verhältniſſen . Ein regelmäßiger Zuſchuß kommt
auch da in Frage , wo ein erhöhtes Einkommen aus Arbeits —

verdienſt wegen geſundheitlicher Gründe oder wegen hohen Alters

nicht mehr zu erwarten iſt , ferner für Witwen mit zahlreichen

kleinen oder kranken Kindern , Frauen ohne wirtſchaftliches oder

erzieheriſches Geſchick, für ſchlecht verſorgte Waiſen , arbeits

unfähige Kriegereltern , endlich als Erziehungsbeihilfen , um den

Tüchtigen freie Bahn zu ſchaffen .
Die fortlaufenden Bewilligungen ſollen ſich nur auf einen

kürzeren Zeitraum erſtrecken , damit bei den Kriegshinterbliebenen

nicht das Gefühl entſteht , als beſtände ein Rechtsanſpruch darauf .

Mit der Erreichung einer ſelbſtändigen Lebensführung hört ſelbſt —

verſtändlich auch das Bedürfnis nach Geldbeihilfe auf

Die richtige Verwendung der zugewieſenen Unterſtützung

iſt ſoweit als immer möglich zu überwachen ,wenn nicht eine
abſolute Vertrauenswürdigkeit der Empfänger eine ſolche Über —

wachung überflüſſig macht . Namentlich bei der dauernden Unter—
ſtützung wird eine zeitweilige Nachſchan durch die örtliche Fürſorge —

ſtelle nötig werden , um feſtzuſtellen , ob die Geldbeihilfe die vor

geſehene Wirkung hat und ob nicht infolge von Krankheit , der

Anderung des Arbeitsmarktes , der erhöhten Erwerbsfähigkeit der

Kinder ein ſolcher Wechſel der Verhältniſſe eingetreten iſt , daß

eine Erhöhung oder Verkürzung oder gar eine Einſtellung der

Geldfürſorge angebracht erſcheint . Bei jeder Art von Überwachung
iſt aber auch der Schein einer Bevormundung zu vermeiden .

Über die gemachten Wahrnehmungen iſt ein ſchriftlicher Vermerk

zu den Akten zu machen. Mit der Überwachung der Wirkung
der Geldzuwendung geht die wirtſchaftliche Unterſtützung in die

eigentlich pflegeriſche Hilfe über , die wertvollſte Art der ſozialen

Fürſorgetätigkeit .
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Die Gewährung von Darlehen zur Begleichung größerer

Schuldverpflichtungen empfiehlt ſich im allgemeinen nicht, es ſei
denn , daß die Hinterbliebenen Wert darauf legen, Unterſtützungen
nur in der Form eines Darlehens anzunehmen , um bei Eintritt

günſtigerer wirtſchaftlicher Verhältniſſe das Geld wieder zurück⸗

zuzahlen . Wenn eine Rückzahlung von vornherein nicht zu er⸗

warten iſt , dürfte es beſſer ſein , da mit einer größeren Summe

als Geſchenk zu helfen , wo eine ſolche Unterſtützung nötig und

angebracht erſcheint .

Dagegen kann in einzelnen Fällen vom B. H. D. für Geld⸗

aufnahmen Bürgſchaft geleiſtet werden , oder es können bei

einer beſonderen Notlage , die dadurch entſtanden iſt , daß ſich die

Auszahlung der Hinterbliebenenbezüge verzögerte , Vorſchüſſe
auf bereits angewieſene Verſorgungsgebührniſſe gewährt werden .

Der Rückerſatz der Vorſchußbeträge wird vom zuſtändigen Ver⸗

ſorgungsamt herbeigeführt . In einem Rundſchreiben der National⸗

ſtiftung für die Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen vom

14 . November 1917 an ſämtliche Landes - und Provinzialausſchüſſe
heißt es : „ Bis zur Auszahlung der amtlichen Kriegshinterblie⸗
benenrenten verſtreicht nicht ſelten eine geraume Zeit . In ſolchen

Fällen hat die Nationalſtiftung auch ſchon vor Abſchluß des

Rentenvertrages zur Vermeidung eines Notſtandes einzutreten .
Aus dieſem Grunde empfiehlt es ſich , ſoweit dies nicht bereits

geſchehen ſein ſollte , die amtlichen Fürſorgeſtellen zu ermächtigen ,
ſobald ſie Kenntnis von einer Notlage hilfsbedürftiger Hinter⸗
bliebener erhalten , für welche die amtliche Verſorgung noch aus⸗

ſteht , in dringenden Fällen alsbald ſelbſt eine einmalige Anfangs⸗
unterſtützung aus Mitteln der Nationalſtiftung in dem Betrage

zu geben , auf welchen ſich die amtliche Verſorgung für die nächſten
ein oder zwei Monate vorausſichtlich belaufen wird .

Die Nationalſtiftung darf ſich ferner nicht ausſchließlich
darauf beſchränken , vorliegende Unterſtützungsanträge zu beſcheiden ,

ſondern ſoll auch von ſich aus eingreifen , ſobald ihr Fälle von

größerer Bedürftigkeit bekannt werden . Namentlich ſind auch die

ſogenannten verſchämten Armen in Berückſichtigung zu ziehen .

Um aber möglichſt allen Bedürftigen die Wohltaten der

Nationalſtiftung zugänglich zu machen , wird es ſich empfehlen ,

auf ihre Zwecke und Ziele hin und wieder in der Preſſe , durch

Vorträge uſw . aufmerkſam zu machen .

9 *



Schließlich bitten wir , Fälle , in denen bezüglich der Zu —

nesee
t oder aus ſonſtigen Gründen Zweifel beſtehen , ſchuellſtens

dem Präſidium , möglichſt mit ausführlichem Bericht zu unter⸗

breiten “

Die Höhe der Geldbeihilfe richtet ſich naturgemäß

nach der beſtehenden Not und nach der Lage der wirtſchaftlichen
Verhältniſſe , die im allgemeinen auf dem Lande , ſofern hier eine

kleine Landwirtſchaft betrieben werden kann , viel günſtiger ſind ,

als in der Stadt mit ihrer teuren Lebenshaltung , der geringeren

Kaufkraft des Geldes und der größeren Schwierigkeit des eigenen
Erwerbs . Namentlich die Wohnverhältniſſe erſchweren hier die

Lebenshaltung ſehr und zwar nicht im gleichen Verhältnis mit

der Größe der Familie ; denn eine kinderreiche Familie wird ſich

vielfach mit denſelben Räumen begnügen können , die auch für

eine kleine Familie durchaus nötig ſind . Da aber deren Be —

züge , berechnet auf die Kopfzahl , kleiner ſind , iſt hier vielleicht
ein höherer Zuſchuß nötig als für eine größere Familie .

Die Höhe der Unterſtützung iſt auch ungleich auzu

ſetzen , je nachdem die Witwe geſund oder krank , erwerbsfähig oder

durch Hausfrauen - und Mutterpflichten in Anſpruch genommen

iſt . Wer unverſchuldet ſelbſt nichts zu ſeinem Uẽnterhalt bei

tragen kann und ausſchließlich auf die geſetzliche Verſorgung

augewieſen iſt , darf von der ſozialen Hinterbliebenenfürſorge

Beihilfen in einer Höhe erwarten , die
8 Friſtung ſeines

Lebeusunterhaltes ausreichend ſind . Die Bedürfniſſe ſind auch
innerhalb des Arbeiterſtandes ſelbſt ſehr verſchieden . Die Frau
des ungelernten , vielfach arbeitsloſen Mannes mußte ſich ſchon

vor dem Krieg mit beſcheideneren Verhältniſſen zufrieden geben
als die des gelernten , gehobenen Arbeiters mit reichlichem

Verdienſt . Aber auch bei ſonſt gleichen Verhältniſſen kann das

Bedürfnis ſehr ungleich ſein und muß verſchieden beurteilt werden

nach der bisherigen Lebensgewohnheit der Hinterbliebenen und den

berechtigten Anſprüchen an ein ſtandesgemäßes Leben .

Aus den angegebenen Gründen darf das feſtgeſtellte Ein —

kommen bei der Bemeſſung der Unterſtützung nicht für alle in

gleichem Maße berechnet werden . Größere Erſparniſſe , über die

nach Belieben verfügt werden kann und deren Zinſenerträgnis

zur Verfügung ſteht , ſchließen die Bedürftigkeit in den meiſten

Fällen aus , kleinere Sparguthaben ſollen unberückſichtigt bleiben .

Voll in Berechnung können gezogen werden alle geſetzlich begrün⸗

deten

und 1

verd

ſolche
unter

dem

wirtſe
bemü

Leber

der b

hintei
oder

des 9

nach

nicht

artig

wirtf

bedün

werd

Lebe

anzu

lange

beſſei

gebo
Unv ,

ſein.
unlu

zu en

eine

gebe

früh
als

von

Gru

und

rung

daß

zu

auf



geben

‚lichem

udas

berden

d den

deten Rentenbezüge und andere ſichere Einnahmen . Teilweiſe

und verſchieden anzurechnen iſt das Einkommen aus Arbeits⸗

verdienſt . Es wird höher in Berechnung zu ziehen ſein bei

ſolchen Hinterbliebenen , die ſchon vor dem Krieg für ihren Lebens⸗

unterhalt beruflich tätig waren , niederer bei denen , die erſt unte

dem Zwange der durch den Tod des Ernährers geſchaffenen

wirtſchaftlichen Verhältniſſe in anerkennenswerter Weiſe ſich

bemühen , in einer geeigneten und angemeſſenen Arbeit das zum

Leben Nötige ſelbſt zu verdienen oder ſich damit wenigſtens auf

der bisherigen ſozialen Stufe zu erhalten . Denjenigen Kriegs⸗

hinterbliebenen , die in den für Heereszwecke arbeitenden Betrieben

oder in der Landwirtſchaft ſei es freiwillig oder auf Grund

des Hilfsdienſtgeſetzes gegen Entgelt beſchäftigt werden , dürfen

nach den beſtehenden Beſtimmungen etwa gewährte Zuwendungen

nicht 0
oder entzogen werden , ſelbſt wenn durch eine der⸗

artige Beſchäftigung eine nicht unweſentliche Beſſerſtellung ihrer

wirtſchaftlichen Verhältniſſe eintritt . In keinem Falle ſollen aber

bedürftige Arbeitswillige mit Vorenthaltung einer Beihilfe beſtraft

werden , während Arbeitsunluſtige , die ſich mit den niedrigſten

Lebensverhältniſſen zufrieden geben , wenn ſie ſich nur nicht

anzuſtrengen brauchen , Unterſtützungen erhalten . Wer kein Ver⸗

langen hat , durch ſeiner Hände Arbeit ſein Einkommen zu ver⸗

beſſern, ſoll mit dem Wenigen auszukommen ſuchen , das geſetzlich

geboten werden kann . In manchem Falle wird aber menſchlicher

Unvollkommenheit und Schwäche nachſichtig Rechnung zu tragen

ſein . Jedenfalls iſt erſt der Verſuch zu machen , die Arbeits⸗

unluſtigen zum Bewußtſein ihrer ſittlichen Pflicht zur Arbeit

zu erziehen , und erſt da, wo ſich nachhaltig böſer Wille zeigt , iſt

eine weitere Unterſtützung durch Geldbeihilfe zu verſagen .

Für die Höhe der Zuwendung darf auch nicht das maß⸗

gebend ſein , was die Familie bisher bezogen hat und was für

frühere Verhältniſſe genügte , ſondern das , was für den Augenblick
als Exiſtenzminimum zu gelten hat . Aus dieſem Grunde kann

von der Feſtſtellung beſtimmter und für längere Zeit verbindl licher

Grundſätze für die Unterſtützungsbewilligung an Kriegerwitwen
und ⸗waiſen im allgemeinen abgeſehen werden ; denn die Erfah⸗

rungen in der allgemeinen Kriegsfürſorge haben überall gelehrt ,

daß ſolche Richtlinien nur für kurze Zeit genügen und daß die

zu unterſtützenden Perſonen gerne mit beſtimmten Forderungen

auf früher aufgeſtellte Unterſtützungsſätze hinweiſen und dieſe
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ohne Rückſicht auf die verſchieden gelagerten Verhältniſſe , auf
eigene Verdienſtmöglichkeit oder andere Einnahmequellen als ein

Recht für ſich in Anſpruch nehmen .

So verlangt die ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge durch
Geldzuwendung eine große Umſicht , gereifte Lebenserfahrung und

reiche Menſchenkenntnis der damit betrauten Perſonen ; denn es

iſt vor allem erforderlich , zunächſt das Weſen und die Urſachen
der wirtſchaftlichen Bedrängnis richtig zu erkennen und die Not⸗

wendigkeit , den Umfang und die Art der Geldbeihilfe feſtzuſtellen ,
damit die Quelle des Übels gründlich abgeſtellt und das Geld

zweckmäßig im Sinne der Geber und Spender verwendet wird .

Trotz der notwendigen ſorgfältigen Erwägung durch den

prüfenden Verſtand darf man aber bei der Gewährung einer

Beihilfe doch nicht zu ängſtlich ſein . Sie ſoll auch mit dem

Herzen bewilligt werden und zwar ſo raſch und reichlich, daß ſie
den Zweck einer wirklichen Hilfe im vollen Maße erreicht , der

darin beſteht , daß die mit Unterſtützung Bedachten nachher
dauernd ohne weitere Inanſpruchnahme der Wohltätigkeit aus

eigener Kraft den Weg durchs Leben finden .

Die Fürſorge muß deswegen im Bedürfnisfalle möglichſt
ſofort nach Eintreffen der Todesnachricht einſetzen , unabhängig
vom Zeitpunkt der Bewilligung der geſetzlichen Hinterbliebenen —
bezüge. Doppelt gibt , wer ſchnell gibt , und jede unangebrachte
Kargheit gefährdet die . heilſame Wirkung der zugewieſenen Unter —

ſtützung , verzögert die Wiederaufrichtung und Selbſterhaltung der

Betroffenen und bedeutet unter Umſtänden unwiederbringliche
Verluſte an Volkskraft und Volkszukunft . In einzelnen beſonderen

Fällen , in denen es ſich nicht darum handelt , den Bedürftigen
die nackte Exiſtenz zu retten und die völlige Verarmung zu ver⸗

hüten , ſondern der Familie eine gewiſſe höhere Lebensführung zu

erhalten , können namentlich die Mittel der Kruppſtiftung
wertvolle Hilfe bringen .

Natürlich darf man in der Verwendung der zur Verfügung
ſtehenden Mittel auch nicht verſchwenderiſch ſein. Wenn auch
nicht an eine Aufſpeicherung der eingehenden Gelder gedacht
werden ſoll in der Weiſe , daß davon etwa nur die Zinſen zu

Unterſtützungen verbraucht werden dürfen , ſo iſt doch überall mit

Rückſicht auf die noch bevorſtehenden großen Aufgaben eine

vernünftige Sparſamkeit ſehr wohl am Platze , ſo daß es möglich
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iſt , Mittel zu einer ausreichenden Hilfe für bedürftige Kriegs —

hinterbliebene über ein Menſchenalter hinaus ſicher zu ſtellen “)

Auf die größere oder geringere Höhe der zu gewährenden

Unterſtützung kommt es übrigens letzten Endes gar 1nicht an ; die

Hauptſache bleibt , daß ſie den gegebenen Verhältniſſen angemeſſen

iſt und den Erfololg hat , der erreicht werden kann und ſoll . Des —

wegen darf dieZuwendung nichtſchablonenhaft erfolgen . Die Hilfe

des Heimatdanks muß die Einzelfälle ſorgfältig unterſcheiden , ſie

muß nach gewiſſenhaften Erhebungen auf die örtlichen Ver hältniſſe

und perſönlichen Bedürfniſſe Rückſicht nehmen und ſich um das

Einzelſchickſal bekümmern , damit das tote Kapital der Geld —

zuwendung eine beglückende und befruchtende , in der Familie und

im Staate neues Leben weckende Kraft erhält . In der richtigen

Durchführung liegt die große Schwierigkeit der ſozialen Geld —

fürſorge , aber auch ihre heilſame , ſegenbringende Bedeutung .

Die Auszahlung der von verſchiedenen Seiten bewilligten

1 5 wird am zweckmäßigſten durch die örtlichen

Fürſorgeſtellen geſchehen unter gleichzeitiger Benachrichtigung der

Empfangsberechtigten .

Auch das Kgl . Preußiſche Kriegs miniſterium ſieht die Aus

händigung von ungen , Zuwendungen ſowie Nach⸗
zahlungen in größeren Beträgen ( von 50 / ab ) gegen Empfangs⸗

beſcheinigung durch Vermittlung der amtlichen Fürſorgeſtellen

vor . Dieſen iſt dabei die Möglichkeit gegeben , die Unterſtützungs⸗

ſumme in angemeſſenen Teilbeträgen zu übermitteln , die Wir⸗

kungen der Geldzuwendungen im einzelnen zu verfolgen und ſo

lange zu überwachen , bis die Wiedererlangung der wirtſchaft⸗
lichen Selbſtändigkeit geſichert erſcheint .

Die Geldzuwendungen der ſozialen Kriegshinterbliebenen⸗

fürſorge ſollen nicht dazu dienen , Reichs⸗ , Staats⸗ und Gemeinde⸗

behörden von der ihnen Aiegl Verpflichtung zur Unter⸗

s der Kriegshinterbliebenen zu entbinden oder zu entlaſten .

Deswegen muß grundſätzlich verſucht werden , zuerſt eine Geld —

De
Auch das Juſtizminiſterium ſieht in einem Erlaß vom 19. Dez .

1916 Nr . J 43135( J . M. Bl . S 143 ) für die Verwendung von Stiftungen ,

die von Todeswegen für Kriegsteilnehmer gemacht werden und die haupt⸗

ſächlich neben der Nationalſtiftung und dem Heimatdank einzelnen Gemeinden

zukommen , einen Zeitraum von etwa 40 bis 50 Jahren vor , in dem ſie

allmählich ihrem Fürſorgezweck zugeführt und für dieſen aufgebraucht

werden .
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beihilfe aus den Mitteln der zunächſt zum Eintreten verpflichteten
Behörden , vor allem der Heeresverwaltung zu erwirken . Dabei

kommen in erſter Reihe die geſetzlich zuſtehenden Gebührniſſe in

Betracht , darauf die durch Kannvorſchriften erreichbaren
Zuwendungen und erſt dann , wenn die Not noch nicht behoben

iſt , die Spenden aus freiwillig geſammelten Mitteln . Wenn

daraus aber eine dringende Notlage entſteht , daß ſich die behörd —

liche Zuwendung aus irgend einem Grunde verzögert , ſo wird die

ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge ſolche Erwägungen über die

Reihenfolge der Zuſtändigkeit zurückſtellen und den Kriegerwitwen
und waiſen an erſter Stelle raſch und gründlich mit eigenen
Mitteln zu helfen ſuchen ) .

2 . Geſundheitsfürſorge , Familienpflege , Arbeitsflrſorge .
Die Geldbeihilfe der freiwilligen Kriegshinterbliebenen —

fürſorge iſt nicht die einzige und vielfach nicht die wichtigſte
und richtigſte ſoziale Hilfe ; ſie foll , wie der Leitfaden des K. M.

ſagt , nur als Aushilfsmittel dienen , wenn ein geſundes wirt —

ſchaftliches Fortkommen der Familie ſonſt nicht möglich oder ein

Sinken auf eine tiefere ſoziale Stufe zu befürchten iſt . Ihren
rechten Wert erhält ſie erſt in Verbindung mit den andern Arten

eines pflegeriſchen Beiſtandes , den die ſoziale Fürſorge den Ange —
hörigen der Gefallenen außer auf wirtſchaftlichem noch auf
geſundheitlichem , geiſtigem und ſittlichem Gebiete gewähren kann .

Der das ganze Familienleben erſchütternde Tod des Gatten ,
Vaters und Ernährers verlangt in vielen Fällen zunächſt eine

ſeeliſche und körperliche Geſundheitspflege der Hinter —
bliebenen , beſonders aber der Kriegerwitwe , damit dieſe imſtande
iſt , den erſchwerten Kampf ums Daſein durchzuführen . Krank⸗

heit und ſchweres Siechtum ſind doppelt ſchwer zu tragen , wenn

für eine gründliche Heilbehandlung die nötigen Mittel fehlen .
Einen beſonderen Zweig der ſozialen Hinterbliebenenfürſorge

kann man als Familienpflege bezeichnen . Dabei ſind die

wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu ordnen und zu regeln , vielfach
iſt der alte Haushalt aufzulöſen oder zu beſchränken . Die

Kinder bedürfen der Fürſorge und Erziehung vom Säuglings⸗
alter bis zur Mündigkeit oder wenigſtens ſo lange , als ſie den

eigenen Lebensunterhalt noch nicht allein verdienen können .

) Vergl . Helene Simon , Sch . d. A. A. , Heft 9, S . 113 .
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C. Die ſuziale Kriegshinterbliebenen⸗
fürlorge des Bad . Beimaldanks .

1. Die Geldfürſorge .

a ) Allgemeines .

Die militäriſche Geldverſorgung der Kriegshinterbliebenen
iſt eine große ſoziale Tat , die das deutſche Volk geſchaffen und

für alle Zukunft reichsgeſetzlich begründet hat . Doch wird ſie
bei allen geplanten Erweiterungen und Verbeſſerungen und bei

allen Zuſchlägen zum Grundbetrag der Renten niemals imſtande
ſein , die wirtſchaftlichen Nachteile auszugleichen , die für die

Hinterbliebenen durch den Tod des Ernährers der Familie ent⸗

ſtanden ſind . Dafür würde auch die finanzielle Leiſtungsfähigkeit
des Reiches nicht ausreichen .

Vielen Hinterbliebenen iſt es übrigens bei der in ver —

ſchiedener Form und bei der in immer geſteigertem Maße ein —

tretenden Kriegsverſorgung durch militäriſche Gebührniſſe und

Bezüge möglich , ſich ohne weitere Geldbeihilfe ſelbſtändig und

aus eigener Kraft im Leben fortzubringen , insbeſondere wenn

dazu die Einnahmen aus eigenem Erwerb ſowie noch Leiſtungen
der Sozialverſicherung und einer Zivilverſorgung der Witwen und

Waiſen auf Grund des Beamtengeſetzes treten . Ein nicht geringer
Teil derſelben wird dagegen dauernd oder doch für längere Zeit
auf die Unterſtützung der freiwilligen Wohlfahrtspflege angewieſen
ſein. Das trifft beſonders bei den Witwen zu , die nach dem Tode

ihres Mannes in dürftige Verhältniſſe geraten ſind , weil vielleicht
auf einmal dringend frühere Forderungen an ſie treten , die ſie zu

befriedigen nicht imſtande ſind , und ebenſo bei Frauen , die für
eigenen Broterwerb keine Berufsausbildung erfahren haben , oder

die aus Geſundheitsrückſichten oder infolge unzureichender Kräfte ,
aus Mangel an Arbeitsgelegenheit oder wegen der Erfüllung
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beihilfe aus den Mitteln der zunächſt zum Eintreten verpflichteten
Behörden , vor allem der Heeresverwaltung zu erwirken . Dabei

kommen in erſter Reihe die geſetzlich zuſtehenden Gebührniſſe in

Betracht , darauf die durch Kannvorſchriften erreichbaren
Zuwendungen und erſt dann , wenn die Not noch nicht behoben

iſt , die Spenden aus freiwillig geſammelten Mitteln . Wenn

daraus aber eine dringende Notlage entſteht , daß ſich die behörd —

liche Zuwendung aus irgend einem Grunde verzögert , ſo wird die

ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge ſolche Erwägungen über die

Reihenfolge der Zuſtändigkeit zurückſtellen und den Kriegerwitwen
und waiſen an erſter Stelle raſch und gründlich mit eigenen
Mitteln zu helfen ſuchen ) .

2 . Geſundheitsfürſorge , Familienpflege , Arbeitsflrſorge .
Die Geldbeihilfe der freiwilligen Kriegshinterbliebenen —

fürſorge iſt nicht die einzige und vielfach nicht die wichtigſte
und richtigſte ſoziale Hilfe ; ſie foll , wie der Leitfaden des K. M.

ſagt , nur als Aushilfsmittel dienen , wenn ein geſundes wirt —

ſchaftliches Fortkommen der Familie ſonſt nicht möglich oder ein

Sinken auf eine tiefere ſoziale Stufe zu befürchten iſt . Ihren
rechten Wert erhält ſie erſt in Verbindung mit den andern Arten

eines pflegeriſchen Beiſtandes , den die ſoziale Fürſorge den Ange —
hörigen der Gefallenen außer auf wirtſchaftlichem noch auf
geſundheitlichem , geiſtigem und ſittlichem Gebiete gewähren kann .

Der das ganze Familienleben erſchütternde Tod des Gatten ,
Vaters und Ernährers verlangt in vielen Fällen zunächſt eine

ſeeliſche und körperliche Geſundheitspflege der Hinter —
bliebenen , beſonders aber der Kriegerwitwe , damit dieſe imſtande
iſt , den erſchwerten Kampf ums Daſein durchzuführen . Krank⸗

heit und ſchweres Siechtum ſind doppelt ſchwer zu tragen , wenn

für eine gründliche Heilbehandlung die nötigen Mittel fehlen .
Einen beſonderen Zweig der ſozialen Hinterbliebenenfürſorge

kann man als Familienpflege bezeichnen . Dabei ſind die

wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu ordnen und zu regeln , vielfach
iſt der alte Haushalt aufzulöſen oder zu beſchränken . Die

Kinder bedürfen der Fürſorge und Erziehung vom Säuglings⸗
alter bis zur Mündigkeit oder wenigſtens ſo lange , als ſie den

eigenen Lebensunterhalt noch nicht allein verdienen können .

) Vergl . Helene Simon , Sch . d. A. A. , Heft 9, S . 113 .
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e Fürſorgemaßnahmen iſt zu erreichen , daß der

Familienzuſammenhang befeſt als möglich

Die Arbeitsfürſorge wird darauf gerichtet ſein , eine

unter veränderten Verhältniſſen neu zu geſtaltende Erwerbsfähig —

keit zu ſchaffen .

ſorgen , ſondern

Aber nicht nur für Arbeitsfähigkeit iſt zu

dadurch auch für Arbeitsmöglichkeit , daß

den Hinterbliebenen Gelegenheit vermittelt wird zu einem ange —

meſſenen , auskömmlichen Verdienſt —

Eine ſolche Fürſorge ,

Wurzeln erfaſſen und mit Rat und

die fremdes Leid

Tat in menſchlicher Anteil —

in ſeinen tiefſten

nahme heilen will , kann nur die freiwillige Hinterbliebenenfürſorge

Verſorgung ſeiner

Angehörigen , unbekümmert um das Einzelſchickſal genau nach den

leiſten , nicht der

dafür maßgebenden allgemeinen

pflege , die innicht die Armen

Staat , der die geſetzliche

erſter Reihe

Beſtimmungen
der

begegnet und dann erſt dem Menſchen an ſich

Hilfe der Beratung , Aufrichtung

wenden an

Dieſe bedeutungsvolle ſoziale

und klugen Führung ſoll ſich in erſter Reihe

auf deren ſchwachen

eigenen

a ) die Kriegerwitwe ,

durchführt , auch
beſtehenden Not

zu helfen ſucht .

Schultern gewöhnlich nicht nur die Laſt der

Sorgen , ſondern auch die für ihre Kinder und weitere

Familienangehörige ruht , oder die ſchwer unter der Bürde eines

vereinſamten Lebens leidet .

Wohl nehmen llicht

Manchen hilft ihr

Lebenslage über alles Leid 1
weg .

und keine

ſchwer .

keinen Beiſtand weitere Hilfe ,

ihr ſchweres Geſchick wohl tragen wollen ,

können , weil ihre Kraft verſagt .

Die lange Zeit der

um Leben und Geſundheit

Trennung
ihres Gatten ,

mit der

die

15
Kriegerwitwen ihr Schickſal allzu —

eichter Sinn oder eine

Dieſe brauchen natürlich

wohl aber ſolche , die

aber

neue günſtige

nicht tragen

beſtändigen Angſt

Trauernachricht

ſelbſt , die quälende Sorge um die eigene Zukunft und um die

Zukunft ihrer Kinder ſowie die größere Verantwortl ichkeit bei der

ungewohnten ſelbſtändigen Entſcheidung von wichtigen Lebens⸗

fragen ſtellte die höchſten Forderuugen an ihre Nerven . Dies

alles führte zu einer ſchnellen Abnutzung ihrer Kräfte und vielfach

zum körperl 3 und ſeeliſchen Zuſammenbruch .
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Da muß die Fürſorgetätigkeit als Geſundheitspflege zu⸗

nächſt beginnen mit der Aufrichtung des Gemüts , der Weckung
des Selbſtvertrauens und der Stärkung des geſunkenen Lebens⸗

muts . Oft ſind ſchwere innere Hemmungen durch eine ſeel —

ſorgeriſche Tätigkeit zu beſeitigen , die in unmittelbarem Verkehr
von geeigneten Perſönlichkeiten der örtlichen Fürſorgeſtellen , von

Geiſtlichen und Lehrern , von Vertrauensperſonen und freiwilligen
oder berufsmäßigen Pflegerinnen , beſonders aber auch von Mit —

gliedern der verſchiedenen Frauenvereinigungen auszuüben iſt .

Vielfach erſcheint , namentlich bei Witwen aus der Stadt ,

ſein Erholungsaufenthalt bei auswärtigen Verwandten oder an

einem andern geeigneten Orte angebracht , wo die Witwe in

neuer Umgebung wieder Geſundheit , Mut und Kraft zum ſchweren

Lebenskampf gewinnt . Die Mittel dazu können beſonders in

ſolchen Fällen , in denen der Arzt die Auregung dazu gibt , ganz

oder teilweiſe vom Heimatdank übernommen werden , ſoweit bei —

den nach der R . V. O. Verſicherten die Koſten eines Kuraufenthalts
nicht von einer Krankenkaſſe oder von der Landesverſicherungs —
anſtalt zu tragen ſind . Dies wird namentlich dann zutreffen , wenn

zur Feſtigung , zur Wiederherſtellung der Geſundheit oder als

vorbeugende Geſundheitspflege ( Bekämpfung der Tuberkuloſe ) ein

beſonderes Heilverfahren nötig iſt . Das Gleiche gilt natürlich
auch bei Kuren oder bei kliniſcher Behandlung , die der Arzt an —

ordnet .

Der Mutter iſt , wenn erforderlich , derWeg zum Wöchnerinnen⸗

heim oder zu anderen Wohlfahrtseinrichtungen zu zeigen oder durch
Vermittlung zu erleichternr . Dazu und namentlich zur Durch —
führung der Reichswochenhilfe eignet ſich beſonders die ſoziale
Mitarbeit der Frauen . Die vorgeſchriebene Kontrolle darüber ,
ob die Mütter ihre Kinder ſelber ſtillen , kann am beſten von

freiwilligen Helferinnen übernommen werden , die bei ihren Beſuchen

gleichzeitig Gelegenheit zur Beratung in allen Dingen und zur

praktiſchen ſozialen Hilfe haben ) .
Manche deutſche Städte haben beſondere Heime, in denen

Wöchnerinnen Ruhe und Erholung und nötigenfalls auch An⸗

leitung zum Stillen finden . Die Kinderhorte , die tagsüber die

Kinder von kränklichen oder durch den Beruf überlaſteten Müttern

) Dieſe Einrichtung iſt 15 in Mannheim in vorbildlicher

Weiſe ausgeſtaltet , wo gegen 100 Frauen als ehrenamtliche Säuglings⸗

pflegerinnen bei der Durchführung der Reichswochenhilfe tätig ſind .
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in Hut und Aufſicht nehmen , pflegen mittelbar auch die Geſund —

heit dieſer Frauen , indem ſie dieſe vor einem allzugroßen Kräfte —

verbrauch und damit häufig vor dem Zuſammenbruch bewahren .

In Krankheitsfällen ſelbſt iſt die nötige Krankenfürſorge durch

ärztliche Hilfe , Beſchaffung von Heil - und Stärkungsmitteln ,

Hauspflege herbeizuführen ) .

Vielfach iſt eine Geſundheitspflege der Kriegerwitwe unter

Benützung der öffentlichen Fürſorgeeinrichtungen möglich . Für

größere Orte oder größere Bezirke wird es ſich auch empfehlen ,

wegen der Behandlung und Aufnahme pflegebedürftiger Kriegs —⸗

hinterbliebener Verträge mit Arzten, Zahnärzten , Heilanſtalten

oder Geneſungsheimen abzuſchließen oder Kriegerwitwen und

⸗waiſen in ſchon beſtehende Übereinkommen einzubeziehen .

Zahlreiche Kriegerwitwen ſind durch ihre Berufsarbeit ver⸗

ſicherungspflichtige Mitglieder von Krankenkaſſen und

erhalten als Krankenhilfe von der Kaſſe

1. Krankenpflege von Beginn der Krankheit an ; ſie

umfaßt ärztliche Behandlung und Verordnung von

Arznei ſowie Brillen , Bruchbänder und andere kleine

Heilmittel ,

Krankengeld in Höhe des halben Grundlo

jeden Arbeitstag , wenn die Krankheit die Ver
arbeitsunfähig macht .

Die Krankenhilfe endet ſpäteſtens mit Ablauf der 26 . Woche

nach Beginn der Krankheit . Neben der Krankenhauspflege wird

unter beſtimmten Vorausſetzungen ein Hausgeld für die Angehörigen

im Betrage des halben Krankengeldes gewährt .
Über die näheren Beſtimmungen ſowie über die von einer

Krankenkaſſe freiwillig übernommenen Mehrleiſtungen geben

deren Satzungen Aufſchluß . Die Aufrechterhaltung der Mit⸗

gliedſchaft in der Form der Weiterverſicherung als

„) Die Hauspflege wurde ſchon eine geraume Zeit vor dem Kriege

in einer großen Anzahl von deutſchen Städten eingerichtet ; ſie beſteht

darin , daß in diejenigen Familien , in denen die Hausfrau durch Krank⸗

heit oder Wochenbett an der Führung des Haushalts verhindert iſt , unent⸗

geltlich oder gegen geringe Bezahlung eine Hauspflegerin ( nicht Kranken⸗
pflegerin ) zur Beſorgung des Haushalts geſchickt wird , ſo lange dies nötig
iſt . Dadurch wird die Verwahrloſung des Haushalts und der Kinder

verhütet und der kranken Mutter Ruhe und Fürſorge verſchafft , die zu

ihrer Geneſung nötig iſt .
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berechtigtes Mitglied nach Aufhören eines verſicherungspflichtigen
Erwerbsverhältniſſes iſt dringend zu empfehlen ; nötigenfalls iſt
es ratſam , den Hinterbliebenen Geldbeihilfen zu gewähren , um

die Krankenkaſſenbeiträge bei Arbeitsloſigkeit weiterzahlen zu

können .

Eine große Zahl von Krankenkaſſen hat als freiwillige Mehr⸗

leiſtung die Familienhilfe für verſicherungsfreie Familien —

mitglieder der Verſicherten eingeführt , die in verſchiedenem Umfang

Krankenpflege ( meiſt freie ärztliche Behandlung und Arznei )

ſowie Sterbegeld gewährt . In allen Fällen , in denen ein

Angehöriger der Hinterbliebenenfamilie verſicherungspflichtiges
Mitglied einer Krankenkaſſe iſt , welche Familienhilfe als Mehr —

leiſtung gewährt , verſuche man die übrigen Angehörigen der

Vergünſtigung dieſer Familienhilfe teilhaftig werden zu laſſen .

Anſchluß an eine Krankenkaſſe gibt den Hinterbliebenen die beſte

Möglichkeit , in Krankheitsfällen ſofort Rat und Hilfe zu finden .

Soweit in Krankheitsfällen die Koſten für eine etwa nötige
Anſtaltsbehandlung nicht von den Kriegshinterbliebenen

ſelbſt aufgebracht werden können , ſind nach den heute geltenden Be —

ſtimmungen die Gemeinden zu deren Übernahme aus Mitteln

der gemeindlichen Kriegswohlfahrtspflege anzuhalten .
Bis zur Bewilligung der Rentenbezüge iſt der für die Zahlung
der Kriegerfamilienunterſtützung zuſtändige Lieferungsver —
band zur Übernahme verpflichtet .

In manchen Städten wird eine beſondere Krankenverſorgung
der Kriegerfamilien durchgeführt , die den Angehörigen freie ärztliche

Behandlung ſichert , ohne daß dieſe als Armenunterſtützung be —

trachtet wird . Eine wichtige kommunale Kriegshinterbliebenen —
verſorgung bildet die Verſicherung der Hinterbliebenen als frei⸗

willige Mitglieder der Ortskrankenkaſſen .
Auch die Mithilfe bei der Beſchaffung einer paſſenden , ge —

ſunden Wohnung kann als wertvolle Art von Geſundheits —

pflege angeſehen werden .

Wie die Kriegerfrauen durch beſondere geſetzliche Be —

ſtimmungen vor einer zwangsweiſen Wohnungsräumung ge —

ſchützt wurden , ſo wird auch für die Kriegerwitwen das

Mietkündigungsrecht in einem für ſie günſtigen Sinne ausgelegt
und zur Anwendung gebracht .

Nach § 569 B . G . B . haben die Erben des Mieters bei

ſeinem Tode das Recht zu vorzeitiger Kündigung des Miet⸗
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vertrages . Dieſes Recht wird jedoch häufig außer Kraft geſetzt

durch vertragliche Sondervereinbarungen , die in den üblichen

Vertragsformularen vorgedruckt ſind . Da ſich für die Kriegs⸗

hinterbliebenen hieraus Härten ergeben , beſtimmt die Bekannt —

machung des Bundesrats vom 7. Oktober 19155 ) auf Grund

von §S 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1917 über die Er⸗

mächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw . :

„ Der Vermieter kann ſich auf derartige Vereinbarungen nicht

berufen , wenn der Mieter infolge von Teilnahme am Kriege

geſtorben iſt ; in dieſen Fällen behält die Vorſchrift des § 569

B. G. B . Gültigkeit . Danach iſt Kündigung zuläſſig zum

nächſten geſetzlichen Termin , nämlich bei monatlicher Miete —⸗

zahlung ſpäteſtens am 15 . zum nächſten Erſten , bei viertel⸗
jährlicher Mietezahlung ſpäteſtens am dritten Werktage des

55
rteliahrs zum Vierteljahresſchluß . Auch wenn die Eheleute

gemeinſchaftlich den Vertrag unterſchrieben haben , iſt die Ehefrau

herrchigt unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zum erſten

uläſſigen Termin zu kündigen . “

Der Vermieter wird gegen unberechtigtes Vorgehen der

Hinterbliebenen dadurch geſchützt , daß er gegen die Kündigung

beim zuſtändigen Amtsgericht Widerſpruch erheben kann . Kommt

das Gericht zu der Anſicht , daß die Fortſetzung des Mietver —

keinen unverhältnismäßigen Nachteil für die Erben

bedeutet , ſo kann es die Kündigung für unwirkſam erklären .

Gegen den Beſchluß des Gerichts iſt ſofortige Beſchwerde ſtatt

haft *) .

Durch Rechtsberatung und andere Fürſorgemaßnahmen der

freiwilligen Liebestätigkeit laſſen ſich häufig entſtehende und be⸗

ſtehende Wohnungsſchwierigkeiten aus der Welt ſchaffen , bevor die
in größeren Städten eingerichteten Mieteinigungsämter oder die

Gerichte in Anſpruch genommen werden müſſen . Die Woh —

nungsfürſorge der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge , die an

verſchiedenen
wird und die in Ermittlungen bei den Mietern , Verhandlungen

) Vergl . B. V. vom 26. Juli 1917 zum Schutze der Mieter

1917 , S. 559 f.) Der Zweck der Verordnung iſt , in der Krieg zeit mißD.

bräuchlicher Kündigung der Vermieter , unangemeſſener Mietſteigerung und

der Gefahr eines unnötigen Umzugs entgegenzutreten . ( S. K. 1917 , Nr . 11,

S. 144 )

1S . K . 1917 , Nr . 4, S. 54. Vergl . H. D. 1915/16 , S. 91.

Orten vielfach erfolgreich von Frauen ausgeübt

R G. Bl .
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mit den Hauswirten , Nachprüfungen über die Ausführungen der

vom Mieteinigungsamt getroffenen Entſcheidung beſteht , gewährt
einen ungehemmten Einblick in die häuslichen Verhältniſſe . Dieſe

Tätigkeit kommt dadurch der ' pflegeriſchen Wirkſamkeit zu gut ,

daß ſie gleichzeitig Gelegenheit zu geſundheitlicher und wirtſchaft —

licher Beratung und praktiſch in den meiſten Fällen zu einer

beſonders wirkſamen ſozialen Hilfe gibt .

Die Mietbeihilfen , die im Bedürfnisfall von den meiſten

größeren Städten gewährt werden und als freiwillige Kriegs —

beihilfen in der Form eines Zuſchlags zur Reichsfamilienunter⸗

ſtützung anzuſehen ſind , werden gewöhnlich auch den Krieger —

witwen weiter zugebilligt . Dieſer Geldbetrag kann entweder an

die Witwe als der Mieterin oder unmittelbar an den Hauseigen —
tümer ausbezahlt werden . Die erſte Art der Auszahlung iſt als

Regel anzuſehen ; ſie vermeidet eine allzugroße Bevormundung
der Kriegerwitwe und zwingt ſie zu einer zweckdienlichen Einteilung

und Verwendung ihres Geldes . Die zweite Form wird man zeit —

weilig nur wählen , wenn andernfalls keine Ordnung in die

Mietverhältniſſe kommt .

Die Familienpflege wird ſich als Wirtſchaftsfürſorge in

ſehr vielen Fällen zunächſt auf die Ordnung der wirtſchaft —
lichen Verhältniſſe erſtrecken müſſen und meiſtens in einer ſach⸗

gemäßen , unparteiiſchen Auskunft und damit in einem außer⸗

gerichtlichen Rechtsſchutz zur Erhaltung oder Neuordnung des

Familienlebens beſtehen . Dieſe Belehrung und Rechtsberatung
kann ſich beziehen auf die Nachlaßbehandlung ) , die etwaigen

Folgen der Übernahme einer Erbſchaft , auf die Ordnung von

Verſicherungsangelegenheiten , die nötigen Maßnahmen zur Ver⸗

hütung der Verjährung einer Forderung , die Regelung der

Schuldverhältniſſe , wie ſie namentlich durch zu hohe Miets —

verpflichtungen , Abzahlungskäufe und dergl . entſtanden ſein können ,

und gegebenenfalls auf die Auflöſung des bisherigen und die

Gründung eines neuen Haushalts unter Aufgabe einer größeren

Wohnung und Beſchaffung eines billigen , kleinern Heims . Viel⸗

fach ſind auch die Hemmungen zu beſeitigen , die ſich der Unter —

kunft einer Witwe mit einer großen Kinderzahl entgegenſtellen .
Zur unentgeltlichen Auskunftserteilung in allen juriſtiſchen Fragen

) Wie wird der Nachlaß gefallener , und im Felde verſtorbener

Militärperſonen behandelt ? S. H. D. , 1. Jahrgang , 1915/16 , S . 131 .
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werdenſich nicht nur öffentliche Rechtsauskunftsſtellen ,ſondern
auch Nachlaß⸗ und Vormundſchaftsgerichte , die Beamten der

Amtsgerichte und der Notariate gerne bereit erklären “) . In

ſchwierigen Fällen wird die Verweiſung an einen Rechtsanwalt ,
an ein Hypothekeneinigungsamt oder an eine andere geeignete

Stelle für Rechtsauskunft nötig werden .

Manche der jungen Witwen hat erſt vor einigen Jahren

mit dem gefallenen Mann die Ehe eingegangen . Die Mittel zur

Gründung einer gemeinſamen Hauseinrichtung wurden den jungen

Eheleuten unbedenklich vorgeſtreckt . Die ſcheinbar ſichere Hoffnung,
die Schulden durch eigene Arbeit und Sparſamkeit zu tilgen ,
wurde aber durch den Tod des Mannes jäh zerſtört , die Forde —

rung nach Rück - oder Abzahlung wird vielfach unnachſichtlich

erhoben , und auf die junge Frau drückt neben den andern

Sorgen eine ſchwere Schuldenlaſt . Da gilt es verſchiedene Unter —

handlungen mit den Gläubigern zu führen , um Nachläſſe zu

erwirken , Stundung oder Teilzahlung zu erlangen . Die Witwe

muß darüber ſchlüſſig werden , ob die Fortführung des Haushalts
oder Geſchäftsbetriebs in der bisherigen Art und Weiſe möglich
und zu empfehlen i Vielfach wird man auch Verhältniſſen

gegenüberſtehen , wo kleine gewerbliche oder kaufmänniſche Betriebe

während des Krieges nur bei viel Nachſicht und mancherlei

Unterſtützungen notdürftig über Waſſer gehalten werden , für die

Dauer aber nicht lebensfähig ſind. Da wird im Einzelfalle , wenn

nötig unter Einholung eines Gutachtens von Handels⸗ , Ge⸗

werbe - oder Landwirtſchaftskammern , von Innungen oder von

ſachkundigen Berufsgenoſſen , ſorgfältig zu unterſuchen ſein , ob

nicht die Lage hoffnungslos und daher die Unterſtützung des

B. HD. unangebracht erſcheint , namentlich wennauch die Hilfe
der vorhandenen ſtädtiſchen oder ländlichen Spar - und Dar⸗

lehenskaſſen , beſonderer Hilfsausſchüſſe und Kreditgenoſſenſchaften

verſagt hat , und ob nicht durch Auflöſung des Geſchäftes erſt

ſt .
lei

) Eine Anzahl von „gerichtlichen Angelegenheiten der Krieger⸗

witwen “ beſpricht Oberjuſtizrat Dr. Weltz im H. D. , 1917 , Nr . 2 ff. In

gemeinverſtändlicher Form werden hier für Helfer , Vertrauensmänner und

Pfleger aus Laienkreiſen allerlei wichtige Fragen , wie Todesnachweiſe ,

Teſtamente , Anzeigen über das Kindsvermögen , Nachlaß , Auseinander⸗

ſetzung über den Nachlaß, Beiſtandſchaft, Fürſorge für die Kinder behan⸗

delt , „ um ſchlecht beratene Kriegerwitwen recht zu beraten und ihnen

damit im Rahmen der Ziele des Heimatdankes helfen zu können “ .
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einmal reiner Tiſch gemacht werden muß , ſelbſt mit größeren

augenblicklichen Verlu 1 um ſpäter erſt mit Geldzuwendungen
auf anderer Grundlage eine wirtſchaftliche Geſundung und damit

eine neue Exiſtenz zu ſichern . Auf jeden Fall bedeutet eine durch⸗

greifende Ordnung der Schuldverpflichtungen und finanziellen

e e die Befreiung von quälenden Sorgen und die

Offnung eines neuen Lebensweges , auf dem ſich alsdann in der

7 0 eine tüchtige , willensſtarke Frau ſelbſtändig zurechtzufinden

weiß . Sie wird dazu um ſo eher imſtande ſein , wenn , was

nicht gerade ſelten iſt , am Niedergange der wirtſchaftlichen Ver⸗

hältniſſe ſchon vor dem Krieg der Mann die Hauptſchuld trug .

Aber auch nach ' der andern Seite iſt vielfach eine ſach —

kundige Hilfe in Geldangelegenheiten angebrachte Dieſe beſteht
in ſolchen Fällen , in denen die Frau in Geldgeſchäften unerfahren

iſt , in einer Anleitung zur nutzbringenden Anlage und Verwer —

tung der Geldmittel , namentlich auch der Gebührniſſe , die im

erſten Vierteljahr nach dem Tod des Mannes , falls Kriegsunter⸗

ſtützung und Hinterbliebenenbezüge nebeneinander angewieſen

werden , zu nicht unbedeutenden Beträgen anwachſen können ? )

Eine ſolch uneigennützige Beratung in Geldangelegenheiten

iſt namentlich angebracht , wenn zu befürchten iſt , daß ſich un —

lautere Elemente an die Witwe herandrängen , um 1
das Geld

abzunehmen . Wenn Kinder vorhanden ſind, empfiehlt ſich in einem

ſolchen Falle die Beſtellung eines gerichtlichen für die

Frau , um die Waiſengelder zu ſichern , oder wenigſtens die Aus⸗

übung einer Art von vorübergehender freiwilliger Pflegſchaft über

die Witwe und ihre Kinder , bis die Verhältniſſe geregelt ſind .
Wenn im Haushalt sder Witwe ſehr bald ein ungewöhn —

licher Rückgang der wirtſchaftlichen Verhältniſſe feſtgeſtellt werden

muß , ſo iſt nicht immer der Wegfall des Einkommens nach dem

Tod des Mannes daran ſchuld , ſondern häufig muß ihr ſelbſt
ein Teil der Verantwortung zugeſchrieben werden .

„ Es iſt aber gewiß nicht immer böſer Wille , der die Krieger —

frauen auf Abwege führt , gar oft iſt es vielmehr der Mangel

an wirtſchaftlichen Kenntniſſen und Erfahrungen , Ungeſchicklichkeit
und Unſelbſtändigkeit , die Anlaß zu unwirtſchaftlichem Handeln
geben. Hätte in ſolchen Fällen die alleinſtehende oder übel

J über die Fürſorge der Kriegerwitwen durch die ländlichen Genoſſen⸗

ſchaften ſ. S. K. 1917 , Nr . 11, S . 146 .
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beratene Frau eine Beraterin , eine verſtändige , erfahrene , un⸗

eigennützige Frau zur Seite , die es verſteht , ihr Vertrauen zu

gewinnen , die in wohlwollender Art ihre Angelegenheiten mit

ihr beſpricht und dadurch Einfluß auf ſie gewinnt , ſo könnte

gewiß viel erreicht , viel verhütet und viel Gutes gewirkt werden

Für unſere Frauenvereine entſteht eine ſchöne Aufgabe ,

ſich in dieſer Weiſe der hilfsbedürftigen Witwen anzunehmen
Für jede derartige Familie könnte vom Verein eine Vertrauens⸗

dame beſtimmt werden , die durch öftere Beſuche im Haus ſich

über die Verhältniſſe genaue Kenntnis verſchaffte , ſich über

deren Bedürfniſſe , Sorgen und Nöte verläſſigte , nach der Art

der Befriedigung der auftauchenden Anſprüche forſchte , über die

Verwendung der Beihilfen ſich erkundigte und überall mit ihrem

Rat , mit Belehrung und Mahnung in geſchickter Weiſe ein⸗

greifen würde . Natürlich dürfte dies nicht in aufdringlicher Weiſe

geſchehen, ſondern vorſichtig , allmählich fortſchreitend , fieniplich⸗
ene ſodaß die Frau die Überzeugung gewinnt ,daß

Beraterin es wirklich gut meint , daß man ihr im eigenen
8812 folgen muß und daß dadurch das Wohl der eigenen

Familie gefördert wird . Auch dürfte ſich die Beratung nicht auf

die wirtſchaftlichen Fragen beſchränken , ſie müßte ſich ebenſo auf

die Pflege und Erziehung der Kinder und ſonſtige ſittliche Pflichten
der Frau erſtrecken. Eine ſolche Beratung und Stütze wäre gewiß

auch den verſtändigen und ſparſamen Kriegerfrauen willkommen ,

die ihre Vereinſamung mehr empfinden als weniger ernſt veran⸗

lagte . “ ( Blätter des Bad . Frauenvereins vom 16 . Februar 1916

Nr . 4, S . 25/26 . )
Wo im elterlichen Haus ein geſundes Familienleben beſteht ,

kann die Rückkehr der Witwe in das Elternhaus oder

der Anſchluß an die Familie von Geſchwiſtern oder anderen Ver —

wandten in Frage kommen . Die Witwe gewinnt durch die Wieder —

begründung ſolcher Familiengemeinſchaft Halt und Stütze für ſich

wie für die Erziehung ihrer Kinder . Das ſichere Renteneinkommen

erleichtert weſentlich die Aufnahme in dieſen Familienkreis “) .

Auch die Rückkehr der Witwe aus der Stadt in ihre

oder ihres Mannes Heimat auf dem Lande iſt vielfach anzuraten ,

weil ſie dort mit geringeren Mitteln ſorgloſer leben kann und in

) Vergl . „ Richtpunkte zur Fürſorge für die Hinterbliebenen der

Kriegsteilnehmer “ . Amtsblatt der K. Staatsminiſterien , Königreich Bayern

Kriegsbeilage 1915 , Nr . 17, S. 758 .

10
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heimatlichen Lebensgewohnheiten eher Behagen und Befriedigung
findet und Verſtändnis für ihre Lebenslage als in einer großen

Stadt , wo ihr häufig Vereinſamung und Verelendung droht .

( Vergl . Sch . des A . A. , 4 . Heft , das ſich hauptſächlich mit „ Land —

frage und Kriegerwitwe⸗ beſchäftigt . ) “) Ein ſolcher Wechſel iſt

beſonders zu empfehlen , wenn der eheliche Wohnſitz lediglich wegen

des Erwerbs des Ehemannes gewählt , die Witwe ſelbſt aber in

der kurzen Zeit ihres dortigen Aufenthalts noch gar nicht heimiſch
wurde . Auf die Möglichkeit einer Kapitalabfindung zum Zwecke
der Erwerbung von Grund und Boden oder der wirtſchaftlichen

Stärkung des eigenen Grundbeſitzes wurde an anderer Stelle

aufmerkſam gemacht . Die Übernahme eines landwirtſchaftlichen
Betriebs iſt jedoch nur ſolchen landgebürtigen , mit Landleben und

Landwirtſchaft vertrauten Frauen anzuraten , welche die Anſtren —

gungen und Entbehrungen des bäuerlichen Lebens nicht ſcheuen , die

in den Feldarbeiten und in der Behandlung der Haustiere erfahren
ſind und denen namentlich die Verwendung des notwendigen Ge —

ſpanns zur Bebauung ihrer Felder keine Schwierigkeiten bietet .

Die Rückſiedelung ſoll deswegen nur erfolgen nach befriedigenden
Verhandlungen zwiſchen ſtädtiſchen und ländlichen Fürſorgeſtellen .
„ Nur Einheitlichkeit und zwiſchenörtliche Vereinbarung kann un

kluger Abwanderung oder Rückwanderung ſteuern . Auf keinen

Fall ſoll aber die Erhaltung der Kriegerwitwe auf dem Lande

durch Zwang erfolgen ; ſie muß das freie Ergebnis umfaſſender
Woh lfah rt⸗ und Heimatpflege ſein . “ Iſt die Geeignetheit er —

wieſen , ſo kann die Rückſiedelung nötigenfalls durch Zuwendung
von Mitteln des Heimatdanks erleichtert werden , und zwar kommt

für eine ſolche Zuwendung zunächſt der Bezirks - oder Ortsaus

) Drurch Geſetz vom 5. Juli 1917 (G. und VBBl . 1917 , Nr . 57,
S. 239 ff. ) die Ergänzung des Bürgerrechtsgeſetzes betr . , ſoll den Witwen ,
deren Ehemänner aus Anlaß der Kriegsereigniſſe verſtorben ſind , die

Möglichkeit gewährt werden , anſtelle des Ehemanns das Bürgerrecht in

ſeiner Heimatgemeinde anzutreten oder , wenn der Ehemann nicht Bürger⸗

ſohn , aber mindeſtens 2 Jahre vor ſeinem Tode dauernd in der Gemeinde

wohnhaft war , an ſeiner Stelle die Aufnahme in das Bürgerrecht nach⸗

zuſuchen . Die Nachweiſe nach den S§S 10 und 25 Ziffer 1 des Bürger⸗

rechtsgeſetzes werden dabei von der Witwe nicht verlangt ; ſie hat jedoch
den Erforderniſſen der 88 12, 21, 25 Ziffer 2 ff. des Bürgerrechtsgeſetzes

hinſichtlich ihrer Perſon und des einzubringenden Vermögens zu entſprechen
und Antrittsgeld , Einkaufsſumme und Einkaufsgeld für die Bürger —

nutzungen in gleicher Weiſe zu entrichten , wie dies von dem Ehemann

hätte geſchehen müſſen .
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ſchuß des bisherigen Aufenthaltsortes in Frage . In beſonders
gelagerten Fällen kann auch der L. A. um eine Zuwendung ange⸗

gangen werden ; diesbezüglichen Anträgen ſind die Fürſorgeakten
anzuſchließen . Häufig wird ſich vor dem Erwerb von Grundbeſitz
zunächſt eine pachtweiſe Anſiedelung empfehlen , um zu prüfen ,
ob die Frau ſich auf dem Lande bewährt und in die Landverhält —⸗
niſſe ſchickt. Auch hier kann ſich die ſoziale Kriegshinterbliebenen⸗
fürſorge als uneigennützige Beraterin betätigen , indem ſie für die

Beſchaffung einer geeigneten Mietwohnung oder eines kleinen An⸗

weſens ſorgt , womöglich mit Pachtland , Garten und mit Kleinvieh ,
nötigenfalls auch paſſende Lohnarbeit vermittelt und überhaupt die

Witwe in allen wirtſchaftlichen Angelegenheiten unterſtützt .
Eine Witwe aus gehobenen Kreiſen wird ſich auf dem Land

nach erlangter Fachausbildung nicht ſelten in der Ausübung eines

geeigneten Berufes betätigen können , z. B. als Krankenpflegerin ,
Hebamme ! ) , Gärtnerin , Geflügelzüchterin , Molkereibeamtin ; auch
als Poſtagentin wird dort manche Kriegerwitwe eine Lebensſtellung
finden . Eine gewiſſenhafte , wirtſchaftlich tüchtige Hausfrau , die ge⸗

nügend gebildet und vertraut iſt mit den Vorſchriften einer vernünf⸗
tigen Geſundheits - und Erziehungslehre , wird ſich häufig auch zur

Führung ſogenannter ländlicher Geſchwiſterheime eignen , in denen

leibliche Geſchwiſter zuſammen mit einzelnen Pflegegeſchwiſtern
bis zur Zahl von 6 bis höchſtens 8 Kindern anſtelle der etwa

notwendigen Anſtaltserziehung eine gute ländliche Familien —

erziehung erhalten , wie eine ſolche im Einzelfalle die eigene
Mutter , aber auch eine Anſtalt nicht gewähren kann * ) . Mancher
kinderloſen Kriegerwitwe oder einer ſolchen mit geringer Kinder —

zahl wird dadurch die Erhaltung des eigenen Heims , einer

größeren Wohnung , eines ländlichen Beſitzes ermöglicht oder die

außerhäusliche Erwerbsarbeit erſpart .

Ein wichtiger Teil der ſozialen Fürſorgetätigkeit iſt die

Arbeitsfürſorge . Dieſe umfaßt : Berufsberatung , Berufs⸗

ausbildung und Arbeitsvermittelung . Die Berufsberatung
erſtreckt ſich auf alle Lebensverhältniſſe der Witwe , auf ihre

allgemeine Stellung im öffentlichen Leben und die ſich daraus

) Im Hebammenberuf herrſcht allerdings z. Zt . eine große Über⸗

füllung , und viele Hebammen haben infolge des allgemeinen Geburten⸗

rückganges gar keine oder nur geringe Ausſicht auf Betätigung .

* ) S. „ Menſchenmarkt “ , Verbandszeitſchrift der deutſchen Liga für

Frauenſchutz und Frauenrettung , München , Heft 4, 3. Jahrgang .
10 *
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ergebenden Rechte und Pflichten, auf ihre Arbeit als Hausfrau ,
als Erzieherin ihrer Kinder und auf die Erwerbsarbeit . Dieſe

Beratung geht naturgemäß am wirkungsrollſten zunächſt von

ſachkundigen Perſonen der örtlichen Fürſorgeſtelle aus . Eine er —

fahrene Pflegerin , die mit offenen Augen und warmem Mitgefühl ,
mit klugem Verſtand und teilnahmsvollem Herzen in das Haus der

Hinterbliebenen tritt , wird überall Verhältniſſe treffen , die Anlaß

zur Beratung und Beſprechung geben und dadurch eine Förderung

und Verbeſſerung finden können . Eine wertvolle Ratserteilung kann

häufig ſchon der einfache Hinweis auf die zuſtändigen Stellen

und Behörden bilden , die für eine weitere Auskunft geeignet ſind ,

ferner eine Belehrung über die Art und Möglichkeit einer weiteren

Hilfe , wie ſie zunächſt durch die ſtaatliche Kriegsverſorgung oder

die örtlichen Zuwendungen zur Ernährung , Bekleidung oder

Wohnung gewährt werden . Wertvoll kann der Mutter ein Hin —

weis werden auf die beſtehenden Einrichtungen der Säuglings —

und Wöchnerinnenpflege , der Tuberkuloſenfürſorge , der Schul —

ſpeiſungen , des Kinderſchutzes uſw , oder eine Auskunft über

Eingaben , Anträge an Behörden . In Erziehungsfragen wird

an kleineren Orten , wo ein perſönlicher Verkehr leicht möglich

iſt , der Lehrer ihrer Kinder der berufenſte Berater ſein ; au

größeren Schulen wird es ſich empfehlen , daß der Rektor oder

ein erfahrener Oberlehrer beſondere Sprechſtunden abhält für die

Erziehungsnöte der Mütter . Schon vor dem Kriege wurden in

vielen Städten ſogenannte Elternabende eingeführt , bei welchen
die Lehrer mit den Eltern Fühlung nahmen und mit ihnen alles

das beſprachen , was für die Entwicklung und Erziehung der

Kinder nötig ſchien ; ſolche Veranſtaltungen werden ſich zweck —

mäßig auch mit den „Kriegsabenden “ vereinigen laſſen , die an

manchen Orten mit gutem Erfolg eingerichtet worden ſind. Ein

guter Rat kann von weſentlicher Bedeutung für die ganze Lebens⸗

geſtaltung der Kinder werden , eine unvollſtändige oder unrichtige

Belehrung dagegen dauernd auf falſche Wege leiten .

Nicht ſelten hat ſich ſchon ergeben , daß Witwen die zu —

ſtändige Verſorgung aus dem Militärverhältnis des gefallenen

Ernährers gar nicht oder nicht im vollen Ausmaß erhalten , weil

deren ſachgemäße Beantragung aus Unkenntnis der geltenden

Beſtimmungen verſäumt worden iſt. Auch kann Unklarheit über

die fürſorgeriſchen Wege , die der Witwe offen ſtehen , verhindern ,

daß ſie die ſoziale Hilfe findet , die ihr geboten werden kann .
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In dieſen wichtigen Fragen iſt richtige , zuverläſſige Auskunft

und Belehrung von ganz beſonderm Wert .

Schon vor längerer Zeit hat das Kriegsminiſterium Kriegs⸗

witwen eindringlich vor „ Winkeladvokaten und ähnlichen Perſonen

gewarnt , die ſich an ſie herandrängen und für ſie oft Geſuche

verfaſſen , von deren Zweckloſigkeit ſie ſelbſt in vielen Fällen von

vornherein überzeugt ſind . Ihnen iſt meiſt nur darum zu tun ,

Einnahmen für ſich zu erzielen , nicht aber den Witwen zu

helfen . Häufig erwecken ſie auch Hoffnungen , durch deren Nicht⸗

erfüllung die Witwen dann bitter enttäuſcht ſind “. Allen Kriegs⸗
witwen wird deswegen dringend geraten , ſich mit ihren Anliegen
an die amtliche Fürſorgeſtelle ihres Aufenthaltsortes zu wenden ;

dieſe ſoll in allen Angelegenheiten die vertrauenswürdigſte Aus⸗

kunftsſtelle für Kriegerwitwen ſein ?) .

) Auch der Landesausſchuß der Kriegsbeſchädigtenfürſorge warnt
in Nr . 15 des Beihefts zu den Anſtellungsnachrichten , J . 1917 , S. 176

und in Nr . 30, S. 202 des Bad . Stellenanzeigers für Kriegsbeſchädigte
vor „ Kautionsſchwindlern “ , die Sicherheiten , welche ſie von Kriegs⸗

beſchädigten für die Beſchaffung von Stellen u. dergl . verlangen , für eigene

Zwecke verwenden . Da ein ſolcher „ Kautionsſchwindel “ zweifellos auch

Kriegerwitwen gegenüber verſucht werden wird , ſei auch an dieſer Stelle

nachdrücklich davor gewarnt . Vergl . A. M. 1918 , Nr . 10, S. 92 f. Die

Soziale Abteilung der N. St . hat ein Merkblatt herausgegeben , das zur
Frage der „ Hinterbliebenen und Winkelkonſulenten “ Stellung nimmt .

Es lautet : „ Kriegshinterbliebene ! Wendet Euch vertrauens⸗

voll in allen Angelegenheiten ausſchließlich an die amtliche Fürſorgeſtelle
für Kriegshinterbliebene .

Die Fürſorgeſtelle erteilt unentgeltlich Rat und Auskunft in allen

Verſorgungsfragen und verhilft den Hinterbliebenen zur Geltendmachung

ihrer Anſprüche . Sie hilft ihnen bei der Geſtaltung ihrer Lebensver⸗

hältniſſe , in allen Angelegenheiten des Familien⸗ und Erwerbslebens , bei

der Erziehung und Berufsausbildung der Kinder . Sie vermittelt in

Bedarfsfällen Geldunterſtützungen aus Heeres⸗ und Stiftungsmitteln .

Die Fürſorgeſtelle iſt die Stelle , die über alle geſetzlichen Beſtim⸗

mungen und Unterſtützungsmöglichkeiten genau unterrichtet iſt . Sie ſteht
mit allen in Betracht kommenden Behörden , Stiftungen und Fürſorge⸗

organiſationen in engſter Fühlung . Ihre Ermittlungen werden den

Bewilligungen von Zuwendungen und Unterſtützungen zugrunde gelegt ,

ſo daß jede an die Behörden oder die Nationalſtiftung ergehende Eingabe

vor der Erledigung der Fürſorgeſtelle zur Prüfung übermittelt wird .

Es iſt daher völlig zwecklos und führt nur zu unnötiger Verzöge⸗

rung , wenn die Hinterbliebenen ſich an andere private Stellen wenden .

Namentlich iſt zu warnen vor Winkelkonſulenten , die ſich teuer bezahlen
laſſen und meiſt nur ihr eigenes Intereſſe , nicht aber das der Hinter⸗

bliebenen im Auge haben . Infolgedeſſen raten ſie vielfach zu Eingaben ,

die bei genauer Kenntnis der Beſtimmungen von vornherein als aus⸗

ſichtslos bezeichnet werden müſſen .

Nur die Fürſorgeſtelle kann beurteilen , welche Hilfsmittel für den

einzelnen Fall in Betracht kommen . Nur hier werden daher die Hinter⸗

bliebenen zweckmäßigen Rat und hilfsbereites Entgegenkommen finden ! “
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Auch für die Führung des Haushalts kann der Krieger —
witwe ein beſonnener Rat von großem Nutzen ſein, namentlich
dann , wenn es ihr an der nötigen Erfahrung ,an Ein - und

Umſicht fehlt . Für eine ſolche Ratserteilung eignet ſich natur —

gemäß am beſten eine erfahrene Frau . Da wird durch die

Aufſtellung eines Voranſchlages oder eines Haushaltungsplans
zuerſt zu prüfen ſein , ob die vorhandenen ſicheren Einnahmen
das Notwendigſte zur Exiſtenz auch decken oder ob und welche
Unterſtützungen und weitere Maßnahmen nötig und zu erſtreben ſind .

Für die häusliche Wirkſamkeit der Kriegerwitwe werden

vom Bad . Frauenverein und anderen Frauenvereinigungen ſeit
längerer Zeit hauswirtſchaftliche Veranſtaltungen abgehalten .
Sie gewähren neben der praktiſchen Anleitung im Haushalt und

im Kochen auch ſonſt noch die Möglichkeit zur Aus - und

Weiterbildung für die Forderungen des neuen Lebens . Vielfach
empfiehlt ſich auch ein Hinweis auf beſtehende Volks - und

Mittelſtandsküchen , beſonders dann , wenn durch die Benützung
derſelben die Arbeitskraft der Frau anderweitig verwendet werden

kann .

0 iſt die Beratung der Kriegerwitwe bei der Wahl

eines ge eeigneten Berufs zur Ausübung der Erwerbstätigkeit .
Dieſe Ratserteilung verlangt nicht nur ein großes Maß von

Menſchenkenntnis und ſachlicher Erfahrung auf verſchiedenen Ge —

bieten des gewerblichen Lebens , ſondern auch ein eingehendes Ver —

ſtändnis der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe und ihrer

künftigen Entwickl lung , ſoweit dieſe aus den hervortretenden Merk —

malen und charakteriſtiſchen Erſcheinungen vorauszuſehen ſind ?)
Die Berufsberatung wird in größeren Städten am zweck —

mäßigſten mit den öffentlichen oder gemeinnützigen Arbeitsvermitt —

lungsſtellen und Berufsberatungsſtellen in Verbindung zu bringen
ſein. Fehlen derartige Einrichtungen an einem Orte , ſo empfiehlt
ſich ſchriftliche Anfrage bei der Geſchäftsſtelle des Kartells der

Auskunftsſtellen für Frauenberufe , Berlin NW. , Brückenallee 33 .

Die Schaffung beſonderer Berufsberatungsſtellen für Krieger —
witwen iſt nicht anzuraten , einmal , weil die Witwen von

gefallenen Kriegern keinen beſonderen Stand mit einer Sonder —

behandlung bilden wollen und auch nicht ſollen , zum andern ,
weil viele Frauen ſelbſtändig ohne fremde Hilfe über die Wahl

5) Siehe Sch. des A. A. , 1. H. , S . Iff .
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eines Berufes ſchlüſſig werden , beſonders wenn ſie ſchon vor der

Ehe beruflich tätig waren oder wenn zur Ausübung einer gewerb —⸗
lichen Tätigkeit keine beſondere Fachkenntnis oder Vorbildung

nötig iſt .

Der Beratung über die Wahl eines Berufs hat eine

eingehende Prüfung vorauszugehen , ob ſich die Erfüllung anderer

Pflichten mit der Erwerbsarbeit vereinigen läßt , oder mit anderen

Worten , ob neben den in erſter Reihe ſtehenden Aufgaben des

Mutter - und Hausfrauenberufs und mit Rückſicht auf die Geſund⸗

heit und Leiſtungsfähigkeit der Witwe noch Erwerbstätigkeit

möglich iſt und erwünſcht erſcheint . Gerade die Beratung und

Unẽnterbringung der halben und erwerbsſchwachen Kräfte erfordert

eine beſondere Umſicht und Erfahrung . Wo die geſundheitlichen
Verhältniſſe der Witwe oder ihrer Kinder eine ſorgfältige Pflege

oder wo die vaterloſen Kinder eine beſondere Aufſicht nötig
haben , da erſcheint es angebrachter , die ungenügenden Renten⸗

bezüge durch Geldbeihilfen zu ergänzen , als daß die Mutter auf

den Arbeitsmarkt verwieſen wird . Auch die perſönliche Veran⸗

lagung , die körperlichen und geiſtigen Fähigkeiten , die bereits

erworbenen Kenntniſſe und Fertigkeiten ſpielen bei der Berufs⸗

beratung eine große Rolle .

Kinderloſe Arbeiterfrauen und Frauen auf dem Lande

werden meiſtens den früher geübten Beruf im alten Umfang

wieder aufnehmen können , ohne daß eine Berufsausbildung

nötig wird . Eine ſolche wird dagegen eher in Frage kommen

für Witwen aus den oberen Bevölkerungsklaſſen , dem Mittel⸗

und dem gehobenen Arbeiterſtand , die nicht dafür erzogen

worden ſind , das tägliche Brot durch Erwerbsarbeit zu verdienen .

Für deren Berufsausbildung ſind jedoch keine neuen Schul⸗

einrichtungen zu ſchaffen , da die beſtehenden fachlichen Bildungs⸗

anſtalten für männliche und weibliche Berufe zur Erlangung

der nötigen gewerblichen Fachausbildung genügen ; höchſtens kann

es ſich zur Fortführung des Geſchäftsbetriebs um eine beſondere

ſchulmäßige Anleitung der Witwe in Buchführung , Warenkunde ,

Geſchäftsbriefwechſel oder ähnlichem handeln , Unterrichtsveran⸗

ſtaltungen und Ausbildungskurſe , die am beſten von ſtädtiſchen

oder ſtaatlichen Behörden eingerichtet werden ) . Häufig handelt

) Kaufmänniſche Fachkurſe für Kriegerwitwen wurden im Januar

1916 in der Frankfurter ſtädtiſchen Handelslehranſtalt eingerichtet . Näheres

ſ. S. K. 1917 , Nr . 3, S. 42 f. )
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es ſich auch nur darum , vergeſſene Kenntniſſe wieder auf —

zufriſchen , unvollendete Berufsäusbildung zu ergänzen . Wie

weit zwecks Erhaltung und Fortführung eines lebensfähigen
Geſchäfts zur Ablegung der Geſellen - und Meiſterprüfung zu
raten iſt , bedarf beſonderer Erwägung in jedem einzelnen Fall ;
oft gilt es nur , den Betrieb recht und ſchlecht ſo lange fortzu —
führen , bis ein Sohn oder eine Tochter nach erlangter Fach —

ausbildung das Geſchäft übernehmen kann . Vor kuͤrzfriſtigen,
unzulänglichen Ausbildungsunternehmungen , die mit lockenden

Ankündigungen unerfahrenen , der notwendigſten Vorkenntniſſe
baren Frauen in kurzer Zeit die nötige Berufsausbildung zu

geben verſprechen , iſt entſchieden zu warnen ; denn die Erfahrungen
des Krieges haben erwieſen , daß den Frauen vielfach jede Kennt —

nis der Buchführung , jedes Verſtändnis für Warenkunde und

damit die notwendigſten Vorausſetzungen für Ein - und Verkauf
fehlen . Solche Mängel können aber nicht in wenigen Wochen

ausgeglichen werden . Eine dahingehende Warnung erläßt auch
das Kartell der Auskunftsſtellen für Frauenberufe ? ) :

„ Immer häufiger finden ſich in den letzten Monaten in der

Tagespreſſe , in Plakaten , Anſchlägen , Proſpekten und ſonſtigen

Druckſachen lockende Ankündigungen von günſtigen Ausbildungs —
einrichtungen , die in wenigen Monaten , ja ſogar nur Wochen ,
unerfahrenen , des Erwerbs gänzlich ungewohnten Frauen eine

Schulung zu geben verſprechen , die ihnen dauernde günſtige
Erwerbsmöglichkeiten bieten ſoll . Die nicht zu leugnende Tat —

ſache, daß einzelne Frauen heute in einer ganzen Anzahl ihnen
bisher völlig verſchloſſener Berufe verhältnismäßig Leidliches
leiſten und zum Teil recht gut bezahlt werden , wird dahin aus⸗

genutzt , daß unterſchiedslos allen Frauen zu ſolchen neuen Berufs —⸗

gebieten , deren oft große Schattenſeiten natürlich verſchwiegen
werden , zugeraten wird , ohne jeglichen Hinweis darauf , daß es

ſich meiſt nur um Kriegsarbeiten handelt , die gleich nach dem

Kriege vorausſichtlich wieder eingeſtellt werden .

Bei der Annahme von Schülerinnen in den aus Erwerbs⸗

abſichten errichteten Schnellkurſen wird keine Auswahl getroffen ,
weder Alter noch Gefundheit , weder Vorbildung noch Fach —

Vergl . auch die Warnung durch das K. M. vor unzuverläſſigen

Unternehmen vom 15. 2. 1917 , Nr . 379 . 2. 17. C. 3. V. S . K. 1918 ,
Nr . 2, S. 14.
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kenntniſſe werden berückſichtigt . Das iſt um ſo bedenklicher ,
als der große Menſchenmangel nicht ſelten dazu führt , ſchlecht

ausgebildete Frauen verſuchsweiſe einzuſtellen , um ſie bei Nicht⸗

bewährung ſehr ſchnell wieder zu entlaſſen . Es bedeutet aber

für unſere Kriegerwitwen , und zwar namentlich für die

etwas älteren , erwerbsungewohnten , ſchwere geiſtige und mate —

rielle Opfer , wenn ſie ſich mit Schülerinnen aller Art , darunter

manchmal mit recht unerfreulichen Elementen , in einer Unterrichts⸗

klaſſe zuſammenſetzen müſſen , dort unter vielfach ſehr eigenartig
anmutenden Lehrkräften eine ihnen vielleicht mühſame , für den

angeſtrebten Zweck aber dennoch unzulängliche Ausbildung er

werben , um ſchließlich trotz tönender Verſprechhungen auf ſofortige

Arbeitsvermittlung gezwungen zu ſein , ihre von Haus

zu Haus anzubieten und überall zu hören , daß ihr Können

nicht ausreichend , ihre ganze Veranlagung für den Beruf nicht

geeignet iſt .

Solche ſchmerzliche Erfahrungen , die den kaum wieder ent⸗

fachten , meiſt noch nicht erſtarkten Lebensmut unſerer Kriegs⸗

hinterbliebenen wieder zum Sinken bringen , könnten ihnen erſpart

bleiben , wenn allerwärts mit der notwendigen Strenge gegen

die Auswüchſe unlauterer Unterrichtsunternehmungen vorgegangen

würde

Sofern ſich mit Rückſicht auf die vermehrte Heranziehung
von Frauen zur vaterländiſchen Hilfsarbeit die Notwendigkeit

erweiſt , für einzelne Berufsgebiete , in denen beſonderer Mangel

herrſcht , bisher berufsfremde Frauen in kürzerer als der üblichen

Zeit heranzubilden , ſoll dieſe Vorbereitung nicht von Erwerbs —⸗

50 durchgeführt werden , ſondern Aufgabe der Behörden

oder gemeinnütziger Organiſationen ſein . Dieſe verfügen über die

Möglichkeit , vorhandene und zurzeit aus beſonderen Gründen

nicht übermäßig belaſtete Lehrräume , Lehrmittel und vor allem

Lehrkräfte für ſolche Aufgaben frei zu machen ; ſie können ohne

Rückſicht auf die Einnahmen bei der Wahl der anzunehmenden

Schülerinnen eine ſorgfältige Auswahl treffen , ſo überhaupt jede

Gewähr bieten , daß der angeſtrebte Zweck mit den gegebenen

Vorausſetzungen in Einklang gebracht wird .

Es wird aber auch bei ſolchen kurzfriſtigen Kurſen not⸗

wendig ſein , deutlich kenntlich zu machen, daß ſie keine Aus⸗

bildung für einen Lebensberuf geben, ſondern der Not der Zeit

dienend für die unbedingt erforderliche Arbeit Augenblicksarbeits⸗
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kräfte heranbilden wollen . Deshalb wird man Kriegerwitwen
und anderen weiblichen Hinterbliebenen alt Beſuch ſolcher Ver⸗

anſtaltungen nur ſoweit zureden dürfen , als ſich zurzeit für ſie
keine andere Ausbildungsmöglichkeit eröffnet , weil z. B . alle

guten Anſtalten überfüllt ſind , ein Fall , der jetzt ſehr häufig
eintritt . Die praktiſche Bewährung in einer der jetzt notwendig

gewordenen Frauenkriegsarbeiten wird dann als Probezeit und

Prüfſtein für Arbeitskraft , Arbeitseifer und Arbeitsfähigkeit
gelten und ſpäter bei geordneter Ausbildung vielleicht in An⸗

rechnung gebracht werden können .

Im ganzen aber iſt allen Hinterbliebenenfürſorgeſtellen zu

raten , vor neuen , ungeprüften , lockend klingenden Ausbildungs —⸗
anpreiſungen ſehr auf der Hut zu ſein . “

Wo es ſich um die Erhaltung oder Einrichtung von Ge —

ſchäften handelt , iſt der Beizug kaufmänniſcher Sachverſtändiger
für die Ertragsberechnung auf Grund einer geordneten Buch —

führung dringend zu empfehlen . Auf die Zweckmäßigkeit eines

eifſe an wirtſchaftliche Intereſſenverbände , Bezugsz ,
Kredit⸗ , Abſatz - , Betriebsgenoſſenſchaften iſt auf jeden Fall hin⸗

zuweiſen . Auch für die Verwendung und Beurteilung der

Arbeitskraft der Frau war der Krieg ein guter , allerdings
auch geſtrenger Lehrer ; denn wenn er auf der einen Seite

bewieſen hat , welch wertvolle Hilfe die Arbeit deutſcher Frauen
in der Kriegswirtſchaft bedeutet , ſo hat er auch gezeigt , wie

leicht ſchlecht ausgebildete Kräfte verſagen , wie das väterliche
Erbe den Kindern verloren gehen und wie Fortkommen und

Exiſtenz der Witwe vernichtet werden können , wenn dieſe
mit ungeſchulten , unzulänglichen Kräften in den Kampf ums

Daſein tritt .

Für Berufe , die eine beſondere fachliche Bildung verlaugen ,

eignen ſich nur junge , geſunde , ausbildungsfähige Frauen . Dabei

muß ſorgfältig erwogen werden , ob dieſe den beruflichen Anſtrengungen
und dem wirtſchaftlichen Wettbewerb gewachſen ſein werden ,

namentlich auch nach Beendigung des Krieges , wenn zahlreiche
Kriegsbeſchädigte und die zurückſtrömende Maſſe männlicher
Arbeitskräfte wieder in ihre alten Arbeitsſtellen rücken , wenn

Deutſchland ſeine Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt durch
Qualitätsarbeit beweiſen muß und dazu hauptſächlich männliche ,
gewerblich gut geſchulte Arbeiter braucht . Dabei darf nicht

verg

woh

grup

reich
Krie

beſot

gabe
land

nach

geſte
noch
natü

des

bilde

der

jeder

reich
habe

Nutz

amt

zelne

mini

werd

in d

Dieſ

Verl

Lehr

zu b

Krieg

fürſo

Prob
des

mit !



wen

Ver⸗

I . E
alle

ufig

dig
und

keit

An⸗

zu

igs⸗

Ge⸗

iger

uch

mnes

iche

und

ieſe
ims

zen ,

Ibei

gen

enn

irch

155

vergeſſen werden , daß wirtſchaftliche Kriſen nach Friedensſchluß
wohl nicht vermieden werden können und daß bei der Um —

gruppierung der Arbeitskräfte mit der Möglichkeit einer umfang⸗
reichen Erwerbsloſigkeit der Frauen zu rechnen iſt . Zahlreiche
Kriegerwitwen werden davon als Haupternährer der Familie
beſonders hart betroffen werden “).

Einzelne Frauen werden wieder zu ihrer natürlichſten Auf —

gabe , dem häuslichen Beruf zurückkehren können , andere zur

landwirtſchaftlichen Beſchäftigung , manche Frau wird dagegen

nach Beendigung des Krieges noch einmal vor die Berufsfrage

geſtellt ſein und zwar unter erſchwerten Konkurrenzverhältniſſen ,

noch einmal umlernen müſſen , was mit zunehmendem Alter

natürlich ſchwerer wird * ) . Die Überleitung der Frauenarbeit
des Kriegszuſtandes in die Erwerbstätigkeit der Friedenszeit
bildet jedenfalls einmal ein beſonders ſchwieriges Problem . An

der Löſung dieſer Aufgabe werden ſich auch die Frauenvereine
jeder Art beteiligen müſſen , und die Erfahrungen , die ſie in

reichem Maße in ſozialer Fürſorge während des Krieges geſammelt

haben , werden ihnen auch für dieſe neuen Aufgaben von großem
Nutzen ſein* ) .

Die Verwendung der Kriegerwitwen als ſtaatliche Be —

amtinnen hat in den verſchiedenen Bundesſtaaten in den ein⸗

zelnen Betrieben eine verſchiedene Behandlung erfahren .

In Preußen dürfen nach einem Erlaß des Unterrichts⸗

miniſteriums verwitwete Lehrerinnen endgültig angeſtellt

werden , ſofern die Witwe kinderlos iſt oder durch ihre Kinder

in der Erfüllung ihrer Pflichten als Lehrerin nicht behindert iſt .

Dieſe Beſtimmung ermöglicht es , Kriegerwitwen , die vor ihrer
Verheiratung bereits Lehrerinnen waren oder ſeinerzeit die

Lehrerinnenprüfung abgelegt haben , bei der Beſetzung von Stellen

zu berückſichtigen ; die feſte Anſtellung dieſer Lehrerinnen erreicht

) Sch . der A. A. , Heft 6, S. 79. S. K. 1917 , Nr . 2, S. 24 f.

0 Caritas , 1916 , S. 342 .

„ * Vergl . Dr . Polligkeit, zur Frage der Erwerbsloſenfürſorge für

Kriegerwitwen während der Übergangswirtſchaft . „ Die Kriegsbeſchädigten⸗

fürſorge “ , 1918 , Nr . 9, S. 396 ; ferner S. K. 1918 , Nr . 9, S. 106 :

Probleme der Frauenarbeit in der übergangswirtſchaft . Auch ein Erlaß
des KM . vom 20. 7. 17 A. M. 1917 , Nr . 87, S. 274 ) beſchäftigt ſich
mit dieſer Frage .
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aber mit dem Tage einer neuen Eheſchließung ihr Ende . Das

ſächſiſche Kultusminiſterium hat dem Verband ſächſiſcher

Lehrerinnen auf eine Eingabe wegen Belaſſung kriegsgetrauter

Lehrerinnen in ihrer Stellung und Beſoldung mitgeteilt , daß es

nicht in der Lage ſei , die ausdrücklichen Beſtimmungen des

Volksſchulgeſetzes über Belaſſung verheirateter Lehrerinnen im

Schuldienſt für die kriegsgetrauten Lehrerinnen außer Kraft zu

ſetzen . In jedem einzelnen Falle ſoll jedoch beſondere Entſcheidung

vorbehalten bleiben .

Eine ähnliche Stellung nimmt auch das Unterrichts⸗

miniſterium in Baden ein . Für die Anſtellung verheirateter

Lehrerinnen gelten die Vorſchriften des § 121 des Beamten⸗

geſetzes in Verbindung mit 8§ 48 und 129 des Schulgeſetzes vom

7. Juli 1910 . Das Unterrichtsminiſterium hält dabei grund⸗

ſätzlich an der Anſchauung feſt , daß Lehrerinnen , die ſich ver —

heiraten , aus dem Staatsdienſte auszuſcheiden haben , daß aber

die Belaſſung bezw . Wiederverwendung einer verheirateten Leh —

rerin im Einzelfalle nach eingehender Prüfung der Verhältniſſe

ausnahmsweiſe geſtattet werden kann . Von ſolchen Eingaben

und Anträgen konnte während der Kriegszeit eine große Zahl

als begründet anerkannt werden , und manche ehemalige Lehrerin ,

deren Mann im Felde ſteht , aber auch einzelne Kriegerwitwen ,
die früher Lehrerinnen waren , haben im Schuldienſt zunächſt als

unſtändige Lehrkräfte wieder Verwendung gefunden .

Wegen der Beſchäftigung von Kriegerwitwen im Poſt —
und Telegraphendienſt hat der Staatsſekretär des Reichs⸗

poſtamtes auf eine Anfrage des Kriegsminiſteriums nachſtehendes

geantwortet ( Erl . des K. M. vom 31 . 1. 17 Nr . 2815 . 1. 17

63 W:

„Kriegerwitwen , die den Annahmebedingungen entſprechen ,

werden jetzt ſchon bei vorhandener Gelegenheit auf Antrag als

Poſt⸗ oder Telegraphengehilfinnen zur dauernden Verwendung

eingeſtellt ; in Ausnahmefällen werden auch nichtkinderloſe Witwen

angenommen , namentlich wenn es ſich um frühere Gehilfinnen
oder Anwärterinnen oder um Witwen von Poſt⸗- und Telegraphen⸗
beamten handelt , während nach den Annahmebedingungen ſonſt
nur Mädchen oder kinderloſe Witwen berückſichtigt werden dürfen .

Weiter kann darüber hinweggeſehen werden , wenn die Alters⸗

grenze von dreißig Jahren um ein geringes überſchritten iſt . Die
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Annahmebedingungen ſind bei jedem Poſt⸗, Telegraphen - oder

Fernſprechamt zu erfahren .
Außer als Poſt⸗ oder Telegraphengehilfinnen können Krieger⸗

witwen noch als Gehilfinnen bei Poſtämtern III . Klaſſe , als

Markenverkäuferinnen , Poſtagentinnen und Scheuerfrauen dauernde

Beſchäftigung bei der Reichs - Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung

finden . “

Auch die Gr . Generaldirektion der Bad . Staatseiſen⸗

bahnen berückſichtigt bei der Einſtellung von weiblichen Arbeits⸗

kräften als Kriegsaushilfen für alle Verwendungsarten zunächſt

Angehörige von Eiſenbahnbedienſteten , wenn ſie durch den Krieg

in Not geraten ſind , dann aber in 2. Reihe auch Angehörige
von Kriegsteilnehmern , namentlich Witwen von gefallenen Krie —

gern . ( Nachrichtenblatt 1917 , Nr . 25 , S . 199 . )

Wie für die Berufsberatung der Kriegerwitwen ſind auch

für die Arbeitsvermittlung keine beſonderen amtlichen

Stellen nötig ; es genügen in den meiſten Fällen die öffentlichen

Arbeitsämter und Arbeitsvermittlungsſtellen , mit denen , wenn

es nötig erſcheinen ſollte , wegen der Arbeitszuweiſung an

Kriegerfrauen ein beſonderes Abkommen getroffen werden kann .

Natürlich werden die Organe der Kriegshinterbliebenenfürſorge
nicht verſäumen , Arbeitgeber durch öffentliche Hinweiſe oder

durch perſönliche Vermittlung auf die Verwendung berufstätiger

Witwen aufmerkſam zu machen . In ſehr vielen Fällen haben

bisher frühere Brotherren des gefallenen Kriegers auch deſſen

Witwe einen Arbeitsverdienſt gewährt und zwar ſoweit als

möglich in einer Weiſe , daß dadurch ihre häuslichen Pflichten

keine allzugroße Schädigung erfahren .

Viele Kriegerwitwen finden auch in einer zweiten Ehe wieder

eine dauernde Verſorgung und ihre Kinder einen Vater , Erzieher

und Ernährer . Dieſe Möglichkeit wird namentlich gefördert

durch die Kapitalabfindung bei Wiederverheiratung . Der Staat

kann ſolche neue Ehen aus ethiſchen und volkswirtſchaftlichen

Gründen nur begrüßen , da dadurch wieder eine Grundlage für

ein geordnetes Familienleben geſchaffen wird . Dabei ſpart er

bei der Gewährung der Abfindung erhebliche Summen von

lebeuslänglicher Rente und vielfach auch die Koſten für die

Verſorgung unehelicher Kinder . Auch die ſoziale Kriegshinter

bliebenenfürſorge wird eine Wiederverheiratung der Kriegerwitwen

un günſtigen Verhältniſſen fördern aber nur in der Form
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von Heiratsberatung , niemals aber in der Art einer Heirats⸗
vermittlung ) .

Marche verwitweten Kriegerfrauen werden in der Heimarbeit ,
wenn auch nicht die Gewinnung ihres Lebensunterhalts — vor

der ärgſten Not ſind ſie durch dauernden Rentenbezug geſichert —
ſo doch eine erwünſchte Ergänzung und Erhöhung ihres Ein —

kommens ſuchen “) . Zur Übernahme ſolcher Hausarbeiten iſt nur

mit Vorbehalt zu raten , in einzelnen Fällen ſogar dringend

) Vergl . Stranz , Abfindung bei Wiederverheiratung von Krieger⸗
witwen . „ Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge “ 1918 , S. 446 .

Durch die Zeitungen ging vor kurzem folgende Mitteilung : Organi —
ſierte Heiratsfürſorge . Die deutſche Organiſation hat ein neues
Feld ihrer Betätigung gefunden , indem ſie die Kriegsfürſorge auch
auf das Gebiet der Heiratsvermittlung ausdehnt . Der Provinzial⸗
ausſchuß der Nationalſtiftung der Provinz Sachſen erläßt unter dem
9. Juli 1917 an ſeine Kreis - und Ortsausſchüſſe eine Bekanntmachung ,
worin es u. a. heißt : Zu den Maßnahmen der Fürſorge für die Hinter⸗
bliebenen der Kriegsgefallenen gehört auch die Wiederverheiratun 9
der jungen Kriegerwitwen . Nur zu groß iſt die Zahl der kauf⸗
männiſchen und handwerksmäßigen Betriebe , deren Leiter auf dein Feld
der Ehre blieb , und deren Beſtehen dadurch ernſtlich in Frage geſtellt iſt .
Vielfach iſt die Witwe gar nicht imſtande , das Geſchäft des Mannes

weiterzuführen . Es fehlen ihr die geſchäftlichen Kenntniſſe , und obendrein
nimmt die Sorge für Hausſtand und Kindererziehung ihre Zeit in An⸗

ſpruch . Deshalb iſt der Witwe in vielen Fällen am beſten gedient , wenn
ihr die Möglichkeit der Wiederverheiratung gegeben iſt . Dieſe Arbeit iſt
mit der Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten inſofern zu verbinden , als
die Verheiratung von Kriegsbeſchädigten mit Krieger⸗
witwen vermittelt werden kann . Der Provinzialausſchuß hat daher
mit dem Ortsausſchuß der Nationalſtiftung in Magdeburg eine Verein⸗

barung getroffen , wonach bei dieſem Ortsausſchuß eine Sammelſtelle für
Nachrichten über Kriegerwitwen einerſeits und Kriegsbeſchädigte ander —

ſeits , die ſich verheiraten wollen , eingerichtet wird . Von dort wird die

Aufnahme der Nachrichten ohne Namensnennung in die Zeitſchrift für
die Lazarette im Bereiche des 4. Armeekorps veranlaßt und auf Wunſch
jede weitere Auskunft ſchriftlich oder mündlich erteilt “.

Gegen dieſe Art von Heiratsvermittlung wurden von verſchiedenen
maßgebenden Seiten ernſte Bedenken erhoben , da ſie darin eine volks⸗

wirtſchaftliche und ſittliche Gefahr ſehen , ſo ſehr auch die Verheiratung
von Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen als wünſchenswert erſcheint .
Außer dem Arbeitsausſchuß der Kriegerwitwen - und Waiſenfürſorge hat
eine große Anzahl von Leitern amtlicher Fürſorgeſtellen den gleichen ab⸗

lehnenden Standpunkt eingenommen .

) Vergl . „ Kriegswitwe und Heimarbeit “ in den Sch . d. A. A. ,
1. Heft , S. 14 ff. und S. K. 1917 , Nr . 12, S. 159.
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davor zu warnen ; denn die Erfahrung hat gezeigt , daß dabei

gar häufig die Führung eines geordneten Haushalts und die

Erziehung der Kinder geſchädigt wird . Die billig auf dem

Arbeitsmarkte angebotene , oft unter drückenden Bedingungen
und bei karger Entlohnung von ungeübten weiblichen Händen

hergeſtellte Arbeit hat vielfach auch eine unerwünſchte ſozialwirt⸗
ſchaftliche Wirkung . Wie es aber da oder dort in privaten Be⸗

trieben , namentlich bei großem Angebote der Arbeitskräfte ſchon

vorgekommen iſt , daß der Arbeitslohn einer Kriegerwitwe im

Hinblick auf die geſetzliche Hinterbliebenenverſorgung eine Kürzung
erfahren hat “) , ſo führt die Heimarbeit aus demſelben Grunde

nicht ſelten zu einer Lohnunterbietung ( Rentenlohndruck ) und

dadurch zu guterletzt zu einer Verſchlechterung der Lebenshaltung
der geſamten Arbeiterklaſſe .

Die Schäden der Unterbietung und Lohndrückerei konnten

bisher vielfach nur dadurch vermieden werden , daß die Verteilung
der Arbeit durch Vermittlung von Wohlfahrtsorganiſationen er⸗

folgte , wodurch eine zweckmäßige Berückſichtigung bedürftiger Frauen

durchgeführt werden kann .

Wie wird dies aber in Zukunft ſein ?

Was wird beſonders aus den Heimarbeiterinnen werden ,

die bei Militärlieferungen während des Krieges wohl eine aus —

kömmliche Beſchäftigung fanden , für die ſich aber in der Friedens —

zeit vorausſichtlich nicht raſch und leicht ein Einſtellen auf neuem

Erwerb ermöglichen läßt ?

Die Arbeitsvermittlung kann eine wertvolle Ergänzung

erfahren durch Zuwendung von Arbeitsmaterialien , von Werk⸗

zeugen oder durch Beſchaffung von Abſatzgelegenheit —
Die Zuführung der Kriegerwitwe zur Erwerbsarbeit iſt nach

dem Geſagten nicht in allen Fällen , ſondern nur nach eingehender

Prüfung der vorliegenden allgemeinen und perſönlichen Verhältniſſe

zu empfehlen .

Andererſeits darf nicht vergeſſen werden , daß in einer

geordneten , gern geübten Arbeit ein hoher ſittlicher Wert und

ein großer Segen ruht . Kein perſönliches Schickſal kann ſo

tragiſch ſein , daß es von der Pflicht entbindet , ſeine Kräfte für

ſich und andere nützlich zu gebrauchen ; eine ſolche Arbeit bringt

körperliche und geiſtige Geſundung , Selbſtvertrauen und neuen

*) S. K. 1917 , Nr . 12, S. 159.
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Lebensmut , ſie wirkt vorbildlich auf die Kinder und andere

Kriegerfrauen . Eine angemeſſene Arbeitsleiſtung mit den vor —

handenen Kräften iſt deswegen mit allem Nachdruck beſonders
da zu fordern , wo bei der leiſtungsfähigen Kriegerwitwe die

Neigung beſtehen ſollte , die Sorge für ihr Fortkommen auf andere

Schultern abzuwälzen .
Im allgemeinen iſt namentlich die wirtſchaftliche Lage der

gebildeten , ſozial etwas höher ſtehenden Familien durch den Krieg

beſonders ſchwierig geworden . Einem früheren Einkommen von

2000 4000 % ſteht heute ein Witwengeld von 400 —500 /

gegenüber , zu dem allerdings noch eine verhältnismäßig geringe
Zuſatzrente kommen kann . Hier vermag , wenn andere Einnahme —

quellen fehlen , nur der Arbeitsverdienſt einen gewiſſen Ausgleich
mit den früheren Verhältniſſen ſchaffen.

Nicht ſelten wird von Kriegerwitwen die Anſicht ausge —

ſprochen , die Allgemeinheit , für die ihr Mann gefallen ſei , habe

auch die Pflicht , in der gleichen Weiſe für ſeine Angehörigen
zu ſorgen , wie er es getan haben würde . Bei ſolchen Frauen
mit unbeſcheidenen Anſprüchen , die häufig nur zum Deckmantel

für die Scheu vor eigener Arbeit dienen , tut eine ſachgemäße

Aufklärung und eindringliche Belehrung in perſönlicher Aus⸗

ſprache beſonders Not .

Zur Ehre unſerer Kriegerfrauen muß aber doch ausgeſprochen
werden , daß dieſe Frauen nach den gemachten Erhebungen in

den weitaus meiſten Fällen ſtill und mutig die häuslichen

Pflichten mit der Erwerbsarbeit zu vereinen ſuchen.
Die ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge wird ſich in ganz

beſonderem Maße auch erſtrecken auf

b) die Kriegerwaiſen .

„ Die Zukunft des Vaterlandes iſt unſere Jugend . “

Die eindringlichen militäriſchen und wirtſchaftlichen Lehren

dieſes furchtbaren Krieges zeigen, welche Bedeutung einem geſunden ,

beruflich tüchtigen und ſittlich gefeſtigten Nachwuchs für den

Beſtand und die Zukunft unſeres Volkes zukommt . Es iſt

deswegen eine hohe vaterländiſche Pflicht , die geſamte Jugend
im rechten Sinne für ihre künftigen ſtaatsbürgerlichen Aufgaben

zu erziehen , damit dem Vaterland nicht außer dem Verluſt der

jugendlichen , hoffnungsvollen Kräfte , die der mörderiſche Krieg

verſchlungen hat , noch ein weiterer Schaden durch die Ver —
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kümmerung der Ausbildung und Erziehung der nachfolgenden
Generation erwächſt . Dieſe allgemein in erhöhtem Maße nötige
Jugendpflege erhält noch eine beſondere Bedeutung durch die

gebotene Fürſorge für die Kriegerwaiſen , denen im erziehungs⸗
bedürftigſten Alter die Leitung und Erziehung durch ihre Väter

fehlt und denen deswegen ein größerer Schutz , eine verſtändnis
volle Nachſicht oder eine verſtärkte Wachſamkeit und Sorge
zuzuwenden iſt .

Was iſt Kriegswaiſenfürſorge und wie kann und ſoll ſie
ſich betätigen ?

„Kriegswaiſenfürſorge kann nichts anderes ſein , als feinſte
Ausgeſtaltung aller Beſtimmungen , Einrichtungen , Fürſorge —
möglichkeiten zum Schutz und zur körperlichen , geiſtigen und

ſittlichen Förderung der Jugend im allgemeinen . Kriegswaiſen⸗
fürſorge ſoll an das Beſtehende anknüpfen , ſoll die Aufgabe
möglichſt vollkommen zu erfüllen ſuchen , die als Verpflichtung
des Staates , der Geſellſchaft , des Einzelnen jedem Kinde gegen⸗
über beſteht , und die jetzt aus Vaterlandsliebe und Dankbarkeit

gegenüber den Kindern unſerer gefallenen Krieger alle zu leiſten
bereit ſind “ “ )

Für die pflegeriſche Kriege rwaiſenfürſorge
kommen zunächſt die behördlichen Organe in Betracht , die auch
in Friedenszeit mit der Waiſenfürſorge betraut ſind : Vormünder ,

Waiſenräte ,Vormundſchaftsgerichte . Wie zahlreiche Miniſterien in

anderen Bundesſtaaten hat auch in Baden das Gr . Juſtizminiſterium
in einem Runderlaß an die Amtsgerichte vom 13 . Juli 1915

Nr . J 24385 , die Fürſorge für die Kriegerwaiſen betr . , und in

einem Erlaß vom 8. 12 . 1916 Nr . J 42 128 ( J . M. Bl . S . 142 ) ,

die vormundſchafts - gerichtliche Fürſorge für Kriegerwaiſen betr . ,

auf die beſondere Fürſorgepflicht für Kriegerwaiſen nachdrücklich

hingewieſen .

Dieſe kann von den Vormundſchaftsgerichten hauptſächlich
dadurch ausgeübt werden , daß ſie ihr Augenmerk darauf richten ,
in

welcher Weiſe etwaige Anſprüche der Waiſen auf Gewährung
von Unterhalt gegen Unterhaltspflichtige oder auf Waiſenrente auf

Grund des M. H. G. oder der R . V . O . geltend zu machen ſind ,
ſowie ob die Möglichkeit beſteht , durch geeignete Anträge an

die Verwaltung von Stiftungen uſw . weitere Mittel zu erlange

) Sch . des A. A. ,

Anl .
S(D2.

Anl .

14 .

257

15 .

S. 258 )
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Bei ehelichen Kindern kommt die elterliche Gewalt nach

dem Tode des Vaters der Mutter zu . Die elterliche Gewalt

enthält das unverzichtbare Recht und die Pflicht der Sorge für

die Perſon und das Vermögen der minderjährigen Kinder . Die

Sorge für die Perſon begreift in ſich Recht und Pflicht , die

Kinder zu erziehen , zu beaufſichtigen und ihren Aufenthalt zu

855 beſtimmen , ſowie ſie Dritten gegenüber zu vertreten . Die Sorge
8

für das Vermögen enthält Recht und Pflicht zur Erhaltung ,

4. Verwertung , Vermehrung des Vermögens . Dem Sorgeberechtigten

9 ſteht mithin auch das Recht auf die Empfangnahme des nach

dem M. H. G. zu zahlenden Waiſengeldes zu . Die Militär⸗

behörde beſtimmt , an wen
die Zahlung zu leiſten iſt “)

Das Vormundſe chaftsgericht kann der Mutter auf ihren

Antrag oder nach letztwilliger Verfügung des Vaters einen Bei⸗

. ſtand beigeben ; unter gewiſſen Vorausſetzungen kann dies auch

6 gegen den Willen der Mutter von Amtswegen geſchehen. Der

Beiſtand hat die Mutter in der Ausübung der elterlichen Gewalt

zu unterſtützen und zu beaufſichtigen und hat dem Vormund⸗

ſchaftsgericht Anzeige zu erſtatten , falls 5 Einſchreiten nach

irgend einer Richtung erforderlich iſt . Für Vollwaiſen muß eine

Vormundſchaft angeordnet werden , auch für uneheliche Kinder

wird ein Vormund alsbald nach der Geburt beſtellt ; das gleiche

tritt für die ehelichen Kinder ein , wenn der Mutter die Ver⸗

tretung des Kindes in perſönlichen und Vermögensangel egenheiten

nicht zuſteht , wenn ſie das leibliche oder geiſtige Wohl des Kindes

und ſein Vermögen gefährdet oder wenn die verwitwete Mutter

wieder in eine neue Ehe tritt .

55 Letzterenfalls verliert die Mutter die elterliche Gewalt , behält

aber das Recht der Sorge für die Perſon ihrer minderjährigen Kinder ,

10 das ſie unter der Kontrolle des Vormundes auszuüben hat ; falls

ſie die Kinder erhält , hat ſie auch Anſpruch auf das Waiſengeld .

Der Vormeund hat das Recht und die Pflicht , für Perſon und

Vermögen des Mündels zu ſorgen und den Mündel zu vertreten .

Neben dem Vormüund kann namentlich bei einigermaßen erheblicher

4 Vermögensverwaltung ein Gegenvormund beſtellt werden .

Dieſer übt die Aufſicht über die geſamte Geſchäftsführung des

Vormundes . Als Aufſichtsorgane über Vormünder , Gegenvor —

des A. A. , H.
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münder und Beiſtände gelten die ehrenamtlichen Gemeinde⸗

waiſenräte und die behördlichenVormundſchaftsgerichte .
Zur Verfolgung einzelner Angelegenheiten von Kindern ,

die unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehen , können ,

wenn die Eltern oder Vormünder aus tatſächlichen oder recht⸗
lichen Gründen an ihrer Wahrnehmung verhindert ſind , Pfleger
beſtellt werden . Das Vormundſchaftsgericht hat erforderlichenfalls
ſolche Pfleger zu verpflichten und den Umfang ihres Wirkungs⸗
kreiſes zu beſtimmen . Im Bereich dieſes Wirkungskreiſes haben

dann die Pfleger die Stellung der Vormünder “).
Es kann eine wertvolle Arbeit des Heimatdankes werden ,

auf dieſem Gebiete der ſozialen Kriegerwaiſenfürſorge mitzuwirken .
Wenn es nicht gelingt , für das Ehrenamt des Vormunds für
uneheliche oder eheliche Kriegerkinder eine geeignete Perſönlichkeit zu

gewinnen ! “) , ſo ſtrebe man Berufsvormundſchaft an und in

ihrer Ergänzung weibliche Einzelvormundſchaften F) . Die Berufs⸗
vormundſchaft erſcheint entweder als geſetzliche Amtsvormundſchaft
oder als Sammelvormundſchaft von Behörden und Vereinen .

Eine allgemeine ſtaatliche Berufsvormundſchaft für

Kriegerwaiſen iſt jedoch nicht wünſchenswert . Sie würde eine

Sonderbehandlung der Kriegerwaiſen bringen , die zu vermeiden

iſt ; eine ſolche liegt auch nicht im Sinne der ſozialen Kriegs⸗
hinterbliebenenfürſorge , die angeregt und beherrſcht iſt von dem

Gedanken einer individuellen Behandlung der einzelnen Hinter⸗
bliebenen und namentlich von einer perſönlichen Mitverantwort⸗

lichkeit an dem Geſchick der Kriegerwaiſenkinder . Dagegen könnte

ſehr wohl auch an Stelle eines Einzelvormundes eine örtliche

Fürſorgeſtelle die Berufsvormundſchaft übernehmen und damit

eine Sonderaufgabe zur Ausführung bringen , die allgemein im

Rahmen der Kriegerwaiſenfürſorge liegt . In geeigneten Fällen

iſt auch die Beſtellung eines Beiſtandes anzuregen ; dies

wird überall da geboten erſcheinen , wo körperlich oder geiſtig

—
Sch . des A. A. a. a. O.

Sd. D.** über die Auswahl der Vormünder ſ. Sch . des A. A. a.

Ein Erlaß des Preuß . Juſtizminiſteriums vom 23. 4. 1916,
abgedruckt in H. 5, S. 105 der Sch . des A. A. , verweiſt auf die guten

Erfahrungen , die mit weiblichen Vormündern gemacht wurden . Beſonders

betont wird darin eine bewährte Teilung der vormundſchaftlichen Tätigkeit :

Sorge für das Vermögen durch einen Berufsvormund und für die Perſon

des Mündels durch die Einzelvormünderin .
113
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gebrechliche oder lebensungewandte Frauen eine ſtändige Beratung
und Hilfe in der Erziehung ihrer Kinder brauchen oder wo Kinder

Erziehungsſchwierigkeiten bereiten , denen die Mütter nicht ge —

wachſen ſind . Auch dieſe Aufgabe kann von einem Mitglied der

örtlichen Fürſorgeſtelle oder von einer Pflegerin in einem oder

gleichzeitig in mehreren Fällen übernommen werden .

Außer den Rechtsfragen kommen aber für die Krieger —

waiſen auch noch Fragen der Körper - und Geſundheits —
pflege ſowie der allgemeinen und Berufserziehung in

Betracht ; denn nirgends greift der Tod des Vaters ſo ſehr in alle

Verhältniſſe ein , wie bei der Kriegerfamilie , die plötzlich in beſonders
ernſter Zeit ohne den erfahrenen Berater und Ernährer in den

Kampf ums Daſein hineingeſtoßen iſt . „ Wie ſchwer iſt bei

beſchränkten Mitteln geeignete Berufsausbildung hochbegabter
Jugendlicher ! Wie faſt unmöglich koſtſpieligſe Behandlung , wenn

ſchwache Geſundheit , wenn körperliche und geiſtige Mängel forg —

fältigſte Berückſichtigung bedürfen und die Berufsvorbereitung eine

8 ſein muß ! Hier gilt es tauſend Hemmniſſe zu be —

ſeitigen ““
Zu 9 geordneten Wuifenftkeſorge durch die berufenen Be

hörden und der freiwilligen Tätigkeit durch die ſoziale Kriegs
hinterbliebenenfürſorge werden als erfahrene Arbeitskräfte aus dem

Kreiſe der Jugendfürſorge namentlich beizuziehen ſein : Geiſtliche
und Lehrer , Organe der allgemeinen Jugendpflege , Vereine der

Armen⸗ und Krankenfürſorge , der Kinderfürſorge und des Jugend

ſchutzes , der Berufsberatung , Stellenvermittlung . Eine Fülle von

neuen Aufgaben hat ſich für die ſoziale Kriegerwaiſenfürſorge
ergeben ; ſie haben in Heft 5 des A. A. eine erſchöpfende Behand —

lung gefunden .
Die ſoziale Fürſorge für die Kriegerwaiſen ſoll aber nicht

von vornherein an die Stelle der ſorgenden Mutter oder der ſonſt
mit der Pflege Betrauten treten , ſondern nur da unterſtützen und

ergänzen , wo ſolche Hilfe nötig iſt , beſonders aber dann , wenn

die Mutter nicht genug Macht beſitzt, das Regiment im Hauſe
zu führen und wenn aus dieſem Grunde Gefahr beſteht , daß die

Kinder verrohen oder verkommen .

Eine ſtellvertretende oder ergänzende Waiſenfürſorge iſt nament —

lich auch dann am Platze , wenn die Mutter aus geſundheitlichen

) Sch . des A. A. , 5. H. , S .
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Gründen oder weil ſie ihren Erwerb außerhalb des Hauſes
ſuchen muß , die Pflege ihrer Kinder nicht ganz übernehmen

kann . Im letzteren Falle dürfte es ſich empfehlen , jungen
Müttern mit Säuglingen und noch nicht ſchulpflichtigen Kindern

Pflegſchaftsgelder zu bezahlen , damit ſie vorläufig vom

Erwerbszwang freibleiben . Wo ſichdies nicht durchführen läßt ,
wird auf die etwa beſtehende örtliche Säuglingsfürſorges )
in den Krippen , auf Kindergärten , Kleinkinderſchulen oder aus⸗

geſprochene Kriegskinderheime aufmerkſam zu machen ſein , die von

verſchiedenen Städten und konfeſſionellen Vereinen , vom Bad .

Frauenverein — Abt . VI und dem Nationalen Frauendienſt

eingerichtet worden ſind. In dieſen werden die Kinder tagsüber
gehütet und gegen eine angemeſſene Vergütung (durchſchnittlich
50 ) vielfach auch verpflegt . Für größere Kinder kommen

Kinderhorte in Betracht “n) . Doch iſt dabei darauf zu ſehen ,

daß die perſönlichen Beziehungen zwiſchen Mutter und Kind

Die Deutſche Ze ntrale für Jugendfürſorge hat auf
der Tagung im Herbſt 1915 auf die Not der Kleinkinder und die
bedauerliche Zerſplitterung der Kräfte hingewieſen und die Gründung
eines Deutſchen Ausſchuſſes für Kleinkinderfürſorge ver⸗
anlaßt , in dem alle Gebiete und alle Richtungen vertreten ſind ; er ſtellt
Richtlinien zur wirkſamen Bekämpfung von Notſtänden auf und ſucht
die zuſtändigen Stellen für die Einleitung von Hilfsmaßnahmen zu
gewinnen . In engem Zuſammenhange mit dieſem Ausſchuß wurde unter
Mitwirkung des Deutſchen Fröbel - Verbandes im Zentralinſtitut für
Erziehung und Unterricht in Berlin eine Auskunftsſtelle für
Kleinkinderfürſorge eingerichtet , die durch Sammlung und Sich⸗
tung einſchlägigen Materials einen Überblick zu ſchaffen ſucht 1. über den
Stand der Forſchung auf dem Gebiete der Pſychologie und Pädagogik
des Kleinkindes , 2. über die Einrichtungen der Wih und
3. über die Ausbildung der Pflegerinnen und Erzieherinnen des Klein⸗
kindes . Die Stelle erteilt allen auf dem Gebiete der Kinderfürſorge und
erziehung tätigen Verbänden , Vereinen und Einzelperſonen Auskunft⸗

( Sch . des A. A. Heft 5, S. 435 hier ſind auch weitere Literaturangaben
über Kleinkinderfürſorge zu finden . )

E3K0Die Bezeichnung „Kinder hort “ iſt zurzeit gebräuchlich für
richtungen , die Schulkinder in ſchulfreien Nachmittagsſtunden zur

Anfertigung der Schularbeiten , zu Beſchäftigungen und Spielen ſammeln .
Doch werden häufig als „ Kinderhort “ auch andere Einrichtungen : Klein⸗

kinderſchulen , Waiſenhäuſer , Tagesheime bezeichnet und wiederum die

Kinderhorte „ Schulhort “ , „ Jugendheim “ , „ Arbeitsſtunden “ , „ Kinderheim “ ,
„ Kinderbewahranſtalt “ genannt . Umfang und Art der Pflege und Er⸗

ziehung iſt in dieſen Anſtalten ſehr verſchieden . Es gibt Tagesheime , die
Kinder vom Schulſchluß an mit vollſtändiger Verpflegung , Nachmittags⸗
heime , die ſie ohne jegliche Verpflegung 1 —2 Stunden aufnehmen . Es

gibt Anſtalten , die durchdachte Erziehungsmethoden haben , und Anſtalten ,
die die Kinder nur aufbewahren . ( Sch . des A. A. Heft 5, S. 53 ff. )
Literatur : Die Monatsſchrift für das Kinderhortweſen ( Verband Deutſcher
Kinderhorte Charlottenburg ) ; Säemann - Schriften , Teubner⸗Leipzig .
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erhalten bleiben . Dies kann zunächſt geſchehen durch eine

genaue zeitliche und räumliche Anpaſſung der Anſtaltshilfe an.

die Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen der Mutter , ſo daß

dieſe ihre freie Zeit ihrem Kinde widmen kann . ( Vergl . Sch .
des A. A. , Heft 5, S . 58 ff.) In Frage kann auch kommen ,

daß beſonders geeignete Frauen Kriegerkinder gegen angemeſſene

Vergütung vorübergehend und ſo lange in Pflege nehmen , als

deren Mutter in ihrer Aufſicht und Erziehung behindert iſt .

Die ungeheueren Menſchenverluſte , die der lange Krieg

bisher gefordert hat , machen es dem Staat zu einer beſondern

Pflicht , dafür zu ſorgen , daß der Nachwuchs an Menſchen ſchon

im Säuglingsalter geſundheitlich gekräftigt wird ; nur auf dieſe

Weiſe läßt ſich die ganz bedenkliche Kinderſterblichkeit vermindern ? ) .

Die für Mutter und Kind gleich ſegensreiche Wochenhilfe, die

nach der R . V. O. ſchon im Frieden von den Krankenkaſſen zu

leiſten war , wurde , wie auf S . 99 ausgeführt worden iſt , ſeit

Dezember 1914 in erweitertem Maß auf Frauen von Kriegs⸗

teilnehmern ausgedehnt . Im April 1915 wurden auch die un⸗

ehelichen Mütter in Wochenhilfe einbezogen . Kriegerwitwen

erhalten für ein nachgeborenes Kind die gleichen Beträge wie

Kriegerfrauen .

Für kränkliche Kinder iſt vielleicht ärztliche Hilfe oder

Sonderbehandlung nötig , für ſchwächliche iſt die Aufnahme in

Heilanſtalten , Kurorte , Bäder und Stärkung und Erholung zu

vermitteln und zwar zu einer Zeit , in der noch Hilfe möglich iſt ,

und ſo lange , bis die Gewähr beſteht für die dauernde Feſtigung
der Geſundheit . Für Stadtkinder wird die Aufnahme in Ferien⸗

kolonien , die Beteiligung an Jugendſpielen und geſundheitsfördern —
dem Sport in Betracht zu ziehen ſein. Dabei vermag namentlich

die Lehrerſchaft der Kriegswaiſenfürſorge im Dienſte des Heimat—⸗
danks wertvolle Hilfe zu leiſten ; denn der Klaſſenlehrer überwacht ,

) Zu der bisher von den Schweſtern des Bad . Frauenvereins mit

großem Erfolge ausgeübten Aufklärungsarbeit in der Säuglingsfürſorge
— Mutterberatungsſtationen , Wanderkurſe , Hausbeſuche — trat im

Jahre 1916 im Einverſtändnis mit dem Gr . Unterrichtsminiſterium die

verſuchsweiſe Unterweiſung von Schülerinnen weiblicher Fortbildungs⸗

ſchulen und vereinzelt auch von Schülerinnen der oberen Volksſchul⸗

klaſſen . Die gemachten Erfahrungen werden die Grundlage für die Neu⸗

geſtaltung des Lehrplans der Fortbildungsſchulen auf dieſem Gebiete

bilden .
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beim täglichen Unterricht das körperliche und geiſtige Wohl des

Kindes und kann bei wahrgenommenen Unzuträglichkeiten zuerſt

Abhilfe im Benehmen mit der Mutter , dem Vormund oder mit

ſozial - caritativen Vereinen herbeiführen “) . Auch die Kreis

ſchulräte und Schulinſpektoren werden aus Anlaß von Prüfungen

und Schulbeſuchen die Kriegerwaiſen beſonders ins Auge faſſen

und gerne die nötigen Schritte tun , um Hilfe da zu bringen , wo

eine Fürſorge nötig iſt .

Die zunehmende Knappheit der Nahrungsmittel ließ es

wünſchenswert erſcheinen , unterernährte , kränkliche Schulkinder

namentlich aus den großen Städten vorübergehend auf dem

Lande unterzubringen . Während in den erſten Ki e
hauptſächlich caritative und konfeſſionelle Vereine für einen Land

aufenthalt erholungsbedürftiger Kinder Sorge trugen , machte

dieſe in der letzten Zeit immer weiter ausgedehute Geſundheits —

fürſorge für unſere Kinder eine Mitwirkung der ſtaatlichen

Behörden nötig .

Durch Erlaß des Großh . Miniſteriums des Junern vom

20 . 4. 1917 Nr . 19 293 an die Bürgermeiſterämter der badiſchen

Stadt - und Landgemeinden wurde „eine in tunlichſt weitem W
fange erfolgende Verbringung von Großſtadtkindern in der

wärmeren Jahreszeit , namentlich während der Schulferien ,

das Land “ angeregt .

Bei der Auswahl der Kinder muß darauf geachtet werden ,

daß nur wirklich erholungs⸗ und kräftigungsbedürftige Kinder auf

das Land gebracht werden und vorzugs ! veiſe Kinder aus den

minderbemittelten Ständen , alſo in erſter Reihe Volksſchulkinder .

Auch Kinder , deren Geſundheit eine Beſchäftigung mit ländlichen

Arbeiten nicht geſtattet , ja auch Kinder unter 8 Jahren können

hinausgeſchickt werden ; doch ſind ſie in den Liſten ausdrücklich

als nicht arbeitsverwendungsfähig zu bezeichnen . Unbedingt und

ſtrenge auszuſchließen ſind Kinder , die an organiſchen Krankheiten

leiden oder unreinlich oder mit Ungeziefer behaftet oder ſittlich

nicht einwandfrei ſind .
Der Aufenthalt auf dem Lande iſt nicht nur geſundheit⸗

fördernd , ſondern er wirkt auch inſofern erzieheriſch , als er den

Stadtkindern in näherem Zuſammenhang mit der Natur die

Augen für die Vorgänge des Landlebens öffnet , ſie bei eigenem

) Vergl . Sch. V. Bl. 1918 , S. 171 .
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Zugreifen die Arbeit des Landwirts ſchätzen lehrt und vor Über —
ſchätzung ſtädtiſcher Kultur bewahrt . Vieles von dem, was ſie
auf dem Lande geſehen und getan haben , wie die Pflege des

Gartens , der Anbau von Obſt und Gemüſe die Kleintierzucht ,
werden ſie auch in der Stadt verwerten . Für manche Waiſen —
kinder der Städte öffnet ſich dabei auch die Allusſicht auf dauernde

Unterbringung und Verſorgung auf dem Land . ( S . Sch . VBl.

1917 , S . 96 . )

Die Wohlltat eines kürzeren oder längeren Landaufenthaltes
ſoll in werſter Reihe auch den Kriegerwaiſen zugute kommen . Die
Kinder werden in den meiſten Fällen auf dem Lande unentgelt⸗
lich aufgenommen . Ausnahmsweiſe wird den Pflegeeltern ein kleiner

Verpflegungszuſchuß , gewöhnlich 50 für jedes Kind und

jeden Tag , gewährt . Die Verpflegungskoſten ſind aus den Ver⸗

ſorgungsgebührniſſen des Kriegerwaiſenkindes zu bezahlen , wenn
es nicht möglich iſt , dieſe zinstragend zugunſten des Kindes

anzulegen . Eine Ermäßigung der e für ſolche
Ferienkinder und die zur Aufſicht beigegebenen Begleitperſonen
wurde von der Generaldirektion der Gr . Staatseiſenbahnen ſchon
mit Verfügung Nr . Vb . 5/205 im Jahre 1916 genehmigt . ( Nach⸗
richtenblatt Nr . 75 S . 593 . ) Sie werden während der Dauer
des Krieges in der 3. Wagenklaſſe der Eil - und Perſonenzüge
zum halben Fahrpreis der 4. Klaſſe befördert .

In richtiger Erkenntnis von der Notwendigkeit einer plan —
mäßigen Geſundheitsförderung der Kriegerwaiſen hat der LA .

gerne ein Anerbieten der Abteilung für Gefangenenfragen der

deutſchen Geſandtſchaft in Bern angenommen , fortlanfend eine

größere Anzahl ſchwächlicher , unterernährter oder kränklicher
Kriegerwaiſenkinder im Alter von 5 bis 12 Jahren für die

Dauer von je 8 Wochen in die beiden Kindererholungsheime Wolfs⸗

berg bei Ermatingen ( Kt. Thurgau ) und Waldhaus - Rotſee bei

Luzern unterzubringen . Dazu kommen noch Kinder von Kriegs⸗
beſchädigten , Vermißten , Gefangenen oder Internierten . Der

tägliche Verpflegungsſatz beträgt 3 / “ . Die Koſten für dieſen

Erholungsaufenthalt werden in der Regel mit je ½ von der

Kriegsfürſorge der Heimatgemeinde unter Beizug der Erträgniſſe
beſonderer Stiftungen und nötigenfalls der Verſorgungsgebührniſſe
der Kriegerwaiſen , von dem zuſtändigen Bezirks - oder Orts⸗

ausſchuß des B. H. D. und von den Badiſchen Landesausſchüſſen
der Kriegshinterbliebenen - , der Kriegsbeſchädigten - und der Ge⸗
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fangenenfürſorge übernommen . Die Heimatgemeinde hat überdies

für die Reiſekoſten und die Ausrüſtung mit der nötigen Kleidung
zu ſorgen .

Außer auf die Körperpflege wird in dieſen Erholungsheimen
auch auf eine planmäßige Erziehung und einen geordneten Unter

richt geſehen .
Über die geſundheitliche Wirkung des Aufenthalts und die

Wahrnehmungen über das Verhalten der einzelnen Kinder geht
bei ihrer Rückkehr den örtlichen Fürſorgeſtellen von der Leitung
der Heime ein kurzer Bericht zu .

Die Bezirks - und Ortsausſchüſſe wurden durch Rundſchreiben
des L. A. vom 24 . November 1917 auf dieſe Möglichkeit einer

beſonderen Kriegerwaiſenpflege aufmerkſam gemacht , und eine

ſtattliche Zahl von Kriegerkindern hat bisher in dieſen Heimen
Stärkung und Kräftigung ihrer Geſundheit gefunden ) .

Im Falle der Bedürftigkeit können für einen beſonderen

Kuraufenthalt außer den Mitteln des B . H. D. auch Beihilfen

der Nationalſtiftung und des ſtellvertretenden Generalkommandos

erwirkt oder eine geeignete Unterbringung durch Korporationen
und Vereine , wie Frauenvereine , Rotes Kreuz erlangt werden ? ) .

In Erziehungsfragen iſt allgemein an dem Grund

ſatz feſtzuhalten , das Kind womöglich ſeiner Mutter , als der

beſten und wirkungsvollſten Erziehungskraft , oder den nächſten
Verwandten zu erhalten ; hin und wieder wird es aber doch

nötig werden , das Kriegerkind für längere Zeit in einer fremden

Familie unterzubringen , wenn nicht ausnahmsweiſe , namentlich
bei körperlicher , geiſtiger oder ſittlicher Regelwidrigkeit oder wenn

die Unterbringung bei guten Pflegeeltern oder ländlichen Dienſt —

ſtellen auf Schwierigkeiten ſtößt , die Waiſenhaus - oder eine

ſonſtige Anſtaltserziehung angebracht erſcheint f ) . Ein

) Bis 1. 10. 18 hat der L. A. für die Unterbringung von Krieger⸗
waiſen in der Schweiz über 4000 /ö verwendet .

**̃ Der Landes - Tuberkuloſenausſchuß — Abt . Vüdes Bad . Frauen⸗

vereins — bringt alljährlich eine große Zahl lungenkranker oder mit

Tuberkuloſe bedrohter Kriegerkinder auf Koſten der Kriegshilfe in den

Solbädern in Dürrheim , Rappenau , Bad . Rheinfelden oder in dem Luiſen⸗

krankenhaus in Vöhrenbach ( Schwarzwald ) unter .

5) Kriegerwaiſenhaus ? Ein Gutachten des Archivs deutſcher Berufs⸗

vormünder , Z. Bl . für V. , J . und F. , 8. J . , S. 241 . — S. K. 1917 ,

Nr . 11, S. 138 , Sch . d. A. A. , Heft 9, S. 61.



Anl . 16 .

( S. 259 )

beſondere für die Kriegerwaiſen ſoll zu den berufenſten Erziehun0 (
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voller Erſatz der elterlichen Erziehung hat natürlich bei Vollwaiſen

einzutreten . Eine dankenswerte Aufgabe der Organe der ſozialen

Hinterbliebenenfürſorge wird es ſein, geeignete Familien aus⸗

findig zu machen , die unentgeltlich oder gegen eine angemeſſene

Entſchädigung Kriegerwaiſen in Pflege und verſtändige Erziehung

nehmen. Bei der Unterbringung ſoll aus erzieheriſchen Gründen

die Konfeſſion berückſichtigt werden . Zur Ermittlung und Über⸗

wachung ſolcher Pflegefamilien werden auch Jugendfürſorgevereine ,

konfeſſionelle Erziehungs - und Rettungsvereine behilflich ſein.

In Baden hat insbeſondere die Innere Miſſion und der Caritas⸗

verband dieſe Art von Jugendfürſorge in ihren Aufgabenkreis

aufgenommen ) .

Dem Bedürfnis einer Anſtaltserziehung von Kriegerwaiſen

genügt die Zahl der vorhandenen Waiſenanſtalten vollſtändig ,

und die Errichtung beſonderer Kriegerwaiſenhäuſer , wie ſie in

wohlwollender Weiſe zu Beginn des Krieges angeregt wurde , iſt

auch in Baden nicht notwendig . Neubauten werden dagegen

eher nötig werden zur Unterbringung von Fürſorgezöglingen ,

beſonders zur Heilung und Erziehung von pſychopathiſchen Pfleg —

lingen , zu denen naturgemäß auch eine entſprechend große Zahl

von Kriegerwaiſen kommen wird .

Es iſt eines der traurigſten Kapitel über die Wirkungen

dieſes Krieges , daß die ſittliche Verwahrloſung und Kriminalität

unter der Jugend in ganz bedenklichem Maße zugenommen hat

und noch beſtändig wächſt . Dieſe betrübliche Erſcheinung muß

allgemein zu erhöhten Erziehungsmaßnahmen führen , und ins⸗

8

gewalten : Elternhaus , Kirche, Schule , bürgerliche Geſellſchaft

noch die Erziehungshilfe der pflegeriſchen Kriegshinterbliebenen —

fürſorge kommen , die mahnend , warnend , vorbeugend der Mutter

oder den Elternſtellvertretern beiſteht und , wenn alle dieſe Mittel

fruchtlos bleiben , eine völlige Anderung der Erziehung des

Waiſenkindes in die Wege leitet .

) Adreſſen der örtlichen und provinziellen Vereine , die auf dieſem

Gebiet arbeiten , ſind von der Deutſchen Zentrale für Jugendfürſorge ,

Berlin N. 24 , Monbijouplatz 3, zu erfahren .

Weitere Zentralſtellen der Organiſationen , die ſich mit der Unter⸗

bringung von Kriegswaiſenkindern befaſſen , ſind in Anl . IV Heft 5, S. 20

der Sch . des A. A. angegeben .
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Bei dem durch den Tod des Vaters ſo ſchwer erſchütterten

Familienleben und der dadurch häufig hervorgerufenen Aufſichts —

loſigkeit der Kinder , die manchmal noch verſtärkt wird durch die

Erwerbstätigkeit der Mutter oder deren natürliche Schwäche , kann

da oder dort trotz pflegeriſcher Behandlung und gerichtlicher

Beiſtandſchaft der Fall eintreten , daß das geiſtige oder leibliche

Wohl der Kriegerwaiſen geſchädigt oder gefährdet wird . Durch das

Vormundſchaftsgericht iſt alsdann Zwangs - oder Fürſorge —

erziehung anzuordnen . Der Anordnung muß einbeſtimmt geregel —

tes Verfahren vorausgehen ; ſie erfolgt durch Beſchluß der zuſtän⸗

digen Stelle . In Baden beſtimmt z. Z. die Verwaltungsbehörde

( Bezirksamt ) als Vollzugsorgan darüber , in welcher Weiſe , ob

in einer Familie , in einer Erziehungs - oder Beſſerungsanſtalt die

Unterbringung durchzuführen iſt . Für die Koſten der Fürſorge —

erziehung darf das Waiſengeld nicht in Anſpruch genommen werden “ ) .

) Siehe Geſetz , betr . die Zwangserziehung , in der durch Bekannt⸗

machung der Miniſterien der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts und des

Innern vom 31. 8. 1900 veröffentlichten Faſſung ( G. u. V. Bl . S . 1022) ,

ferner die Vollzugsverordnung dieſer Miniſterien vom 6. 2. 1906 ( G. u.

V. Bl . S. 43 ) und endlich die Bekanntmachung des Gr Oberſchulrats

vom 30. 11. 1906 , Sch . V. Bl . 1907 , S. 23.

Schon mehrere Jahre vor Ausbruch des Krieges iſt in Baden eine

Reform des Zwangserziehungsweſens dahingehend angeſtrebt worden , dem

Vormundſchaftsgericht nicht nur die Entſcheidung über die Zuläſſigkeit

der Zwangserziehung , ſondern auch ihrer Ausführung zu übertragen⸗

Ein dem Landtag im Sommer 1918 vorgelegter Geſetzentwurf trägt dieſer

Beſtrebung inſofern Rechnung , als der ganze Vollzug der Zwangserziehung

von den Bezirksämtern auf die Vormundſchaftsgerichte übertragen wird .

Zu Anträgen auf Einleitung des Zwangserziehungsverfahrens ſollen nicht

allein die Bezirksämter , ſondern auch die Staatsanwaltſchaften und

Jugendämter berechtigt ſein . Um ein planmäßiges , in das Geſamtgebiet

den ſozialen Fürſorgeaufgaben zielbewußt ſich einordnendes Zuſammen⸗

wirken auch der freiwilligen Liebestätigkeit ( Wohltätigkeitsvereine , An⸗

ſtalten ) mit den Behörden ſicherzuſtellen und durch zweckmäßige Arbeits⸗

teilung eine Zerſplitterung der Kräfte zu verhüten , beabſichtigt das Juſtiz⸗

miniſterium , die dem Jugendſchutz dienenden Vereine unter voller Wah⸗

rung ihrer Eigenart und Selbſtändigkeit zu Jugendfürſorge⸗
ausſchüſſen zu verbinden , die in enger Fühlungnahme mit Vormund

ſchaftsgericht , Jugendgericht und Jugendämtern die behördliche Fürſorge⸗

tätigkeit unterſtützen ſollen . Die Durchführung des Geſetzes , das ſich auf

die Fürſorgeerziehung ( nicht mehr Zw angsserziehung ) bezieht ,

iſt auf 1. Januar 1919 in Ausſicht genommen . Die bisher vom

Miniſterium des Innern geführte Oberaufſicht über das geſamte Fürſorge⸗

erziehungsweſen ſoll von dieſem Zeitpunkt ab einſchließlich der Leitung

der ſtaatlichen Fürſorgeanſtalten auf das Juſtizminiſterium übergehen .
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F Die Möglichkeit , dem Kriegswaiſenſohn nach ſeiner Entlaſſung für

aus der Volksſchule eine berufliche Fachausbildung , der Kriegs⸗ ein

waiſentochter eine gewerbliche oder hauswirtſchaftliche Erziehung Zin

oder den Erwerb einer kleinen Ausſteuer zu ſichern , wird in geko

letzter Zeit vielfach durch die Kriegspatenſchaft zu erreichen

geſucht . Dieſe beſteht darin , daß wohlwollende , bemittelte erre

Männer oder Frauen , Freunde , Verwandte , Arbeitgeber des bar

5‚ Gefallenen oder menſchenfreundliche Wohltäter , die, ohne perſön — wäh

liche Beziehungen zu einem Kriegsteilnehmer , aus idealen der

Gründen einen Teil der Sorge für das Fortkommen ſeiner Zeit

Kinder übernehmen wollen , eine beſtimmte Summe auf einmal

5 oder in Teilbeträgen für den angegebenen Zweck beſtimmen und die

einem „ Patenkind “ entweder auf einer Sparkaſſe oder durch unte

eine Lebensverſicherung für einen gewiſſen Zeitpunkt , beſonders für

aber für einen wichtigen Lebensabſchnitt , wie Berufsausbildung , Fäl
ö

Heirat , ſicher ſtellen ) . erw

Die Errichtung eines Sparguthabens iſt als die einfachſte

Form der Fürſorge beſonders zu empfehlen , da ſie nach Bedarf
95

für die Kinder jederzeit herangezogen werden kann , wenn nicht 1

. eine Sperrfriſt , etwa bis zur Schulentlaſſung , feſtgeſetzt worden 18
iſt . Bare Geldbeträge werden entweder von den Spendern ſelbſt

oder durch Vermittlung von Jugendfürſorgevereinen oder amt — Kof

lichen Fürſorgeſtellen nutzbringend angelegt . Der Abſchluß einer entr
Verſicherung hat dagegen den Nachteil , daß Gelder für längere ſcho

Zeit feſtgelegt werden , die inzwiſchen vielleicht notwendiger für 8
andere Zwecke gebraucht werden könnten . Auf der andern Seite

länt

6 gewährt die Art der Bezahlung einer größeren Summe in der Lan

Form von kleineren Prämienbeträgen eine oft nicht unerwünſchte 8

Erleichterung der freiwilligen geldlichen Leiſtung . Auch der ſcha
bayeriſche Miniſter des Innern bringt in einem Erlaß vom 5
25 . 4. 1916 die gleiche Auffaſſung zum Ausdruck , eine Stellung —⸗ 23
nahme , der ſich auch der bayeriſche Landesausſchuß für Jugend⸗ bilt
fürſorge in nachſtehender „Mitteilung “ angeſchloſſen hat . geſd

3 3 28 3 von
) Häufig bleibt die Kriegspatenſchaft nicht auf Kriegerwaiſenkinder

beſchränkt , ſondern es wird dieſe Fürſorgetätigkeit an verſchiedenen Orten
5

als beſondere Art der Kriegswohlfahrtspflege auf alle während der

Kriegsdauer geborenen Kinder minderbemittelter Kriegsteilnehmer aus⸗ und

gedehnt ( Z. B. durch den Jugendhilfeverband Dresden ) .
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„ 1 . Vor allem muß neuerdings darauf aufmerkſam gemacht
werden , daß die einfachſte und zweckmäßigſte Form der Fürſorge

für die Ausbildung dürftiger Kriegerkinder die Errichtung

eines Sparguthabens iſt . Hierbei werden die höchſten

Zinſen gewonnen , namentlich wenn die Anlegung der ein —

gekommenen Gelder in Reichsanleihe erfolgt .

Auf dieſem Wege kann auch die Ausbildung ſolcher Kinder

erreicht werden , welche in den ſchweren Jahren unmittel —

bar nach dem Kriege vor die Berufswahl geſtellt werden ,

während bei Verſicherung zwiſchen dem Beginne derſelben und

der Auszahlung der Verſicherungsſumme doch wenigſtens ein

Zeitraum von etwa 10 Jahren liegen ſollte .
Unmittelbar nach dem Kriege wird die Schwierigkeit ,

die Jungen aus ärmeren ſtädtiſchen Familien in Lehrſtellen

unterzubringen und das Bedürfnis nach Ausbildungskapitalien
für dieſelben am größten ſein . Es ſollte daher nur für jene

Fälle , in welchen die Anlage von Sparguthaben ſich als untunlich

erweiſt , die Verſicherung in Frage kommen .

2. Für ſolche Jungen , welche ſich der Landwirtſchaft wid —

men ſollen , wird eine Ausbildungskapitalverſicherung , abgeſehen
von einer ſolchen zum Zwecke des Beſuches von Winterſchulen

und landwirtſchaftlichen Spezialſchulen , wie z. B . Obſtbauſchulen ,

in der Regel weniger in Betracht kommen , da Dienſtbuben ſtets

Koſt und Wohnung beim Arbeitgeber haben , kein Lehrgeld zu

entrichten brauchen , im Gegenteil in der Regel von Anfang an

ſchon kleinen Lohn beziehen .
Die Ausdehnung dieſer Art von Volksverſicherung auf rein

ländliche Gemeinden würde daher unter Umſtänden ſogar eine

Landflucht der Jugend fördern .

Mädchen , welche ſich der Hausarbeit oder der landwirt —

ſchaftlichen Arbeit widmen , werden eines Ausbildungskapitales

in der Regel auch nicht bedürfen . Es wäre ſogar eine Gefahr ,

wenn durch kleine Ausbildungskapitalien eine oberflächliche Aus⸗

bildung z. B. in Geſtalt ſogenannter kurzer Handelskurſe —

gefördert werden würde .

Bei den männlichen ſtädtiſchen Jugendl ichen dagegen iſt es

von Wichtigkeit ,daß ſie nicht ungelernte Arbeiter werden , ſondern

ein Gewerbe erlernen .

Abgeſehen von dem erziehlichen Werte des Lehrverhältniſſes

und davon , daß bei weit die meiſten ſicherheitsgefährlichen
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Menſchen ſich aus der Zahl der dieſer Nacherziehung entbehrenden

ungelernten Arbeiter rekrutieren , werden nach dem Kriege die

beſſeren Stellen für ungelernte Arbeiter faſt durchgängig mit

Kriegsteilnehmern beſetzt werden, und ſo ſehen die ungelernten

Arbeiter , welche nicht Kriegsteilnehmer ſind , traurigen Zeiten

entgegen .
3. Wir ſtehen noch mitten im Kriege und wiſſen noch nicht ,

welche ungeheuren Anforderungen der Krieg ſelbſt an unſer Volk

ſtellen wird und wie wir dieſen Anforderungen gerecht werden
können .

Es wäre daher geradezu ein Unrecht , wenn gering bemittelte

Perſönlichkeiten gedrängt werden würden , Ausbildungskapital⸗

verſicherungen und hierdurch Verpflichtungen zu übernehmen , deren

Erfüllung ihnen in den ſchweren Zeiten , die unſer Volk während

des Krieges und unmittelbar nach demſelben zu überſtehen hat ,

ſchwer oder unmöglich werden wird .

Nur Gutſituierte ſollten zur Ausbildungskapitalverſicherung

herangezogen werden , nur ſolche, deren Leiſtungsfähigkeit hierdurch

nicht in nennenswerter Weiſe in Anſpruch genommen und anderen ,

vielleicht weit dringlicheren Zwecken entzogen wird . Wir dürfen

überhaupt nicht vergeſſen , daß die Ausbildungskapitalverſicherung
weder die einzige , noch die wichtigſte unter den Aufgaben

iſt , welche der Krieg an unſer Volk ſtellt .

Die Werbung von Kriegspaten ſollte von den zuſtändigen
Vereinen übernommen und nicht den Verſicherungsgeſellſchaften

überlaſſen werden , damit jede Beläſtigung der gebefreudigen

Mitbürger durch Verſicherungsagenten vermieden wird . Bei

ſolcher Sachbehandlung kann es auch nicht mehr vorkommen ,

daß Schwindler ſich einſchleichen , wie dies ſchon geſchehen iſt .

4. Bei jenen Ausbildungskapitalverſicherungen , welche durch

öffentliche Werbung und unter Appell an den Patriotismus
der Geber erzielt werden ,iſt es von größter Wichtigkeit ,
daß die Kontrolle der richtigen Verwendung der Verſicherungs —

ſummen von den für den betreffenden Ort zuſtändigen

Jugendfürſorgevereinen oder doch von den örtlich zuſtändigen
Gemeinden oder ſonſtigen öffentlichen Verbänden übernommen

wird . Darum müſſen auch die Verſicherungsurkunden von dieſen

Vereinen bezw . Verbänden oder Gemeinden aufbewahrt , und es

muß dafür geſorgt werden , daß , wenn ein Verein ſich auflöſt

die betreffende Gemeindebehörde die Kontrolle übernimmt .
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Beim Wegzug der mit Ausbildungskapitalverſicherungen

bedachten Jugendlichen muß Überweiſung an den für den

neuen Wohnort zuſtändigen Verein , die amtliche Fürſorgeſtelle ,

bezw . die zuſtändige Gemeindebehörde erfolgen .
Es iſt das eine Kontrolle , welche z. B. bei einem 1916

geborenen Knaben , der mit 14 Jahren in eine vierjährige Lehre

eintritt , volle 13 Jahre umfaßt .

Ohne dieſe unbedingt notwendige und ausdrücklich vor —

geſchriebene Kontrolle wird in ſehr vielen Fällen das Aus —

bildungskapital , welches edelgeſinnte Menſchen beſchafft haben ,

zum Fenſter hinausgeworfen ſein .

Der Junge wird vielleicht ungelernter Arbeiter und ver —

wendet das Ausbildungskapital zum Ankauf von Zigaretten und

Schundbüchern ſowie zum Kinobeſuch , oder ſeine Angehörigen
verwenden das Au sbildungskapital eigennützig für ihre Zwecke.

Es iſt daher unerläßlich , daß die Vereine , Verbände und

Gemeinden befugt und rpſiche ſind , die Verwendung der

Ausbildungskapitalien zu kontrollieren und die Kapitalien anderen

Jugendlichen zuzuwenden , wenn die urſprünglich Bedachten nicht

in der Lage oder gewillt ſind, einen Beruf zu erlernen .

Ohne dieſe Kontrolle Daf keinem Menſchenfreunde durch

öffentliche Werbung zugemutet werden , für Ausbildungskapital⸗

verſicherungen Zahlungen zu übernehmen .
5. Vom K. Staatsminiſterium des Innern iſt die zu

öffentlicher Werbung erforderliche Bewilligung bis jetzt

nur für Ausbil Ae e verſicherung gewährt worden .

Es ſind aber ſchon Ver

8 gemacht worden , dieſe öffent⸗

liche Werbung auf Ausſten und Militärverſicherung aus⸗

zudehnen .
So erfreulich ſolche Verſicherungen an ſich ſind , ſo wäre

es doch ganz unrichtig , die öffentliche Werbung in der gegen —

wärtigen Zeit der ſchwerſten Kriegsnot auf ſo weit hinaus⸗

reichende Verſicherungen zu erſtrecken .

Es iſt daher auch auf eine Genehmigung hierzu nicht zu rechnen . “

Auf die Art und Form der Geldzuwendungen

kommt es übrigens letzten Endes auch nicht an ; wichtiger iſt

dagegen die Herſtellung eines perſönlichen Fürſorge⸗

verhältniſſes der Kriegspaten zu den Kriegerwaiſen , ſo daß

für das Waiſenkind ein väterlicher Freund oder eine mütterliche

Freundin gewonnen wird und damit eine Patenſchaft , welche
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nicht nur die Verpflichtungen übernimmt , die in dem kirchlichen
und religiöſen Begriff dieſes Wortes enthalten ſind , ſondern
darüber hinaus der Mutter und dem Kinde unterſtützend und

beratend in allen weltlichen Lebensfragen wohlmeinend an die

Seite tritt .

Die Kriegshinterbliebenenfürſorge durch Übernahme der

Patenſchaft für Kriegerwaiſen blieb in der letzten Zeit nicht
beſchränkt auf wohlwollende Einzelperſonen , ſondern ganze
Vereine und Gemeinden übernehmen häufig die Patenſchaft
für die Waiſen gefallener Mitglieder oder Gemeindebürger , und

verſchiedene Vereine wurden in löblicher Weiſe zu dem aus —

geſprochenen Zweck der Förderung der Kriegspatenſchaft neu —

gegründet . So entſtand im Juni 1915 der „Unterſtützungs —
verein für die Kriegspatenſchaft “ in Mannheim , nachdem ſchon

kurz nach Kriegsbeginn der Gedanke der Kriegspatenſchaft in

den ſächſiſchen „ Verband für Jugendhilfe “ Eingang und prak —

tiſche Ausgeſtaltung gefunden hatte .

Auch einzelne Verſicherungsgeſellſchaften haben

ſich geſchäftlich dieſe Beſtrebungen zu Nutzen gemacht , indem ſie

auf der Grundlage der ſchon lange in der Form von Kinder —

verſicherungen beſtehenden Volksverſicherung einem Kriegswaiſen —
kind gegen geringe wöchentliche oder monatliche Prämien

zahlungen ( von 10 —20 9 ) wöchentlich und von 50 monat⸗

lich an ) eine kleine Summe ( 300 —500 / ) zum Zweck der

Ausbildung oder Ausſtattung ſichern . Anſtelle der beitragzahlenden
Eltern oder neben die dazu beitragende Mutter tritt der Kriegspate .

Die Kriegspatenverſicherung kann in verſchiedener

Form abgeſchloſſen werden : als Verſicherung auf das Leben

des Paten , auf das der Mutter oder des Kindes .

Über die Frage , ob es beſſer iſt , das Leben der Krjegs⸗

waiſen oder der Kriegspaten zu verſichern , gehen die Meinungen
noch auseinander , und die Verſicherung wird praktiſch in dieſer

Hinſicht verſchieden durchgeführt . In jedem einzelnen Falle ſind
die Vor⸗ und Nachteile unter Beachtung der gegebenen Ver —

hältniſſe genau zu prüfen , wenn nicht durch eine vermittelnde

Fürſorgeſtelle ſchon allgemein und für alle Fälle von Kriegs —

patenverſicherung ein Übereinkommen getroffen worden iſt .

Träger der Kriegspatenſchaft können nämlich auch

öffentlich⸗rechtliche Verbände und die amtlichen Fürſorgeſtellen
ſein ; ſie ſchließen die Verſicherungsverträge ab, an ſie wird auch
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die Verſicherungsſumme ausbezahlt , die ſie zur geeigneten Zeit
richtig verwenden . Gerade dieſe Möglichkeit läßt die Vermitt⸗

lung der Kriegspatenſchaft durch Fürſorgeſtellen oder Jugend —
hilfsvereine erwünſcht erſcheinen ; denn aus verſicherungstechniſchen
Gründen iſt die volle Verſicherungsſumme früheſtens nach 10 Jahren

zu erreichen . Da kann der Pate oder die Mutter ſchon längſt
geſtorben ſein und kann daher die nützliche Verwendung des Geldes

nicht mehr überwachen , oder durch unvorhergeſehene Anderung
der perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Paten
kindes wird der urſprünglich beabſichtigte Zweck , dem die an

geſammelten Mittel dienen ſollen , vereitelt . Die Fürſorgeſtelle
vermag dann in jedem Falle die Kriegspatenſchaft im Sinne des

Paten , wenn nötig , in der Perſon eines anderen Patenkindes
weiterzuführen und die übernommene Aufgabe im rechten Sinne

richtig zu löſen .

Auch das Ausſuchen des Kriegspatenkindes kann

den Fürſorgeſtellen in Verbindung mit den zuſtändigen Perſonen
der Jugendfürſorge überlaſſen bleiben , während dem Kriegspaten ,

ſofern er nicht ſchon eine beſtimmte Wahl getroffen hat , freizu⸗
ſtellen iſt , welchem der ausgeſuchten Patenkinder er ſeine beſondere

Fürſorge zuwenden will und in welchem Umfang und in welcher
Art dies geſchehen ſoll . Iſt der Pate nicht in der Lage , perſön⸗

liche Beziehungen zum Patenkinde aufzunehmen , ſo führt die

Fürſorgeſtelle die dem Kinde dienlichen Maßnahmen der Geld —

fürſorge , Geſundheitspflege , Erziehung und Berufsausbildung

von ſich aus durch .

Zum Zwecke einer geordneten Wirkſamkeit führen die Für⸗

ſorgeſtellen ein Verzeichnis der Kriegspaten ihres Bezirks , das den

Namen , den Wohnort und die vom Kriegspaten übernommenen

Verpflichtungen enthält , und füt jedes Patenkind beſondere

Perſonalbogen , aus denen die perſönlichen Verhältniſſe desſelben ,

die Art der Fürſorge ſowie die beabſichtigte Verwendung der

geſpendeten Gaben und Gelder erſichtlich iſt ) .

— * Die erſte Verſicherungsorganiſation , welche die Kriegswaiſenver

ſicherung in ihren Geſchäftsbetrieb aufgenommen hat , war der „ Verband

der öffentlichen Lebensverſicherungsanſtalten in' Deutſchland “ und als

Privatverſicherungsgeſellſchaft die „ Hamburg⸗Mannheimer Lebensverſiche⸗

rungsgeſellſchaft “ , die ſich auf dieſem Gebiete bisher beſonders rührig zeigte ,

bei deren lebhafter Werbetätigkeit ſich aber auch ſehr bald große Auswüchſe

zeigten . Auch die Kaclsruher Lebensverſicherung a. G. bietet günſtige

Vergl . H. D. 1918 , S. 107 f.
12

Gelegenheit zur Kriegswaiſenverſicherung .
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Gegen die Kriegspatenverſicherung werden von

verſchiedenen Seiten Bedenken erhoben , hervorgerufen zum

Teil durch eine aufdringliche Werbetätigkeit allzueifriger Ver —

ſicherungsagenten , zum andern Teil aber auch durch den rech

neriſchen Nachweis , daß die Geldfürſorge viel wirtſchaftlicher
durch zinstragende Spareinlagen als durch den Abſchluß einer

Lebensverſicherung bei einzelnen Verſicherungsgeſellſchaften erreicht

werden könne . ( Vergl . Z. Bl . für V. , J . und F. , 8. Jahrgang ,
S . 65 ff. , wo auch alle andern diesbezüglichen Fragen eingehend

beſprochen werden . ) )

Die von einzelnen bundesſtaatlichen Regierungen ( Bayern ,

Sachſen ) vertretene Anſicht , daß auf den Betrieb der Kriegs —

patenverſicherung die Bundesratsverordnung über die Regelung
der Kriegswohlfahrtspflege vom 22 . 7. 1915 ( 15. 2. 1917 )

Anwendung finden kann und daß auf Grund derſelben „ Ver —

anſtaltungen , die auf das Zuſtandebringen und die Ausführung
einzelner Verſicherungsverträge zugunſten beſtimmter Waiſen

abzielen , als eine Sammlung angeſehen “ und deswegen vonſeiten

der ſtaatlichen Behörden unterſagt werden können , wird von der

badiſchen Regierung in Übereinſtimmung mit dem Reichsamt
des Innern nicht geteilt “n) . Der Abſchluß einer Kriegspaten⸗

verſicherung bleibt der freien Entſchließung anheimgegeben ; ob

*) Bei Mädchen , für die gewöhnlich eine Ausſteuerverſicherung ab⸗—

geſchloſſen wird , wodurch ein Ausſtattungskapital mit der Erreichung
des 21. Lebensjahres zur Auszahlung kommt , geſtaltet ſich in dieſer

langen Zeit die Prämienzahlung gewöhnlich günſtig . Bei der Ausbildungs⸗

verſicherung der Knaben iſt die Dauer der Verſicherung durch den Aus⸗

bildungszweck in der Regel mit dem 14. Lebensjahr abgeſchloſſen ; da aber

verſicherungstechniſch mindeſtens zehnjährige Prämienzahlung nötig iſt , ſo

ſoll das Eintrittsalter dieſer Kinder höchſtens 4 Jahre oder weniger

betragen . Altere Kinder können nur unter finanziell ungünſtigen Verhält⸗

niſſen in die Kriegspatenverſicherung zum Zwecke der Ausbildung mit

14 Jahren aufgenommen werden . Eine beſondere Entwicklung hat die

Ausbildungskapitalverſicherung für die Zeit der Schulentlaſſung in Dres
den gefunden , wo es durch Mithilfe des Verbandes für Jugendhilfe

möglich gemacht worden iſt , daß bei einer 14jährigen Monatszahlung
von 1 %/ oder 1. 50 / , alſo mit einem Geſamtaufwand von 168 oder

252 / der Kriegsjugend 400 —500 / Ausbildungskapital geſichert wird .

Dabei wird grundſätzlich eine Mitwirkung der Mutter oder bei Nicht⸗

kriegerwaiſen der Eltern mit monatlich 50 % bis 1 / verlangt .

* ) Vergl . dagegen S. K. 1917 , Nr . 4, S. 51 und Schweyer , a. a. O.

S. 104 .
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die Einrichtung einer Kriegspatenverſicherung ihrem Wohlfahrts⸗
zwecke gerecht wird , iſt deswegen in jedem einzelnen Falle

beſonders zu prüfen . Ohne den Verſicherungsunternehmungen
gegenüber eine endgültige Stellung einzunehmen , hat der Landes⸗

ausſchuß der Kriegshinterbliebenenfürſorge bisher eine Mitwirkung
bei den mit Verſicherungsgeſellſchaften abgeſchloſſenen Verſiche⸗

rungen abgelehnt .

Mit dem Fortbeſtand der Patenverſicherungen , die richtig
durchgeführt , ſehr viel gutes wirken können , wird auch weiterhin
zu rechnen ſein ; denn es ſind ſchon bisher unerwartet hohe
Verſicherungsſummen vertraglich feſtgelegt , und das Wort Kriegs⸗
pate wird auch weiterhin eine beſonders ſuggeſtive Werbekraft
behalten . Jedenfalls iſt aber auch vonſeiten des Heimatdanks
darauf hinzuwirken , daß die Art der öffentlichen Werbetätigkeit und

die Preisverzeichniſſe der Verſicherungsgeſellſchaften den Zwecken
der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge angepaßt werden .

Um die Beſtrebungen zur Förderung der Kriegspatenſchaft
einheitlich zu geſtalten und die Vorteile derſelben zum Gemeingut
des ganzen deutſchen Volkes zu machen , wurde am 18 . 12 . 1916

auf Anregung des Kgl . Preuß . Kriegsminiſteriums ein Reichs⸗

verband für Kriegspatenſchaften gegründet ) . Ein

Aufruf desſelben lautet :

„ Unter der Schirmherrſchaft des preußiſchen Kriegsminiſters
hat ſich in Berlin ein Reichsverband für Kriegspatenſchaften
gebildet , der ſeine Tätigkeit über das ganze deutſche Vaterland

erſtrecken will . Zweck des Verbandes iſt , Kriegspaten anzu⸗

werben , die gewillt ſind , durch Übernahme der Fürſorge für

eine Kriegerwaiſe einen Teil ihrer Dankesſchuld gegen unſere

verdienten Krieger , die ihr Leben für das Vaterland geopfert

haben , an ihren Kindern abzutragen . Manche Familie , der das

Glück , Kinder zu beſitzen , nicht beſchert iſt , mancher Junggeſelle ,
manche alleinſtehende Frau oder Witwe möchte eine Aufgabe zu

erfüllen haben , die ihrem Leben Inhalt und Befriedigung zu

Die Geſchäftsſtelle des Reichsverbandes für Kriegspatenſchaften

( Schirmherr : der preußiſche Kriegsminiſter ) befindet ſich in Berlin W. 9,

Leipziger Platz 13. Dorthin ſind alle Anfragen oder Mitteilungen zu

richten , die ſich auf die Vermittelung von Kriegspatenſchaften , Annahme

von Kriegerwaiſen an Kindes Statt , Unterbringung von Kriegerwaiſen

in Pflege , Auskunfterteilung in Angelegenheiten der Kriegspatenſchaft uſw .

beziehen .
12 *
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geben vermag . Hier bietet ſich Gelegenheit ! Es gilt zu betreuen :

Schuldloſe arme Opfer des uns von unſern Feinden aufge —

zwungenen Krieges , denen der treuſorgende Vater , vielfach auch

die liebende Mutter genommen iſt ! Nehmt Euch dieſer Kinder

an , übernehmt Patenſtelle an ihnen und ſorgt dafür , daß aus

ihnen dereinſt wieder tüchtige Menſchen werden , deren das

Vaterland in Zukunft ſo dringend bedarf ! Jeder Deutſche hat

dieſe Dankespflicht ! Helft unſern Helden die ſchwere Kriegszeit

dadurch erleichtern , daß Ihr ihnen die Gewißheit mit auf den

gefahrdrohenden Weg gebt : Für Eure Kinder wird geſorgt ! “

Die vor kurzem neu aufgeſtellte Satzung und die Richt
linien des Verbandes bringen klar und beſtimmt zum Ausdruck ,

daß die Kapitalbeſchaffung für die künftige Ausbildung der

Kriegspatenkinder nur im Zuſammenhang mit einer perſönlichen

Jugendfürſorge erſtrebenswert erſcheint und deswegen in allen Fällen

damit in Verbindung gebracht werden ſoll . Dieſe beſondere Art

von Pflegſchaft ſoll darin ihren Ausdruck finden , daß dem

Kinde im Einvernehmen mit der Mutter ein Lebensweg gewieſen

und geebnet wird , der ſeinen körperlichen und geiſtigen Fähig —

keiten entſpricht . Hervorſtechende Gaben und Fertigkeiten dürfen

in ungeeigneten Lebensberufen nicht verkümmern . Gleiche Sorg

falt iſt aber auch bei Kindern mit geringerer Begabung geboten ,

um ſie einem Berufe zuzuführen , in dem ſie ſich nach ihren

Neigungen oder ihrer ganzen Veranlagung nach am vorteil —

hafteſten betätigen können “) .

Das Verhältnis des Paten zum Kinde iſt alſo im Unterſchied

zu Beziehung zwiſchen Vormund und Mündel ein freiwilliges ,
es iſt rein auf eine innerlich bindende Grundlage geſtellt . Da

jeder äußere Zwang wegfällt , kann ein heilſamer perſönlicher Ein —

fluß auf Mutter und Kind viel wirkungsvoller zur Geltung kommen ,

als durch die geſetzlichen Zwangsmittel der Vormundſchaft .

Zur allgemeinen Durchführung der Kriegspatenſchaft wird

enge Fühlung mit den auf dieſem Gebiete bereits erfolgreichen

Jugendfürſorgevereinen empfohlen . Ihnen und den amtlichen

Fürſorgeſtellen kommt der wichtigſte Teil der Arbeit zu : das

Ausſuchen geeigneter Kriegspatenkinder , die Annahme freiwilliger

Zuwendungen , die Vermittlung zwiſchen Kriegspaten und Paten⸗

kind und die Überwachung einer ſachgemäßen Verwendung der

geſpendeten Gaben .

5) K. M. Erlaß v. 7. 12. 1917 , Nr . 6081/9 17, C 3 V.
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Zwiſchen dem Reichsverband für Kriegspatenſchaften und

dem Verein Badiſcher Heimatdank wurde eine Vereinbarung

dahin getroffen , daß letzterer die einheitliche Durchführung einer

perfönlichen Fürſorgearbeit für Kriegerwaiſen durch Kriegspaten⸗

ſchaften als einen beſonderen Zweig der Kriegshinterbliebenen

fürſorge in ſeinen Arbeitskreis aufnimmt und dem Reichsverband

für Kriegspatenſchaften gemäß §S 14 der neuen Satzung dieſes

Verbandes beitritt . Die Ausübung der Kriegspatenſchaft über⸗

nimmt gemäß § 8 der Satzung des B. H. D. der Landesausſchuß

der Kriegshinterbliebenenfürſorge . Er richtet ſich dabei im

weſentlichen nach der Satzung und den Richtlinien des Reichs

verbands . Als örtliche Fürſorgeſtellen gelten die Bezirks - und

Ortsausſchüſſe des B . H D. Der Reichsverband ſieht von einer

unmittelbaren Werbung von Mitgliedern im Großherzogtum

Baden ab und überweiſt die bisher in Baden beigetretenen Mit⸗

glieder mit deren Zuſtimmung den ſtändigen örtlichen Fürſorge —

ſtellen des B. H. D.
Eine weitergehende Waiſenfürſorge als die „Kriegspatenſchaft “

gewährt die „ Annahme an Kindesſtatt “ ( Adoption ) , die ein

vollſtändiges Eltern - und Kindesverhältnis begründet . Sie iſt

rechtlich an beſtimmte Vorausſetzungen geknüpft . An Kindes⸗

ſtatt annehmen kann nur , wer keine ehelichen Abkömmlinge hat ,

während die Tatſache , daß bereits ein Adoptivkind vorhanden iſt ,

einer weiteren Adoption nicht im Wege ſteht . Eine Anderung der

beſtehenden Beſtimmungen könnte unter Berückſichtigung mancher

Wünſche , die ſich aus den gegenwärtigen Zeitverhältniſſen ergeben ,

dadurch erreicht werden , daß durch eine Sondervorſchrift die

Aunahme mit ihren vollen geſetzlichen Wirkungen auch beim

Vorhandenſein eines oder ſelbſt mehrerer ehelicher Abkömmlinge

zugelaſſen würde , wenn die Adoption für einen im Kriege

gefallenen Sohn oder Enkel Erſatz ſchaffen ſoll . Der Annehmende

muß zur Zeit des Vertragsſchluſſes das 50 . Lebensjahr vollendet

haben und mindeſtens 18 Jahre älter ſein als das Kind ; jedoch

kann von dieſem Erfordernis Befreiung gewährt werden . Wer

von einem Ehegatten adoptiert iſt , kann auch von dem andern

Ehegatten noch nachträglich angenommen werden ; ebenſo iſt die

Annahme als gemeinſchaftliches Kind eines Ehepaars zuläſſig .

Im übrigen darf ein angenommenes Kind vor Löſung des

Adoptionsverhältniſſes nicht noch von einem andern Adoptierenden

angenommen werden .
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Zur Annahme an Kindesſtatt bedarf es der Einwilligung des

Ehegatten des Annehmenden , bei Minderjährigen auch der Ein —

willigung der Eltern bezw. der unehelichen Mutter ; die diesbezüg —

liche Erklärung muß gerichtlich oder notariell beurkundet ſein . Die

Kindesannahme erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden

und dem Anzunehmenden . Für Kinder unter 14 Jahren ſchließt
der Vormund ' einen Annahmevertrag . Kinder über 14 Jahren

ſchließen ihn ſelbſt mit Genehmigung des Vormunds . Der Ver —

trag bedarf zu ſeiner Gültigkeit gerichtlicher oder notarieller

Beurkundung , der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung , wenn

der Anzunehmende minderjährig iſt , und der gerichtlichen Be —

ſtätigung . Durch die Annahme an Kindesſtatt erlangt das an —

genommene Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes

des Annehmenden ; die Unterhaltspflicht des Kindes ſeinen leib —

lichen Eltern gegenüber und die Pflicht dieſer dem Kinde gegen —

über bleibt aber beſtehen . Das Kind erhält den Familiennamen

des Annehmenden . Bei Annahme durch eine verheiratete Frau ,

oder Witwe erhält das Kind deren Mädchennamen

Iſt der Annehmende von Adel , ſo darf der Angenommene

die Adelsbezeichuung nur auf Grund beſonderer landesherrlicher
Genehmigung führen . Das Kind darf den neuen Namen ſeinem

früheren Familiennamen hinzufügen. Mit dem Inkrafttreten der

Annahme an Kindesſtatt erliſcht die elterliche Gewalt der leib —

lichen Mutter ſowie das Sorgerecht der unehelichen Mutter . Das

Kind und deſſen Abkömmlinge , ſoweit auf ſie ſich die Wirkungen

der Annahme erſtrecken , ſind dem Annehmenden gegenüber erb —
und pflichtteilsberechtigt wie eheliche Kinder und deſſen Abkömm —

linge , ſofern im Vertrage nichts anderes geſagt iſt . Der An⸗

nehmende iſt aber auf Grund der Annahme dem Kinde und ſeinen

Abkömmlingen gegenüber nicht erbberechtigt . Das durch die An —

nahme an Kindesſtatt begründete Rechtsverhältnis kann nur durch

Vertrag wieder aufgehoben werden ) .
Die Adoption kommt Vollwaiſen und Krieger - Halb —

waiſen , insbeſondere auch unehelichen Kriegerkindern

zu gut . Sie kann manches Gute ſtiften , verdient aber nur da

eine Förderung ,wo die notwendigen Vorausſetzungen dafür gegeben

ſind, nämlich da, wo eine dauernde Trennung von der Mutter als

unabwendbare Notwendigkeit erſcheint , wo das Kind durch ärztliche

) Sch . des A. A. , 5. Heft , S . 7/8 .
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Uunterſuchung als körperlich und geiſtig vollſtändig geſund und frei

von erblicher Belaſtung ( Tuberkuloſe , Geſchlechts - und Geiſtes

krankheit , Trunkſucht uſw . ) befunden wurde und wo die Perſön

lichkeit des Annehmenden und ſeiner Familie namentlich auch nach

der ſittlichen Vereigenſchaftung eine ſichere Gewähr dafür bietet ,

daß die Annahme dem Kinde zum Segen gereicht ?)

Die Zahl der Vollwaiſen iſt auch während der langen

auer des Krieges nicht ſo groß geworden , als anfangs befürchtet
worden iſt “*) , und in den meiſten Fällen werden ſolche ſchwer

betroffenen Kinder ſchon aus verwandtſchaftlicher Anteilnahme

innerhalb der Familie untergebracht . Vielfach mag dafür auch

die ſichere Einnahme der Waiſenrente ( 240 —300 / ) mitbe⸗

ſtimmend ſein und die in der Kriegszeit hochgewertete Arbeits

kraft des Kindes , das heutzutage vielfach die Leiſtungen eines

D

Erwachſenen erſetzt .

Nicht alle Kinder können aber zur Adoption empfohlen

werden . In manchen Fällen , in denen Kriegswaiſenkinder außer

Mutter in noch jugendlichem Lebensalter9 1 7dem Vater auch die utte

verloren haben , war die Urſache des Todes der Mutter nicht
9

ſelten eine ſchwere organiſche Erkrankung , die eine Vererbung

befürchten läßt; ein ſolches Kind iſt für eine Annahme an Ki ides⸗

ſtatt nur wenig geeignet .

Auchch die Kriegerhalbwaiſe wird man nicht ohne

) Ein

n
Erlo ß des Miniſteriums des Gr . Hauſes , der Juſtiz und des

Auswärtigen vom 8. 1 . 1916 J. PNr. 632 an die Gr. Amtsg erichte , die Annahme9 ge

att und die Fürſorge für Kriegerwaiſen betr . , ſagt darüber :
taan Kin

Bei den gegenwärtigen Verhandlungen der Landſtände wurde unter

Auführung eines Einzelfalles , in dem eine Kriegerwaiſe durch eine ſittlich

anfechtbare Perſon an Kindesſtatt angenommen worden iſt , angeregt , es

ſollte die Erteilung der vormundſchaftsgericht
55

n Genehmigung nach

§ 1750 ff. B. G. B. von der Feſtſtellung der ſittlichen Vereigenſchaftung des

Annehmenden und ſeiner Familie abhängig 90900t und zu dieſem Behufe

Erkundigung bei den Pfarrämtern eingezogen werden .

Dieſe Anregung bewegt ſich durchaus in der Richtung , die für die

Erhebung von Auskünften in 88 1847 , 1827 , 1873 B. G. B. , § 12 F. G. G.

vorgezeichnet iſt und begegnet keinem rechtlichen Bedenken . ( Vergl . Dorner

Anm . 3 zu § 12 F. G. G. , Schlegelberger F. G. G. 1914 , Anm . 21 S. 126.

Wir empfehlen ſie des halb, inſoweit die Zuverläſſigkeit des Anunehmenden

nicht ohnehin außer Zweifel ſteht, zur künftigen Beachtung . Neben den

Ortsgeiſtlichen werden wegen des Leumunds meiſt auch die Ortspolizei⸗

behörden zu befragen und unter Umſtänden Strafliſten einzufordern ſein .

Prälat Dr . Werthmann ſchätzte die Zahl der Krieger⸗Vollwaiſen
S. 62) .im Frühjahr 1918 auf 6 —8000 ( Sch . d. A. A. , Heft 9, S .
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weiteres zur Adoption empfehlen ; denn oberſter Grundſatz iſt :
die eheliche Mutter gehört zu ihren Kindern und umgekehrt .

Dieſe von der Natur , von Recht und Sitte geforderte Zuſammen

gehörigkeit iſt ein mächtiger Faktor der Erziehung ; ſie ſichert
dem früh verwaiſten Kind den Namen des für das Vaterland

gefallenen Vaters , und die Liebe gutgearteter Kinder gewährt der

vereinſamten Frau und Mutter im Leben Troſt und Freude .
Die ſoziale Hinterbliebenenfürſorge wird deswegen einer Krieger
witwe , die befürchtet , ihre Kinder allein nicht verſorgen zu können ,

zunächſt die Hilfe angedeihen laſſen , die es ihr erlaubt , die Er

ziehung ihrer Kinder ſelber durchzuführen ; bei ſchwierigen Ver —

hältniſſen kann ihr ein Kind vorerſt nur auf kürzere Zeit durch

Unterbringung in eine geeignete Familie abgenommen werden ,

bis wieder beſſere Zeiten kommen , in denen das Zuſammenleben
von Mutter und Kind mögliüch/iſt .

Dagegen kann die Adoption dem unehelichen Krieger —
kind durch Verpflanzung in geordnete Familienverhältniſſe von

großem Wert und Nutzen ſein . Hier treten die geäußerten Be —

denken gegen eine dauernde Fortgabe des Kindes durch die Mutter

nicht ſo ſtark hervor . Die Schwierigkeit der geſellſchaftlichen Stel —

lung und wirtſchaftlichen Lage , die Hoffnung , leichter ohne das Kind

einen Familienſtand zu gründen , laſſen eine Trennung der Mutter

von ihrem Kinde begreiflich und für beide Teile vorteilhafter

erſcheinen , und auch den Adoptiveltern wird der erhebende Ge —

danke , einen in ſchwieriger Lebenslage befindlichen Nachkommen
eines gefallenen Vaterlandsverteidigers vor Not und Niedergang

zu bewahren , eine beſondere Befriedigung gewähren .
Zur Annahme an Kindesſtatt haben ſich bisher nicht ſelten

kinderloſe Witwen bereit gefunden , die durch die Annahme eines

Kindes einen neuen Lebensinhalt ſuchen , insbeſondere auch

Kriegerwitwen , die dadurch , daß ſie einem Kinde das durch den

Krieg verloren gegangene Vaterhaus wieder ſchenken, ſich ſelbſt
den ſchönſten Troſt im Schmerz über den gefallenen Gatten

ſchaffen . Sie nehmen aber mitunter Anſtoß an der Vorſchrift
des §S 1758 B. G. B. , wonach das Adoptivkind einer Frau den

von ihr vor ihrer Verheiratung geführten Familiennamen erhält
und machen in der Befürchtung , daß ſonſt das Kind als unehe —

lich geboren angeſehen werden könnte , ihre Bereitwilligkeit zur

Annahme von der Bedingung abhängig , daß das Kind ihren
In ſolchen Fällen werden die zu —
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ſtändigen Behörden , ſofern die beabſichtigte Annahme im Intereſſe
der Kriegerwaiſe liegt und dieſer Namensänderung auch im

übrigen keine Bedenken entgegenſtehen , das Geſuch der an⸗

nehmenden Frau in jedet Weiſe fördern und unterſtützen ,

gegebenenfalls durch Genehmigung der Führung des ehelichen

Namens der Wahlmutter durch das Kind ſchon vor deſſen

Annahme an Kindesſtatt .

Ein Erlaß des Gr . Juſtizminiſteriums vom 14 . 10 . 1915

macht die Amtsgerichte darauf aufmerkſam , daß dabei im Gnaden⸗

weg ein Nachlaß der entſtehenden Koſten in Frage kommen

kann . Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ſollen aber die

Beteiligten darauf aufmerkſam gemacht werden , daß nach §S 1763

8 weder durch die Annahme an Kindesſtatt , noch durch

die Namensbeilegung ein Verwandtſchafts - oder Schwägerſchafts⸗
verhältnis zwiſchen den an dem neu anzunehmenden Namen

rechtlich betei e und dem Kinde und infolgedeſſen auch

ein Erbrecht des Kindes ihnen gegenüber nicht begründet wird .

Nach einer Entſcheidung des Reichsverſicherungsamtes vom

27 . November 1917 ( abgedruckt in den amtl lichen Nachrichten dieſes

Amtes , Jahrg . 34 , Nr . 1, S . 170ff . ) , beſteht auch nach erfolgter

Annahme an Kindesſtatt ein Anſpruch des adoptierten unehe —

lichen wie des ehelichen Kindes auf Fortzahlung der Waiſen —

rente nach §S 1259 und 1299 der Reichsverſicherungsordnung

bis zum vollendeten 15 . Lebensjahr . Dieſe Entſcheidung iſt

für Perſonen in einfachen wirtſchaftlichen Verhältniſſen , die bei

einer Adoption Wert auf die Waiſenrente als Einnahmequelle

legen müſſen , immerhin von einiger Bedeutung .

Vielfach , jedenfalls viel häufiger als dies früher möglich

war , wurde manchenorts in letzter Zeit Gelegenheit geſchaffen ,

vaterloſe Kriegskinder von „diskreter “ Herkunft in ſtaatliche

oder private Säuglingsheime aufzunehmen . Die Unterkunft in

ſolchen gutgeleiteten Pflegehäuſern bewahrt dieſe wenigſtens im

erſten Lebensjahr vor dem traurigen Geſchick der Ziehkinder in

ſogenannten Koſtſtellen , die unter traurigen Verhältniſſen häufig

ſo viel prächtiges Menſchenmaterial verkümmern laſſen oder dieſe

armen Kinder heranziehen zu kräftigen Arbeitspferden im Dienſte

gewiſſenloſer Ausbeuter . Aus dieſen Pflegeanſtalten für Säug⸗

lingsſchutz kann vielen unehelichen Kriegerkindern der Weg zu

rechten Adoptiv - und Pflegeeltern gewieſen werden , wo ſie in

dem geordneten Haushalt der Familie die gefündeſte Erziehungs⸗
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form und Erſatz für die Elternliebe finden , die ſie ein hartes

Geſchick entbehren läßt .

Wichtig vor der Adoption eines unehelichen Kindes iſt die

Anerkennung der Vaterſchaft ; denn dieſe ermöglicht die Kenntnis

von den geſundheitlichen und moraliſchen Eigenſchaften , der geſell —

ſchaftlichen und beruflichen Stellung des Erzeugers und damit

eine geeignete Erziehung des Kindes .

Die Annahme an Kindesſtatt iſt alſo nicht grundſätzlich
allen Fällen und jedenfalls nicht in größerem Umfange zu

empfehlen , und die Nachfrage nach einem „möglichſt jugendlichen ,

hübſchen , gutgearteten Kriegswaiſenkind “ wird zum Teil aus

Mangel an Angebot , zum Teil aus andern Urſachen nicht

immer befriedigt werden können .

Für die Vermittlung einer Adoption empfiehlt ſich die Be —

nützung zentraler Fürſorgeſtellen , wenn keine perſönliche Bekannt —

ſchaft zwiſchen den Beteiligten beſteht ; jedenfalls ſind Zeitungs —

anzeigen ,die Adoptiveltern oder Kinder ſuchen , mit größter Vorſicht

zu behandeln . Auch der badiſche Landesausſchuß der Kriegshinter⸗

bliebenenfürſorge iſt zu ſolcher Vermittlung bereit . Er wurde

übrigens bis heute erſt in wenigen Fällen darum angegangen ,

und auch die deutſche Zentrale für Jugendfürſorge ( Adoptions⸗

und Pflegeweſen ) wie die übrigen in Deutſchland beſtehenden

Adoptionszentralen haben darin ähnliche Erfahrungen gemacht“) .
So wird die Adoption aus den angegebenen Gründen auch

künftighin keinen größeren Zweig am Baume der Jugendfürſorge

bilden, ſondern nur das Ausnahmeſchickſal von einzelnen Krieger—
waiſenkindern bleiben .

Sowohl bei der Annahme an Kindesſtatt wie bei der

Unterbringung in Pflegefamilien wird es in manchen Fällen

möglich ſein, die Rentenbezüge eines Kindes ( Kriegswaiſengeld ,

Waiſenrente ) ganz oder wenigſtens zum Teil zum Zwecke einer

ſpäteren Berufsausbildung oder Ausſtattung zinstragend anzulegen .

Jedenfalls wird die Waiſenrente auch unter Bzerückſichtigung
der erhöhten Lebensmittelpreiſe zur Deckung der Koſten für die

Unterbringung eines geſunden Kriegswaifenkindes aus den untern

Ständen in eine Familie ausreichen ““) , während die Koſten für

) Sch . des A. A. , 5. Heft , S . 33 ff. , 9. Heft , S. 62 .

**) Eine Zuſammenſtellung der Fflegeſätze für ſtädtiſche Kinder

während des Krieges gibt Anl . II , Heft 5, S. 26 ff. der Sch . des A. A.
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die Anſtaltsunterbringung gewöhnlich höher ſind ( 180 —500 / )

Zu der geſetzlichen Verſorgung der Kriegerwaiſen niederer Stände

muß nötigenfalls in genügendem Umfang ergänzend die frei —

willige Hilfe des Heimatdankes als Geldfürſorge treten .

Schwieriger iſt die außerhäusliche Verſorgung der Krieger

waiſen gebildeter Stände , wenn dieſe nur auf die Verſorgungs⸗

gebührniſſe angewieſen
55

d. Das Kriegswaiſengeld für Offiziers

halbwaiſen beträgt 200 / , für Vollwaiſen 300 / , ein Betrag ,

der nicht entfernt für eine der Lebenshaltung gebildeter Kreiſe

entſprechende Erziehung reicht ; denn als Mindeſtſatz für Unter —

richt , Verpflegung und Kleidung mußte man ſchon in Friedens —

zeiten auch bei den beſcheidenſten Anſprüchen 800 —1000 ,

annehmen , für die Unterkunft in einzelnen Familien in der Stadt

mit höheren Schulen oder in Erziehungsheimen wurden im

allgemeinen 2000 - 3000 / verlangt . Solche Verpflegungs⸗

ſätze reichen jetzt und künftighin bei weitem nicht mehr aus .

Zur Erleichterung der Unterbringung von Kriegerwaiſenkindern
könnte erwogen werden , daß von Bezirks - und Ortsausſchüſſen

oder einheitlich vom Landesausſchuß mit gutgeleiteten Erziehungs

und Ausbildungsanſtalten Verträge über die Aufnahme verwaiſter

Kriegerkinder abgeſchloſſen werden .

Die angegebenen Schwierigkeiten der Erziehung beſtehen

natürlich nicht nur für unbemittelte Kinder von Offizieren ,

ſondern auch für ſolche von Kriegsteilnehmern aus gehobenen

Kreiſen , die als Mannſchaften Heeresdienſt geleiſtet haben . Deren

Waiſengeld iſt ſogar , wenn auch nur wenig , noch etwas niedriger ,

und es wird Aufgabe der berufenen Stellen der ſozialen Hinter —

bliebenenfürſorge ſein , bei einer Neugeſtaltung des M. H. G.

eine den bürgerlichen Verhältniſſen entſprechende erhöhte geſetz —

liche Rentenverſorgung dieſer Kinder durchzuſetzen . Bis dies

erreicht iſt , muß die freiwillige Kriegerwaiſenfürſorge eintreten .

Um eine dem Stande des Vaters entſprechende Ausbildung

ſolcher Kinder zu erreichen , werden als Erziehungsbeiträge

außer der Geldbeihilfe des Heimatdanks beſonders auch die

Mittel der Kruppſtiftung und des Frauendanks dankbar in

Anſpruch genommen werden .

Bei aller Fürſorge für die wirtſchaftliche Sicherſtellung der

Kriegerwaiſenkinder für die Zukunft darf aber nicht vergeſſen
werden , die Mutter und ihre Kinder ſelbſt zur Mitwirkung

durch Sparſamkeit zu erziehen . So können Kriegerwitwen dahin
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beeinflußt werden , daß ſie Nachzahlungen oder Zuwendungen

für ihre und ihrer Kinder Zukunft auf ein Sparkaſſenbuch

anlegen . An Kleidern und Wäſche laſſen ſich Erſparniſſe er —

zielen , wenn rechtzeitig für Ausbeſſerung geſorgt wird ; auf

die zu dieſem Zwecke eingerichteten Flickkurſe und Lehrgänge

iſt deswegen in geeigneter Weiſe aufmerkſam zu machen . Die

Förderung des Spartriebs der Jugendlichen iſt beſonders in

der gegenwärtigen Zeit angebracht , in der dieſe ſchon im ſchul —

pflichtigen Alter oft unverhältnismäßig hohe Entlohnungen für

kleine Dienſtleiſtungen erhalten , wobei die Gefahr beſteht , daß

ſie das Geld in leichtſinniger Weiſe verſchwenden . Verſchiedene

Erlaſſe militäriſcher Kommandoſtellen ( Stellv . Generalkommando
von Caſſel vom 7. 2. 1916 , Oberkommando in den Marken vom

18. 3. 1916 ) wenden ſich gegen „die Verſchwendungsſucht gewiſſer

Minderjähriger “ und ſuchen den „ Sparzwang jugendlicher Arbeiter “

zu fördern , und auch allgemeine Maßnahmen der zuſtändigen
Miniſterien verſchiedener Bundesſtaaten betonen die beſondern

Erziehungsaufgaben während des Krieges . ( Erlaß des Bayeri —

ſchen Staatsminiſteriums des Innern vom 15 . 11 . 1915 betr .

Jugendfürſorge im Kriege , Bekanntmachung des Kgl , Württem⸗

bergiſchen Miniſteriums des Innern , betr . die Erziehung der

Jugend während des Krieges , vom 24 . 11 . 1915 , Erlaſſe des

Gr . Bad . Unterrichtsminiſteriums , namentlich vom 2. 10 . 1915 ,

das Verhalten der Schuljugend betr . )

Eine nicht geringe Zahl von Kriegerwaiſenkindern kommt

dadurch wieder in geordnete Familienverhältniſſe , daß die junge
Mutter , begünſtigt durch die Vorteile der Kapitalabfindung bei

Wiederverheiratung , eine neue Ehe eingeht . Aber auch auf

ſolche Kinder wird die ſoziale Fürſorge ihr Augenmerk richten

wenigſtens ſo lange , bis feſtſteht , daß eine ausreichende Pflege
und Verforgung dieſer Waiſen durch den zweiten Vater geſichert
iſt . Nötigenfalls muß die Fürſorgeſtelle auch für dieſe Krieger—
waiſen in gleichem Umfange mit Spendemitteln und ſonſtigen

Fürſorgemaßnahmen eintreten wie für alle andere Kriegerwaiſen “) .
Im beſondern Maße bedürfen namentlich die unehelichen

Kriegerwaiſen der ſozialen Hilfe . Ihre Zahl wurde im

Frühjahr 1918 auf rund 30000 geſchätzt. Da ſie außer der

) Wegen der Bewilligung von Familienunterſtützung neben Waiſen⸗
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Familienunterſtützung und einer widerruflichen Zuwendung keine

Gnadengebührniſſe und kein Waiſengeld erhalten , erſcheint viel⸗

fach eine Geldfürſorge angebracht . Daneben ſoll ihnen aber

auch in vollem Umfang jede Art von Kriegswaiſenpflege zu gut

kommen , deren ſich die ehelichen Kriegerkinder erfreuen dürfen .

Den ehelichen Kindern gleichgeſtellt ſind die ehelich erklärten

unehelichen Kriegerwaiſen ; dieſe erhalten nach §§S 19 , 38ff . des

M. H. G. Kriegswaiſengeld . Mit Rückſicht darauf ſollen die

Vormundſchaftsgerichte nach einem Erlaß des Juſtizminiſteriums

vom 13 . 12 . 1916 Nr . J . 42857 bei der Fürſorge für die

unehelichen Kriegerkinder auch die Frage ihrer Ehelichkeits⸗

erklärung erwägen , insbeſondere dann , wenn der Vater ſchon im

Felde ſteht und die Verehelichung mit der Mutter nicht in der

nächſten Zeit zu erwarten iſt .

Eine Verbeſſerung der ſozialen Stellung unehelicher Krieger —

waiſen wurde in letzter Zeit dadurch erreicht , daß nach den

ne vom 28 . Juli und vom 28 . Nov . 1916

J . M. Bl . S . 76 und 138 ) die Vergünſtigung der Führung
5 Bezeichnung „ Frau “ durch die Bräute verſtorbener oder

verſchollener Kriegsteilnehmer auch der unehelichen Mutter zu —

kommen und ihr wie ihrem Kinde die Annahme des Familien⸗

namens des verſtorbenen Kriegers im Falle einer voraus —

gegangenen ernſtlichen Verlobung geſtattet werden kann .

In dem erwähnten Erlaß vom 28 . 11 . 1916 J 40 499 ,

die Führung der Bezeichnung „ Frau “ durch die Bräute ver —

ſtorbener oder verſchollener Kriegsteilnehmer betr . , werden die

Belege aufgezählt , die zur Begründung der Geſuche nötig ſind .

Im Schlußſatz wird beſonders darauf aufmerkſam gemacht , daß

die Braut mit der Genehmigung des Geſuchs rechtlich die

Stellung einer Ehefrau nicht erlangt , insbeſondere einen Anſpruch

auf Hinterbliebenenverſorgung nicht erwirbt . Naturgemäß kann

ſie auch kein Anrecht auf eine Erbſchaft von dem Gefallenen oder

ſeiner Familie geltend machen . Wohl aber ſoll die Verleihung

des Ehrentitels „Frau“ dazu a den Kriegerbräuten

diejenige ſelbſtändige geſellſchaftliche Stellung zu verſchaffen , die

ſonſt nur Verheirateten pi wird , und die eingetreten

wäre , wenn nicht der Tod des Kriegsteilnehmers die beabſichtigte

Eheſchließung vereitelt hätte . Ebenſowenig erhalten etwaige

Brautkinder einen Anſpruch auf Waiſengeld ; bleiben in

ihrer rechtlichen Stellung weiterhin uneheliche Kinder der Braut .

Aul .

D.

17

260 )
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Über die Ermächtigung zur Anderung des Familiennamens

entſcheidet in Baden nach einer Allerhöchſten Entſchließung vom

7. Juli 1916 Nr . 515 das Juſtizminiſterium . Etwaige Geſuche

ſind von den Amtsgerichten entgegenzunehmen und nach Ver —

anlaſſung der erforderlichen Erhebungen unter gutachtlicher

Außerung dem Juſtizminiſterium vorzulegen .

Auch in anderen Bundesſtaaten , z. B. Preußen , Württem —

berg , Sachſen , Sachſen - Koburg und Gotha , ſindin letzter Zeit

ähnliche Entſchließungen getroffen worden , und in gleich wohl —

wollender Weiſe wurde in Sſterreich durch Kaiſ . Erlaß vom

18 . Mai 1917 die Ehelicherklärung unehelicher Kinder von

gefallenen und verſtorbenen Kriegern und Namensänderung von

Kriegerbräuten geregelt .

Da aus der Beilegung des Namens „ Frau “ keinerlei geſetz —

liche Anſprüche auf Witwen - und Waiſenverſorgung entſtehen ,

lehnt es manche uneheliche Mutter ab , von der gegebenen Mög —

lichkeit einer Hebung der ſozialen Stellung ihres Kindes Gebrauch

zu machen und zieht häufig deſſen verſchwiegene Unterbringung und

die Beibehaltung des Titels „ Fräulein “ einer Namensänderung

vor . Die ſoziale Kriegshinterbliebenenfürſorge wird nicht ver —

ſäumen , das Verantwortlichkeitsgefühl einer ſolchen Mutter durch

Zuſpruch und Belehrung zu wecken und zu ſtärken und ſie auf
die Pflichten gegenüber ihrem Kinde nachdrücklich hinzuweiſen .

Auch in der Berufsberatung , Wahl von geeig⸗
neten Schulen und Vermittlung von Lehrſtellen

kann ſich die Kriegswaiſenfürſorge wirkſam betätigen . Bei der

Wahl eines paſſenden Berufs ſind namentlich Lehrer , Arzte

( Schularzt ) oder Geiſtliche berufene Berater , da ſie die

Anlagen , die körperliche und geiſtige Leiſtungsfähigkeit des

Kindes kennen , ferner Vertreter des Gewerbeſtandes , des Handels
und der Induſtrie , die vertraut ſind mit den Anforderungen

und Ausſichten wie mit den täglich ſich ändernden Arbeits —

bedingungen und Lohnſätzen der verſchiedenen Berufe .

Seit einer Reihe von Jahren werden in Baden regelmäßig
vor Schuljahrsſchluß Lehrer und Lehrerinnen der oberſten Volks —

ſchulklaſſen durch das Unterrichtsminiſterium im Schul⸗

verordnungsblatt darauf hingewieſen , Schülern und Schülerinnen
bei der Berufswahl in geeigneter Weiſe an die Hand zu

gehen. Auch mittelbar und mehr gelegentlich wird der Lehrer
im Unterricht auf die Bedeutung des Handwerks und des Groß —
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gewerbes , des Beamtentums und der freien geiſtigen Berufe

hinweiſen und dadurch das Verſtändnis und die Neigung für

eine richtige Berufswahl vorbereiten und in die rechten Wege

leiten .

Zur Berufsberatung gehört die Aufklärung darüber :

1. Welche Anforderungen werden an Vor - und Aus⸗

bildung , an Ausbildungszeit und Ausbildungskoſten ,
an die körperlichen und geiſtigen Eigenſchaften , die

Lebensverhältniſſe , an die geldliche Leiſtungsfähigkeit

der Berufſuchenden geſtellt ,
2. welche wirtſchaftlichen Ausſichten beſtehen für einen

Beruf ,

3. wie iſt eine geeignete Lehrſtelle zu erhalten ?

Die Errichtung beſonderer Beratungsſtellen für die

Berufsausbildung von Kriegerwaiſen iſt nicht nötig ; dagegen

wird in der Zeitſchrift „ Heimatdank “ vom 15 . 12 . 1916

empfohlen , allgemeine Beratungsſtellen , die ſich die Beratung

der Kriegerwaiſen angelegen ſein laſſen , aus Mitteln des Vereins

in angemeſſener Weiſe zu unterſtützen . Als erſter Grundſatz

bei der Erziehung und Ausbildung unſerer Kriegerwaiſen hat

zu gelten , daß die Wahl eines Lebensberufes nach den vor⸗

handenen geiſtigen und körperlichen Fähigkeiten unter tunlichſter

Berückſichtigung beſonderer Neigungen getroffen wird ; dabei

kommen auch Berufsarten in Betracht , die vielleicht geringer zu

ſein ſcheinen , als wie ſie bisher in der Familie geübt worden

ſind , die aber keineswegs einen ſozialen Niedergang bedeuten .

In der Regel ſoll nur bei ganz beſonderer geiſtiger Ver —

anlagung und bewährter Willenskraft zum gelehrten Studium
ermuntert werden ; nötigenfalls iſt unter den veränderten Ver —

hältniſſen , die der Tod des Vaters hervorgerufen hat , eine

Umſchulung zu empfehlen . Eine gewiſſe Zurückhaltung in der

Zuführung zu den gelehrten Berufen iſt ſchon deswegen ange⸗

bracht , weil dieſe nach dem Kriege ohnedies aus der großen

Zahl der Kriegsabiturienten , die vielfach äls Kriegsbeſchädigte

eine beſondere Rückſichtnahme verdienen , einen ſtarken Zudrang

erhalten , die Bedürfniſſe an geſchulten Arbeitskräften in der

nächſten Zeit aber ſicher eher auf dem wirtſchaftlichen , als auf

dem wiſſenſchaftlichen Gebiete liegen werden . Auch hier kann

der rechte Hinweis auf den geeigneten Studiengang und die

etwa zur Verfügung ſtehenden Stipendien und Hilfen , wie
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freie . Lernmittel , Schulgeldnachlaß , Freiſtellen , dem vaterloſen

Kind von großem Nutzen ſeink ) . In ſolchen Ausbildungsfragen

wird auch der Landesausſchuß der Kriegshinterbliebenenfürſorge

bereitwilligſt Auskunft geben . Aber nicht nur mit gutem Rat ,

ſondern auch mit der Tat läßt ſich in geeigneten Fällen dadurch

helfen , daß aus Mitteln des Heimatdankes bare Zuſchüſſe als

Ausbildungs - oder Studienbeihilfen bewilligt werden ! “ ) .

In den meiſten Fällen wird es ſich für das Kriegerwaiſen

kind darum handeln , ſpäter ſeinen Lebensunterhalt durch der

Hände Arbeit zu gewinnen . Um dieſes vor der unſicheren Lebens

ſtellung eines ungelernten Arbeiters zu bewahren und um es in

den Stand zuſetzen , möglichſt bald ſelbſtändig zu werden , wird
deswegen beſonders der Kriegerwaiſenknabe am beſten einem aus⸗

ſichtsreichen gewerblichen Berufe zuzuführen ſein .

Im Bereich der wirtſchaftlichen Betätigung in Handel und

Gewerbe , Landwirtſchaft und Induſtrie bieten ſich auch dem

minderbemittelten , tüchtigen jungen Menſchen die beſten Aus —

ſichten für ein ſchnelles Vorwärtskommen und die Erreichung

einer angeſehenen Lebensſtellung .

Die Zuwendung von jungen Leuten zu gewerblichen Be —

rufen iſt auch aus wirtſchaftlichen Gründen ſehr erwünſcht ; denn

der junge Nachwuchs iſt erſchreckend zurückgegangen . Dies iſt

teilweiſe auch begreiflich in einer Zeit , in der jugendliche Leute

im fortbildungsſchulpflichtigen Alter ohne jede berufliche Aus —

bildung in Fabrikbetrieben täglich 10 —12 / verdienen . In

ländlichen Bezirken iſt grundſätzlich von Berufen abzuraten , die

einen dauernden Aufenthalt in der Großſtadt zur Ausbildung

und Ausübung des Berufes nötig machen .

) Nicht allgemein bekannt dürfte ſein , daß an ſchulpflichtige eheliche

oder legitimierte Kinder bis zum 14. Lebensjahr ſowie an Stiefkinder

und Kinder geſchiedener Kriegsteilnehmer und der bei dem Etappen

perſonal Dienſte leiſtenden Mannſchaften der freiwilligen Krankenpflege

des Landheeres im Falle der Bedürftigkeit Schulgeldbeihilfen aus Heeres

mitteln gewährt werden . Anträge auf Gewährung ſolcher Beihilfen

ſind an den Garniſon - Schulausſchuß am Aufenthaltsort des Kindes oder

an das für dieſen Ort zuſtändige Bezirkskommando zu richten . ( Siehe

Sch. V. Bl . 1915 , S. 264 ff. )

av6) Vergl . dazu Erlaß des KHM. vom 20. 7. 1917 , A. M. 1917 ,

275 , ferner Merkblatt des Vereins Jugendſpende für Kriegerwaiſen ,

e. V. , zu Eſſen , A. M. 1918 , 124 , S. 112.
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Bezüglich der Fachausbildung für einen Gewerbebert

ſei an dieſer Stelle auf die 3 ingswerkſtätten “ aufmerkf
gemacht , eine 4 lich überwachte , beſondere Art von Meiſterlehr

der das Lehrgeld für die Ausbildung bei einem tüchti
Meiſter vollſtändig vom badiſchen Staate bezahlt werden kann

De

Wenn es ſich auch nicht in allen Fällen erreichen laſſen
wird , die Erziehung der Kriegerwaiſen in derſelben Weiſe zu

geſtalten , wie ſie es bei Lebzeiten des Vaters geweſen wäre , ſo
wird deſſen ſozial⸗ und berufliche Stellung doc als Richt
und Zielpunkt anzuſehen ſein . Berechtigte , den Angehörigen
bekannt gegebene Wünſche des gefallenen Vaters ſollen nach

Möglichkeit berückſichtigvt werden . Die Mitwelt dieſer großen Zeit
von unerhörter Tapferkeit und blutigen Opfern darf ſich nicht

von den Kindern der gefallenen Krieger ſagen laſſen , ja , wenn

mein Vater noch am Leben wäre , ſo hätte ich was beſſeres
lernen und mir eine andere Lebensſtellung erringen können . Der

Forderung : dem Tüchtigen freie Bahn ! ſoll nicht bei den Krieger⸗

waiſen ein Halt geboten ſein . Im übrigen iſt nicht zu verkennen ,

daß namentlich die Lehrlingsausbildung heute f 105 iſt ; denn

ſehr viele Meiſter ſind einberufen , und nicht wenige Geſchäfte

befaſſen ſich nur mit Munitionsherſtellung , darum fehlt es viel⸗

fach an geeigneten Lehrherren und an den für die Berufsausbildung

geeigneten Geſchäften . Nach dem Krieg werden jedoch die gewerb⸗

lichen Verhältniſſe wohl bald wieder beſſer ſein , und eine ſorg⸗

fältige berufliche Ausbildung kann dann wieder mit um ſo

größerem Nachdruck gefordert werden .

Die Ausbildung und Geſundheitspflege der Kriegerwaiſen

liegt auch dem Kriegsminiſterium ſehr am Herzen . In einem

Erlaß vom 14 . 9. 17 ( S . K. 1918 , Nr . 3, S . 25 ) wird geſagt :

„ Die Sorge für die Zukunft unſerer Kriegerwaifen iſt mit eine

der wichtigſten vaterländiſchen Aufgaben . Die Erziehung , im

beſonderen eine ausreichende Schul - und Berufsausbildung der

Waiſen muß dauernd von den amtlichen Fürſorgeſtellen im Auge

behalten werden . Wo es angebracht iſt , ſind Freiſtellen , Schul

gelderlaß oder Beihilfen zu erwirken . Auch ſchwächlichen oder

erholungsbedürftigen Kindern muß rechtzeitig geholfen werden .

Für ſolche Kinder kommt Landaufenthalt , Aufenthalt in Heil⸗

anſtalten , Kurorten , Bädern uſw . in Betracht . Sind ausreichende

Mittel hierzu nicht vorhanden , ſo empfiehlt es ſich , ſolche bei

der Nationalſtiftung , den ſtellvertretenden Generalkommandos ,
13
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aus Stiftungen uſw . zu beantragen . Auch der Reichsverband

für Kriegspatenſchaften beabſichtigt , für derartige Zwecke ſpäter

ſeinen Kriegspatenkindern Mittel zur Verfügung zu ſtellen ,

ſoweit nicht die Kriegspaten ſelbſt hierzu bereit oder in der

Lage ſind “

Da heutzutage auch den jungen Mädchen
f055

alle Arbeits

gebiete offen ſtehen und die meiſten eine frühzeitige Berufseinſtellung

erſtreben müſſen , ſpielt die Berufsberatung bei Ren Krieger

waiſentöchtern eine ebenſo große Rolle wie bei den

Knaben . Von größter Wichtigkeit iſt zunächſt , einen nach der

körperlichen und geiſtigen Veranlagung geeigneten Beruf zu finden

und dann eine gründliche und gediegene Ausbildung in dem vor

geſchriebenen Umfang und in den dafür beſtimmten Schulanſtalten

zu 8 Wie bei den Kriegerwitwen iſt auch hier vor kurz‚

friſtigen , unzulänglichen und häufig unlautern Ausbildungsunter⸗

nehmungen zu warnen , wie ſie ſich auf allen Gebieten des Fach

ſchulweſens finden ; dann aber iſt von allen Berufen abzuraten ,

die heute ſchon an Überfüllung leiden und die , wie der allzuhäufig

gewählte kaufmänniſche Kontoriſtinnenberuf bei weitem nicht den

Bedarf an wenig geſchultem Perſonal aufweiſen , wie allzuhäufig

leichthin angenommen wird . Durch eine ungeeignete Be

Al
N Krufswahl

erleidet nicht nur die Einzelperſon einen erheblichen Verluſt an

wird auch in einzelnenGeld ,

5rfluß an Arbeits erzeugt , die in andere

gend nötig wären . möglich ſt

ſichere und auch für die ſpäterenſondern die

und Verhältniſſe zureichende Berufsausbildung iſt anzuſtreben ,

eine Fachbildung , die tet für ein gutes Fort

khmmmen und eine hefyiedi io ich Jiich eiuygßttommen und eine befrier Jick Auch einpaßt

in eine planmäßige Wkdtomt der Arbeitskräfte im deutſchen

trieb ; denn die richtige Berufswahl iſt nicht nur

bedeutungsvoll die Kriegerwaiſen ſelbſt , ſondern für das

ganze wirtſchaftliche und öffentliche Leben . Handwerk und Land

wirtſchaft , Fonde lünd Induſtrie bedürfen für die Zukunft beſonders

tüchtiger Kräfte , und
e
e8 ſind große Summen , die der deutſchen

e geregelte Zuführung geeigneter , geſchulker

kräfte in die 19100 Berufe gewonnen werden , die aber

für ſie verloren ſind bei einer unzweckmäßigen Verwendung .

Wenn eine ſonderberufliche Fachbildung für die Kriegs⸗

waiſentochter nicht in Frage kommt , ſoll ſie auf jeden Fall in

der
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der Hauswirtſchaft gut ausgebildet werden , damit ſie bald eine
Stitze ihrer Mutter wird und ſo für den ſpäteren eigenen Haus⸗

frauenberuf die nötige Ausbildung ſich erwirbt “ ) .

Auch in der Arbeits - und Stellenvermittlung für

beruflich ausgebildete Kriegerwaiſen werden neben den be1
allgemeinen und öffentlichen Arbeitst nachweiſen namentlich die

Genoſſenſchaften und die in der Organiſ tion des

Heimatdankes vertreten ſind , wertvolle Dienſte leiſten

Eine die übrigen Wa 5 ſichtlt ch überragende 50 040
ſoll auch bei der Arbeitsfürſorge den Kriegerwaiſen nicht zuge⸗
wieſen werden . Dies könnte bei

ihnen zu ſehr das beſchämende
Gefühl beſonderer Hilfsbedürftigkeit erwecken oder den über⸗

hebenden Gedanken , daß ſie etwas ganz beſonderes ſeien . Dagegen
darf ihnen wohl zum Bewußtſein kommen , daß ſie eine beſondere

Hilfe um ihrer Väter willen genießen , deren Andenken auch ihnen

beſondere Pflichten auferlegt .

hilden Berufsberatung , Berufsa
14461 iie ESeen No dor SGoimntsdur 45vermittlung eine dreife Unterſtützung , die der neben

8
Rechtsbeiſtand , Spflege und allgemeiner Erziehn ng den

ſorge an Wedeihen laſſen kann .

ine beſtſert Art von Jugendpflege , die , wenn auch

kt auf einen beſtimmten
J is,

doch einen mäch⸗

eit an derHitudseAeg i5bildet .

gung der Ju ügend, derer zaterland 8 rben
erwatſsenfurſo

die Zukunft und das

——8Die lienunterſtützung , das
35

täf 2des Militär⸗

18925

1

nur für den Fall der K ediürftigkeit gewährtehinterblie

wie die widerruflichen inredunf aus dem
i

wöhnlich ſo gering bemeſſen , daß

dieſe Mittel , wenn ſie die einzige oder ſtärkſte Einnahmequelle
der Eltern ſind , zum beſcheidenſten Lebensunterhalt nicht aus⸗

Allgemeine Aufklär und koſtenloſe Auskunft über die ver⸗

weiblichen Jugend geben in Karlsruhe

Bad . Frauenvereins , des Nat . Frauen⸗

hes Kath . Frauenbundes ( Blumenſtr . 3) .

13



0

96

reichen . Am ſchlimmſten iſt es , wenn von den hinterbliebenen

Elternteilen gar kein Anſpruch auf eine ſolche Verſorgung erhoben

werden kann , weil der Verſtorbene vor ſeinem Tode noch keinen

eigenen Verdienſt beſaß , um die bedürftigen Eltern zu unter

ſtützen , oder weil der Beitrag zu ihrem Lebensunterhalt nicht

nachweislich ſo „vorwiegend “ war , wie dies beſtimmungsgemäß

zur Bewilligung von Geldbeihilfen verlangt werden muß . Da

entſteht ſehr häufig eine große Hilfsbedürftigkeit und bittere Not ,

die menſchlich um ſo ergreifender iſt , wenn es ſich um einen

alten , alleinſtehenden und erwerbsunfähigen Vater , um eine

Mutter oder um beide Elternteile handelt , die für die Erziehung

oder Ausbildung ihres Sohnes die Erſparniſſe geopfert und mit

ſeinem Tod die Stütze ihres Alters und ihre letzte Lebens⸗

hoffnung verloren haben . Solche Fälle menſchlicher Tragik und

einer durch den Krieg unmittelbar hervorgerufenen Bedürftigkeit
wird der Heimatdank auf Grund genaueſter Prüfung der Ver

hältniſſe zum Gegenſtand einer weitgehenden ſozialen Hilfe und

Pflegſchaft machen.

In beſonderen Einzelfällen , in denen ſatzungsgemäß eine

Geldzuwendung durch den Heimatdank nicht möglich war oder

nicht ausreichend gewährt werden konnte , wurden bisher ſchon

recht häufig durch den Landesausſchuß der Kriegshinterbliebenen⸗

fürſorge bedürftigen Kriegereltern namhafte Unterſtützungen aus

Mitteln der Kruppſtiftung zugebilligt .

Verſchiedentlich wurde ſchon der Gedanke angeregt , Kriegs —

elternheime zu gründen , namentlich für einſam und mittellos

zurückgebliebene Kriegermütter , die eigene Berufsarbeit nicht mehr

leiſten können . Dies iſt ein beachtenswerter Vorſchlag , deſſen

Durchführung im einzelnen viel Gutes ſchaffen könnte ; doch

würde dadurch die Bildung eines beſonderen Standes von

Kriegerwitwen gefördert werden , und dies iſt durchaus zu ver⸗

meiden . Die beſte Unterkunft werden ſolche alleinſtehende , pflege —

bedürftige Kriegerwitwen oder - mütter in öffentlichen Alters

heimen oder in Aſylen finden , wo ſich die Kriegshinterbliebenen —
fürſorge noch weiter um ſie kümmern wird , ſoweit dies nötig iſt .

Zu dem ausgedehuten Kreis bedürftiger Kriegereltern , die

immerhin noch eine geſetzliche Kriegsverſorgung erlangen können ,

kommt noch die große Zahl von andern Familienangehörigen ,
die durch den Tod des Kriegsteilhehmers ihren Ernährer ver⸗
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haben und ganz auf freiwillige Geldbeihilfen angewieſen

ſind . Hier ſchlug der Krieg oft ganz beſonders harte Wunden ,

und mit zu den ſchönſten unddankenswerteſten Pflichten ſozialer
Fürſorgetätigkeit gehört es , auch dieſen Opfern eines furchtbaren

Krieges mit angemeſſener Unterſtützung und mit jeder andern

Art von pflegeriſcher Hilfe beizuſtehen .
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